
Recht auf Rausch
CANNABIS Mit der Legalisierung der Droge sollen Konsumenten besser geschützt werden

N
ach jahrelangen hitzigen
Debatten soll die heftig
umstrittene Legalisierung
von Cannabis nun doch
noch Realität werden. Be-
fürworter im Bundestag

haben sich lange dafür engagiert, Anträge
und Gesetzentwürfe vorgelegt, sie haben
mit der gescheiterten Prohibition argu-
mentiert, mit guten Erfahrungen in ande-
ren Ländern und einschlägigen Statistiken
zur Belastung von Justiz und Polizei – alles
umsonst. Bis jetzt. Am Mittwoch stand die
von der Ampel-Koalition geplante Canna-
bis-Legalisierung in erster Lesung auf der
Tagesordnung des Parlaments.
Es ist eine Art Vorzeigeprojekt der Koaliti-
on, das allerdings nach wie vor stark polari-
siert und in Fachkreisen teilweise sehr kon-
trovers und emotional diskutiert wird. Als
der Bundestag 2016 ein Gesetz zur Ände-
rung betäubungsmittelrechtlicher Vorschrif-
ten beschloss, um die Möglichkeiten der
ärztlichen Verordnung von Cannabisarznei-
mitteln zu erweitern, galt das bereits als
großer Schritt. Dabei ist das Hanfgewächs
eine erprobte Heilpflanze, deren Wirkstoffe
schon vor mehreren Tausend Jahren in
Asien bekannt waren und die auch heute
noch sehr geschätzt werden. Weil jedoch
Cannabis als Droge in Verruf geraten ist, tat
sich der Gesetzgeber lange schwer mit der
Legalisierung, die nun Anfang 2024 in Kraft
treten soll.

Zwei Säulen Der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (20/8704) trägt die Legalisie-
rung allerdings nicht im Titel, die Rede ist
von einem „kontrollierten Umgang mit
Cannabis“. Erwachsene dürfen künftig bis
zu 25 Gramm Cannabis für den Eigenkon-
sum besitzen. Möglich werden soll zudem
der private Eigenanbau von bis zu drei
Cannabispflanzen.
Außerdem dürfen nichtgewerbliche Anbau-
vereinigungen Cannabis zum Eigenkon-
sum an Mitglieder abgeben. Dabei gelten
strenge Vorschriften. Die Mitgliederzahl in
den Clubs wird auf 500 begrenzt. An Mit-
glieder weitergegeben werden dürfen bis zu
25 Gramm pro Tag oder 50 Gramm pro
Monat. An Heranwachsende zwischen 18
und 21 Jahren dürfen maximal 30 Gramm
pro Monat ausgegeben werden mit einer
Begrenzung des Wirkstoffgehalts (Tetrahy-
drocannabinol, THC) auf zehn Prozent
(siehe Hintergrund Seite 3). Zum Schutz
von Kindern und Jugendlichen sollen Kon-
sumverbotszonen gelten und ein Werbe-
verbot für Cannabis. Geplant ist außerdem
eine Aufklärungskampagne über die Wir-
kung und die Risiken der Droge Cannabis.

Streng genommen handelt es sich um eine
Teil-Legalisierung, denn in einer sogenann-
ten zweiten Säule soll später in regionalen
Modellvorhaben mit kommerziellen Lie-
ferketten eine weitergehende Freigabe er-
probt werden.
Während die Fraktionen von SPD, Grünen,
FDP und Linken die Legali-
sierung für richtig halten,
bleibt die Union bei ihrer
Ablehnung und fordert in
einem Antrag (20/8735),
die Neuregelung zu stop-
pen. Auch die AfD-Frakti-
on spricht sich in einem
Antrag (20/8869) dafür
aus, das Projekt aufzuge-
ben und sich auf den Ein-
satz von Medizinalcanna-
bis zu konzentrieren.

Keine Kontrolle Bundes-
gesundheitsminister Karl Lauterbach
(SPD) räumte in der ersten Beratung ein,
ein, dass bisherige Versuche, die Droge zu
kontrollieren, gescheitert sind. „Die Pro-
bleme gleiten uns aus der Hand“, sagte der
Minister und erwähnte den anwachsenden
Schwarzmarkt, die überlastete Polizei, den

stetig steigenden THC-Gehalt und die zu-
nehmenden Konsum unter Jugendlichen
und jungen Erwachsenen. „Wir brauchen
eine vernünftige Drogenpolitik.“ Der Can-
nabis-Konsum sei auch wegen problemati-
scher Beimischungen noch nie so gefähr-
lich gewesen. Der Verkauf an Kinder und

Jugendliche bleibe daher
nicht nur verboten, son-
dern werde künftig auch
viel besser kontrolliert.

Eine Farce Simone Bor-
chardt (CDU) warf Lauter-
bach vor, die wirklich wich-
tigen Gesundheitsthemen
zu vernachlässigen und
statt dessen „Lifestylepoli-
tik“ zu betreiben. Der Mi-
nister erkläre, wie schädlich
Cannabis sei und lege dann
ein Gesetz zur Legalisierung

vor. Das lasse viele Beobachter ratlos zu-
rück. Jugendschutz verkomme zur Farce.
Nach Ansicht von Kirsten Kappert-Gonther
(Grüne) steht der Jugendschutz tatsächlich
im Zentrum der Reform. Schließlich frag-
ten die Dealer nicht nach dem Ausweis.
Hinzu komme die Kriminalisierung der

Nutzer „wegen ein paar Gramm Cannabis
in der Tasche“. Sie betonte: „Wir machen
Schluss mit der gescheiterten Verbotspoli-
tik.“ Das sehen die Linken genauso. Ates
Gürpinar (Linke) wertete die Vorlage eines
Gesetzentwurfs zur Legalisierung von Can-
nabis als „Riesenerfolg“. Dies sei das Ergeb-
nis jahrzehntelanger Arbeit von Wissen-
schaftlern, Suchtexperten, der Cannabis-
Community, Justiz und Polizei. Allerdings
könnten die teils engen Kontrollvorgaben
Polizei und Bevölkerung überfordern. Er
warnte vor einer Überregulierung.

Knuffige Kiffer Solche Vorbehalte kom-
men auch von der FDP. Kristine Lütke
(FDP) sprach von einem „guten ersten
Schritt“ für den Jugend- , Gesundheits- und
Verbraucherschutz. Jedoch sei der Entwurf
„in vielen Punkten zu kleinteilig, zu büro-
kratisch, zu wenig praxistauglich“. Im Übri-
gen bleibe das Ziel „die umfassende Legali-
sierung von Cannabis zu Genusszwecken
für Erwachsene.“ Jörg Schneider (AfD)
mutmaßte, die Legalisierung werde ver-
mutlich vor allem die städtische „Hafer-
milchschickeria“ freuen, die künftig in
„knuffigen Kifferkommunen“ Cannabis
anbauen könne. Claus Peter Kosfeld T

Hanf (Cannabis) ist eine alte Kulturpflanze mit einem breiten Wirkungsspektrum. Die Pflanzenteile mit demWirkstoff THC sind als Droge bisher aber verboten. © picture-alliance/picturedesk/K. Schöndorfer

EDITORIAL

Keine
Kleinigkeit

VON CHRISTIAN ZENTNER

Bei einem flüchtigen Blick auf die Tagesord-
nung hätte man in dieser Woche übersehen
können, dass da ein Vorzeigeprojekt der Koali-
tion auf den parlamentarischen Weg gebracht
wurde. Etwas verschämt auf einem der kleins-
ten Debattenplätze am Mittwochabend unter-
gebracht, stand der Gesetzentwurf zur Canna-
bis-Legalisierung. Auch der Titel kommt etwas
verdruckst daher, von Legalisierung ist dort
nichts zu lesen, „kontrollierter Umgang mit
Cannabis“, darum soll es im Gesetz gehen,
das der Bundestag in den kommenden Mona-
ten in den Ausschüssen beraten wird.
Es ist keine Kleinigkeit, die dort debattiert wur-
de. Der Gesetzentwurf ist viel größer, als seine
Ansetzung vermuten ließ. Das merkte man
auch der Debatte an, die strittig und hochemo-
tional geführt wurde. Es war angemessen so,
denn selbst in Fachkreisen wird über das Für
und Wider eines legalen Konsums von Ha-
schisch und Marihuana emotional und kontro-
vers gestritten. Der Gesetzgeber, das scheint
bei aller ausstehenden Beratung sicher, wird
mit der Ampelmehrheit diese Kontroverse
durch einen Paradigmenwechsel entscheiden.
Cannabis gilt bald nicht mehr als Betäubungs-
mittel und der Konsum wird legal, jedenfalls in
den Grenzen des neuen Cannabisgesetzes.
Viereinhalb Millionen Menschen konsumieren
in Deutschland diese Droge und bekommen
damit die Aussicht, in ihrem Cannabisrausch
straffrei zu bleiben. Dafür müssen sie aller-
dings die Vielzahl der im Gesetzentwurf vorge-
sehenen Schranken für Anbau, Besitz und Kon-
sum einhalten. Der Joint in der Öffentlichkeit
erfordert beispielsweise genaueste Ortskennt-
nisse, um keine Mindestabstände zu Spielplät-
zen, Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen
oder den neuen Anbauvereinigungen zu unter-
schreiten. Der Sucht- und Drogenbeauftragte
der Bundesregierung, Burkhard Blienert (SPD),
hofft daher im Interview, dass der Bundestag
einen praktikablen Ansatz findet, wie die Ord-
nungsbehörden mit diesen Kontrollzonen um-
gehen können (Seite 2).
Der Titel des Gesetzentwurfs ist also treffend,
denn längst nicht jeder Joint wird durch diese
Novelle legal. Es wird eine Reform, bei der
noch einige Baustellen auf die Abgeordneten
warten. Eine davon wird auch sein, den Wider-
spruch aufzulösen, den der Gesetzentwurf in
sich trägt: Einerseits vor Cannabis warnen zu
wollen und auf der anderen Seite der Legali-
sierung das Wort zu reden.

»Der Konsum
nimmt dort zu,
wo er den
größten
Schaden

anrichtet.«
Gesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD)

KOPF DER WOCHE

Preis für eine
Protestikone
Jina Mahsa Amini Ihr Tod löste im Iran,
aber auch weltweit massive Proteste aus:
Weil sie angeblich ihr Kopftuch zu locker

getragen hatte, war
die kurdische Irane-
rin im September
2022 verhaftet wor-
den und starb in
Polizeigewahrsam.
Nun erhält Amini,
die Ikone der Pro-
testbewegung,
posthum den Sa-
charow-Menschen-
rechtspreis des Eu-
ropäischen Parla-

ments. Mit ihr werde die iranische Frauen-
bewegung geehrt, erklärte Parlamentspräsi-
dentin Roberta Metsola am Donnerstag in
Straßburg. Die Ermordung der 22-Jährigen
habe eine „frauengeführte Bewegung aus-
gelöst, die Geschichte schreibt“. Der Sacha-
row-Preis für geistige Freiheit wird seit
1988 an Persönlichkeiten oder Organisatio-
nen verliehen, die sich für Menschenrechte
und Meinungsfreiheit einsetzen. sas T
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ZAHL DER WOCHE

10
Sanktionspakete hat die Europäische Uni-
on bereits wegen schweren Menschen-
rechtsverletzungen seit Oktober 2022 gegen
den Iran beschlossen. Sie gelten für insge-
samt 227 Einzelpersonen und 43 Organisa-
tionen, die für Menschenrechtsverstöße ver-
antwortlich gemacht werden.

ZITAT DER WOCHE

»Es wäre ein
schwerer, ein
unverzeihlicher
Fehler.«
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hat ins-
besondere die Hisbollah und den Iran ge-
warnt, in den Konflikt zwischen Israel und
der palästinensischen Hamas einzugreifen.

MIT DER BEILAGE
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Massiver Anstieg antisemitischer Vorfälle registriert
INNERES Fraktionen verurteilen israelfeindliche Ausfälle in Deutschland. Bas empfängt Angehörige der Hamas-Geiseln

Israelfeindliche Kundgebungen mit gewalt-
tätigen Ausschreitungen, Markierungen
von Wohnungen jüdischer Bürger an den
Haustüren mittels Davidstern, ein versuch-
ter Brandanschlag auf eine Synagoge in
Berlin – die Eskalation im Nahen Osten
seit dem Terrorangriff der palästinensi-
schen Hamas auf Israel am 7. Oktober
sorgt auch in Deutschland für eine ange-
spannte Sicherheitslage. Der Bundesver-
band der Recherche- und Informationsstel-
len Antisemitismus (Rias) registrierte allein
im Zeitraum vom 7. bis 15. Oktober in der
Bundesrepublik 202 antisemitische Vorfäl-
le mit Bezug zu dem Angriff der Hamas,
ein Anstieg um mindestens 240 Prozent im
Vergleich zum entsprechenden Vorjahres-
zeitraum. „Rechnerisch ereigneten sich in
den ersten neun Tagen seit Kriegsbeginn
22 antisemitische Vorfälle pro Tag in
Deutschland“, resümierte der Verband am
Mittwoch dieser Woche.
Bis dahin hatte allein die Berliner Polizei
mehr als 360 Straftaten im Zusammen-
hang mit dem Nahostkonflikt gezählt. Am
Donnerstag sprach die Gewerkschaft der
Polizei nach neuerlichen Ausschreitungen
bei Versammlungen von Palästina-Unter-

stützern in Berlin-Neukölln von einem „re-
ligiösen Krieg“, der auf die Straßen der
Stadt getragen werde. Auch für Freitag wur-
de mit einer angespannten Lage gerechnet.
Im Bundestag verurteilten Vertreter aller
Fraktionen die antisemitischen Ausfälle in
Deutschland (siehe Seite 5). Der Haus-
haltsausschuss erhöhte auf Antrag der Ko-

alitionsfraktionen den Zuschuss für 2024
an die Recherche- und Informationsstelle
Antisemitismus. Im Regierungsentwurf wa-
ren eigentlich 600.000 Euro vorgesehen,
nun sollen es 990.000 Euro werden. Im
laufenden Jahr beträgt der im Innen-Etat
veranschlagte Zuschuss laut Haushaltsplan
1,1 Millionen Euro. Auch der jüdische

Turn- und Sportverband Makkabi Deutsch-
land e.V. soll im nächsten Jahr gefördert
werden. Die Haushälter stellten „zur Stär-
kung des gesellschaftlichen Engagements
durch Antisemitismusprävention und Anti-
diskriminierungsarbeit“ 400.000 Euro im
Etat ein.

Familien bitten um Unterstützung Bun-
destagspräsidentin Bärbel Bas (SPD) emp-
fing am Donnerstag Angehörige der von
der Terrororganisation verschleppten Gei-
seln, unter denen auch deutsche Staats-
bürger sind. Die Familien der Geiseln ba-
ten die Bundestagspräsidenten um Unter-
stützung. „Wir brauchen Deutschland
wirklich, um schnell zu handeln“, sagte
Roni Roman, deren Schwester mit ihrem
Kind von der Hamas entführt wurde, nach
dem Gespräch der Deutschen Presseagen-
tur. sto/scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bundestagspräsidentin Bärbel Bas mit Roni Roman, deren Schwester und ihr Kind von
der Hamas entführt wurden. © picture alliance/dpa | Christoph Soeder
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Falsches Versprechen
CONTRA D

er Bundesgesundheitsminister warnt.
Cannabis schade besonders dem
noch wachsenden Gehirn, erläuterte
Karl Lauterbach jüngst in einem Inter-

view: „Bis zum 25. Lebensjahr wird das Gehirn
noch umgebaut. Wer in dieser Altersphase konsu-
miert, der schadet sich besonders.“ Wer jetzt
denkt: „Das kann ja nicht sein. Die Koalition will
doch allen Bürger ab 18 Jahren erlauben, Mari-
huana und Haschisch anzubauen, zu besitzen und
zu beziehen“, dem kann nur gesagt werden: Völlig
konträre Meinungen gleichzeitig zu vertreten, ist
für Lauterbach und die „Ampel“ kein Problem.
Es überrascht deshalb nicht, dass die Koalition von
ihrem Gesetzesvorhaben nicht abweicht, obwohl
Ärzte, Polizeigewerkschaft und Richter vor diesem
falschen Versprechen von Freiheit warnen. Die Po-
lizeigewerkschaft erklärt, sie habe nicht genug
Personal, das Kiffer-Dickicht an geplanten Regeln
zu überwachen. Der Richterbund meint, die vorge-
sehene Registrierung in einem Anbauverein würde
Konsumenten abschrecken, die dann wieder auf
einen Schwarzmarkt ausweichen. Von einer Ent-
lastung der Justiz könne keine Rede sein. Die Kin-
der- und Jugendmediziner befürchten Gesund-
heitsschäden bei Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen. Man muss jetzt auch kein Psychologe
sein, um vorherzusagen: Eine Legalisierung führt
dazu, dass gerade junge Konsumenten das Risiko
falsch einschätzen. Das gilt schon für Alkohol und
Tabak und damit auch für Cannabis.
Am Ende wird aber der gesamte Sachverstand
nichts nützen. Die „Ampel“ wird alle Einwände
von Tisch wischen. Kein Wunder: SPD, Grüne und
FDP können eben auch gleichzeitig Werbung für
Süßigkeiten verbieten und das Kiffen erlauben.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Thomas Sigmund,
»Handelsblatt«,
Düsseldorf
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GASTKOMMENTARE
IST LEGALISIERUNG DAS RICHTIGE SIGNAL?

Win-Win-Situation
PRO Z

unächst einmal: Geplant ist lediglich ei-
ne Teil-Legalisierung. Für Kinder und
Jugendliche bleibt Cannabis verboten.
Auch Erwachsene sollen höchstens 25

Gramm besitzen dürfen, plus drei Pflänzchen. Und
um Schulen, Sportstätten, Jugendzentren herum
darf weder gehandelt noch gekifft werden. All das
ist gut so und wichtig, denn Droge ist Droge. Wo-
bei Alkohol weit gefährlicher und dennoch auch
künftig wohl viel einfacher erhältlich sein dürfte.
Insofern ist die Aufgeregtheit um das nun einzulö-
sende Koalitionsversprechen kaum nachvollzieh-
bar.Wenn Ärzteverbände nochmal vor gesundheit-
lichen Risiken warnen, muss man ihnen die Frage
entgegenhalten: Wie ist es denn bisher? Rund
viereinhalb Millionen Menschen kiffen hierzulan-
de, fast neun Prozent der erwachsenen Bevölke-
rung. Die Tendenz ist steigend, die bisherige Krimi-
nalisierung offenbar wirkungslos. Gleichzeitig sind
die Konsumenten auf illegal beschaffte Ware an-
gewiesen. Sie haben keine Ahnung, was verunrei-
nigt oder gestreckt wurde, kennen nicht mal den
THC-Gehalt. Ein gefährlicher Blindflug. Vor allem
für Jugendliche, die natürlich munter mitmischen.
Joints kreisen auf fast allen Schulhöfen.
Die anvisierte Teillegalisierung verringert also
nicht den Gesundheitsschutz, sie könnte ihn deut-
lich erhöhen. Der Markt wäre damit weit besser
als bisher zu kontrollieren. Polizei und Justiz wür-
den entlastet, Konsumenten nicht mehr zu Dealern
getrieben, die auch Härteres offerieren. Mit ent-
sprechender Besteuerung bekäme der Staat sogar
Mittel, um wirksamer in Suchtprävention zu inves-
tieren – eine Win-Win-Situation für alle.
Die bisherige Drogenpolitik hat sich in Doppelmo-
ral geübt und den Kopf in den Sand gesteckt. Es
wird Zeit, dass sich das ändert.

Rainer Woratschka,
»Der Tagesspiegel«,
Berlin
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Die Praktikerin: Simone Borchardt

E
ines fällt sofort auf: Wenn Simone Borchardt anfängt,
über Gesundheitspolitik zu reden, rattert es los. Ein Rä-
derwerk aus Informationen und Argumenten läuft ab,
31 Jahre in diesem Metier zeigen ihre Wirkung. Als CDU-

Bundestagsabgeordnete mag Borchardt, 57, mit dem Einzug im
Jahr 2021 eher ein Neuling sein. In ihre Arbeit im Gesundheits-
ausschuss aber bringt die geborene Leipzigerin aus dem Wahl-
kreis mit dem langen Namen Ludwigslust-Parchim II – Nordwest-
mecklenburg II – Landkreis Rostock I ihre Erfahrungen aus Jahr-
zehnten mit mehreren Stationen bei der Barmer Ersatzkasse und
nun als Leiterin zweier Fachpflegekliniken ein. Aktueller Aufreger:
die von der Bundesregierung geplante Legalisierung von Canna-
bis. Den Gesetzentwurf dafür hat die Ampelkoalition dem Bun-
destag diese Woche zu einer ersten Aussprache vorgelegt.
„Das Thema wird komplett unterschätzt“, sagt sie. „Gesund-
heitsschäden können schon beim ersten Mal auftreten.“ Eine Le-
galisierung bedeute die Ermöglichung des Einstiegs in ein Sucht-
verhalten. „Junge Menschen können es eben nicht einschätzen“,
so Borchardt. Das klingt etwas pauschal. Aber die Christdemo-
kratin verweist auf Experten. „Alle warnen vor den Schäden, es
kommen deutliche Mehrbelastungen für die Psychotherapeuten
hinzu.“ Schließlich sei das menschliche Gehirn bis zum 25. Le-
bensjahr noch in der Wachstumsphase – und besonders anfällig
für die Effekte des Drogenstoffs.
Sie sei nicht blauäugig, sagt sie, Cannabis werde ja zuweilen
konsumiert, „aber warum flächendeckend erlauben?“ Probiert

habe sie es nie, „ich bin wohl zu spießig“. Medizinisch gesehen
hält Borchardt Cannabis durchaus für sinnvoll, „es soll ruhig von
Ärzten niederschwellig verschrieben werden, zum Beispiel bei
Depressionen“. Ansonsten wünsche sie sich eine neue Debatte
über Alkohol und Nikotin: „In der Suchtaufklärung haben wir
noch nicht das richtige Mittel der Wahl gefunden.“
Borchardt kennt das Gesundheitswesen vor allem aus der Praxis.
Nach ihrem Lehramtsstudium in Leipzig sah sie ob der wenigen

Stellen Anfang der 1990er-Jahre keine Zukunft dort und fing bei
der Barmer an. Von der Pieke auf hoch gearbeitet habe sie sich,
sagt sie. Bildete sich zur Krankenkassen-Betriebswirtin fort und
absolvierte ein Master-Fernstudium im Gesundheitsmanage-
ment; ab 2012 war sie Regionalgeschäftsführerin Schwerin und
wechselte als Referentin zur Landesvertretung Hamburg, schließ-
lich der Wechsel zum Internationalen Bund als Geschäftsbe-

reichsleiterin Pflege. Im Bundestag dann sah sie, „dass bei der
Gesundheit Theorie und Praxis weit auseinander liegen“. Man
denke die Prozesse zu wenig zu Ende, die angestoßen werden.
Von Gesundheitsthemen war die ehemalige Leistungssportlerin
seit ihrer Jugend fasziniert, die Handballerin interessierte sich für
den Einklang von gesunder Ernährung und Sport. „Und es gibt
einen sensationellen Wohlfühleffekt.“
Als die Mauer fiel, steckte Borchardt noch mitten im Studium.
„Ich war eher ein ruhiger, beobachtender Vertreter“, erinnert sie
sich. „Am Anfang fand ich auch alles besorgniserregend, hoffte,
dass die Montagsdemos nicht eskalieren.“ Mit dem neuen Sys-
tem, sagt sie, musste sie erstmal warmwerden, entdeckte dann
aber die vielen Möglichkeiten.Was dann kam, ist bekannt.
Ihr Elternhaus sei nicht politisch gewesen, „wenn, dann eher
FDP-CDU“. Für die Politik begann sie sich zu engagieren, weil sie
viel Unkenntnis zum Gesundheitswesen feststellte. „Ich fragte
mich dann: Wo soll ich mich engagieren? Die SPD verteilte das
Geld, das vor allem vom Mittelstand kam. Den schützte die
CDU.“ 2013 trat sie bei den Christdemokraten ein, schlug sich
drei Jahre später bei der OB-Wahl in Schwerin tapfer; die Stadt
ist eher sozialdemokratisch orientiert. Schließlich warf sie ihren
Hut in den Ring für die Bundestagskandidatur und erhielt den
Zuspruch der Partei. Über die Landesliste zog sie in den Bundes-
tag ein. Ihre Zukunft? „Gerne weiterhin im Gesundheitsaus-
schuss. Und irgendwann die CDU in der Regierungsverantwor-
tung.“ Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Experten warnen vor den
Schäden, es kommen

Mehrbelastungen auf die
Psychotherapeuten zu.«
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Herr Blienert, das Cannabisgesetz
soll die Konsumenten entkriminalisieren
und den Schwarzmarkt schwächen. Auf
welchen Erkenntnissen beruht die Hoff-
nung, dass das die richtige Strategie ist?
Die Erfahrungen anderer Länder zeigen: Es
macht Sinn, Menschen, die Cannabis kon-
sumieren wollen, legale Zugänge zu er-
möglichen, wenn man zugleich für konse-
quenten Jugendschutz sorgt, Werbung ver-
hindert und Präventionsarbeit leistet. Der
klar geregelte Eigenanbau ist ein Weg, der
dafür sorgt, dass Menschen nicht mehr auf
den Schwarzmarkt angewiesen sind. In Ka-
nada zum Beispiel sind über 70 Prozent
der Cannabis-Konsumierenden bereit, le-
gale Wege zu nutzen. Das zeigt, dass legale
Wege angenommen werden.

In europäischen Nachbarländern gibt
es aber ganz unterschiedliche Erfahrun-
gen mit liberaler Drogenpolitik, etwa in
Portugal oder den Niederlanden.
In den Niederlanden hat man mit dem
Modell der Tolerierung des Verkaufs in
Coffeeshops nie geklärt, woher das Canna-
bis kommt. Dort hat sich die Organisierte
Kriminalität das Geschäft des Anbaus und
Großhandels aufgeteilt. Da gehen wir in
Deutschland einen völlig anderen Weg.
Und auch die Niederlande erprobt nun
über Pilotprojekte, wie die Kette des Han-
dels und Konsums von der Organisierten
Kriminalität befreit werden kann. Die Por-
tugiesen machen sehr gute Erfahrungen
mit der Entkriminalisierung der Konsumie-
renden, die von Präventions- und Frühin-
terventionsmaßnahmen begleitet wird.

Warum brauchen wir jetzt ein solches
Gesetz überhaupt?
Weil Verbot und Strafe definitiv die fal-
schen Mittel sind, um Präventionsarbeit zu
machen. Sie erschweren, über Drogen-Kon-
sum zu reden und führen zur Tabuisie-
rung. Kein Wunder, dass trotz Verboten
und Kriminalisierung nicht weniger son-
dern immer mehr konsumiert wurde. Und
wir müssen dafür sorgen, dass die, die auf
den Konsum nicht verzichten wollen oder
können, kleineren Risiken ausgesetzt sind.

Den legalen Besitz und Konsum von
Cannabis sehen viele kritisch. Kinder
und Jugendliche könnten durch die Frei-
gabe zum Konsum ermuntert werden,
denn was der Staat erlaubt, kann doch
nicht schädlich sein, heißt es etwa.
Die Botschaft ist eindeutig: Keine Drogen
in die Hände von Kindern und Jugendli-
chen unter 18 Jahren. Die Realität heute
ist, dass bereits 12-Jährige Cannabis konsu-
mieren – trotz aller Verbote. Darum müs-
sen wir zum Beispiel über Schulen oder
Sportvereine durch Prävention und Frühin-
tervention eingreifen. Wir müssen eindeu-
tig klarmachen, Drogen sind für unter
18-Jährige extremst ungesund. Und, wenn
sie dennoch Drogen nehmen, brauchen
wir flächendeckend Beratung und Hilfe.

Die Angebote an Schulen sind Sache
der Länder und Kommunen – mit be-
kanntlich meist klammen Kassen. Wie
soll Präventionsarbeit dort auf sicheren
Beinen stehen?
Da die Finanzierung in der Vergangenheit
immer wieder zur Disposition stand, brau-
chen wir jetzt eine ernsthafte Debatte darü-
ber, wie wir Prävention wirklich verstetigen
können. Wir haben ein Drogenproblem in
Deutschland und wir brauchen verlässliche
Präventions- und Hilfestrukturen! Wir kön-
nen nicht nach dem Motto weiter machen:
Was wir nicht sehen wollen, darum küm-
mern wir uns nicht. Wir müssen genau
hinschauen! Bei der Finanzierung sind
Länder und Kommunen, aber auch der
Bund in der Pflicht.

Der Jugendschutz wird groß geschrie-
ben in dem Gesetz und soll etwa durch

Zonen, in denen Cannabis nicht konsu-
miert werden darf, umgesetzt werden.
Wer soll das kontrollieren?
Das Parlament wird ein praktikables Ge-
setz beschließen, das die gesteckten Ziele
erreichen wird. Es muss einen praktikablen
Ansatz geben, wie Sicherheits- und Kon-
trollbehörden damit vor Ort umgehen
können. Wichtig ist auch, dass wir die
schlechten Erfahrungen mit Alkohol und
Tabak im Blick haben. Wenn wir ehrlich
sind, brauchen wir eine Gesamtdebatte da-
rüber, was im öffentlichen Raum möglich

sein soll und was nicht. Die Frage nach ge-
schützten Bereichen muss an sich gleicher-
maßen für das Rauchen und den Konsum
von Alkohol gelten. Das ist das Konflikt-
feld, für das die Gesellschaft noch keine
klare Antwort gefunden hat.

Auch für die Anbauvereine sollen
strikte Vorgaben für die Abgabe von Can-
nabis an ihre Mitglieder gelten. Was
macht Sie so sicher, dass diese Vereine
die Drogen nicht doch auch außerhalb
verteilen?

Diejenigen, die so einen Verein gründen,
wissen um ihre Verantwortung. Zudem
sind die Menschen eher bereit, sich an Re-
geln zu halten, als dagegen zu verstoßen.
Der Aufwand der Gründung eines Canna-
bisvereins wird sich für kriminelle Akteure
kaum lohnen. Außerdem werden die Verei-
ne auch staatlich kontrolliert; das ist sehr
unattraktiv für Kriminelle.

Für die Berliner Partygänger am Wo-
chenende ist es doch einfacher, auf dem
Weg zum Club noch schnell im Görlitzer
Park vorbeizuschauen, um sich Drogen
zu besorgen oder?
Deswegen ist die zweite Säule ja so wichtig,
also, dass wir über lizensierte Fachgeschäfte
in Modellregionen letztlich auch für die
Gelegenheitskiffer Möglichkeiten schaffen,
sich Cannabis legal zu besorgen. Das ist ei-
ne wesentliche Ergänzung. Erst mit der
zweiten Säule steht das Haus und ist be-
zugsfertig.

Kommen mit dieser zweiten Phase,
mit den kommerziellen Lieferketten,
dann doch die Coffeeshops wie in Ams-
terdam?
Wir reden über lizensierte Fachgeschäfte,
die von außen als solche nicht erkennbar
sein werden. Im Moment gibt es viele Ide-
en, unterschiedliche Abgabestellen auszu-
probieren, etwa auch über Apotheken.
Kommerzielle und nichtkommerzielle. Da
ist noch viel im Fluss. Aber noch einmal:
Mit dem niederländischen Modell, wie wir
es bisher kannten, hat das nichts zu tun.

Künftig soll der Besitz von 25 Gramm
Cannabis zum Eigenkonsum erlaubt wer-
den. Wie kommt es eigentlich zu diesem
Grenzwert?
Mit 25 Gramm kann auch jemand, der re-
gelmäßig kifft, seinen Bedarf decken und
ist nicht auf den Dealer angewiesen. Der
Grenzwert ist ein Kompromiss und gibt ei-
ne klare Regel vor. Die jetzt gültigen unter-
schiedlichen Werte für den Eigenbedarf in
den Bundesländern verwirren und lösen
keine Probleme.

Innerhalb der Koalition sind davon
noch nicht alle überzeugt. Es dürfe kein
neues Bürokratiemonster entstehen, das
Strafverfolgungsbehörden zusätzlich be-
lastet, heißt es etwa aus der FDP.
Wir schaffen mehr Jugendschutz, Gesund-
heitsschutz und drängen den Schwarz-
markt zurück. Das sind die gesteckten Zie-
le. Dazu gehört auch ein Werbe- und Spon-
soringverbot für Cannabis und Anbauver-
eine. Ich vertraue auf die Abgeordneten,
dass sie ein gutes Gesetz beschließen.

Nicht nur in der Cannabis-Communi-
ty wird argumentiert, Alkohol sei die viel
schlimmere Droge. Brauchen wir nicht
endlich ein umfassendes Drogenpräventi-
onsgesetz mit strengen Regulierungen
auch für Schnaps und Zigaretten, denn
auch das Rauchen hat unter Jugendli-
chen wieder zugenommen.
Ich denke, wir werden in den kommenden
zwei Jahren auch in dieser Debatte voran-
kommen. Wir sind ein Hochkonsumland
bei Alkohol, auch beim Rauchen steigen
die Zahlen wieder. Das ist die Quittung da-
für, dass viele Maßnahmen, die die Präven-
tion gestärkt und den Schutz der Konsu-
mierenden verbessert hätten, blockiert
worden sind. Gut, dass wir nun über ver-
stärkte Leitplanken für mehr Gesundheits-
schutz sprechen.

Das Gespräch führte Claudia Heine.

Burkhard Blienert (SPD) beschäftigt

sich seit vielen Jahren intensiv mit

Drogenpolitik und ist seit 2022

Beauftragter der Bundesregierung für

Sucht- und Drogenfragen.
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»Wir
schauen
hin«
BURKHARD BLIENERT Verbote
reduzieren den Drogenkonsum
nicht, betont der Drogenbeauf-
tragte der Bundesregierung



GLOSSAR CANNABIS

Cannabis Die Pflanze gehört zur Gat-
tung der Hanfgewächse, eine Kultur-
pflanze mit psychoaktiven Wirkstoffen.
Sie enthält viele unterschiedliche Wirk-
stoffe. Es gibt eine weibliche und eine
männliche Form der Pflanze, selten
zwittrige Varianten. Nur die weibliche
Form der Gattung „Cannabis sativa“
enthält genügend Wirkstoff (THC) für ei-
nen Rausch. Für den europäischen Markt
gilt Marokko als Hauptanbaugebiet. Et-
wa 70 bis 80 Prozent des in Europa ge-
handelten Cannabis stammen von dort.
Die Kunde von Cannabis als therapeuti-
sches Mittel und Rauschmittel reicht
4.000 Jahre zurück und basiert auf Be-
richten aus China und Indien.

Cannabidiol (CBD) Das zweithäu-
figste in der Cannabispflanze enthaltene
Cannabinoid (Wirkstoff) nach THC. CBD
kann die Wirkung von THC abmildern.
Enthält Cannabis wenig CBD und viel
THC, ist die psychoaktive Wirkung stär-
ker. Dem CBD wird eine antipsychoti-
sche, beruhigende Wirkung zugespro-
chen. Aufgrund der antipsychotischen
Wirkung wird in der Forschung unter-
sucht, ob sich CBD als Mittel gegen Psy-
chosen und Schizophrenie eignet. Zudem
wird CBD zur Behandlung von Depres-
sionen, Angststörungen und Suchter-
krankungen sowie bei Epilepsie getestet.

Cannabinoide In der Cannabis-
Pflanze kommen rund 100 Cannabinoide
vor, deren genaue Wirkung zum größten
Teil nicht bekannt ist. Im Körper docken
die Cannabinoide an Rezeptoren an, die
Einfluss haben auf die Freisetzung von
Neurotransmittern im Gehirn. Die be-
kanntesten Cannabinoide sind Tetrahy-
drocannabinol (THC) und Cannabidiol
(CBD) sowie zum Beispiel Cannabinol
(CBN), Cannabigerol (CBG) und Cannbi-
chromen (CBC). Es wird zwischen kör-
pereigenen, synthetisch hergestellten
Cannabinoiden und Phytocannabinoiden
unterschieden. Phytocannabinoide wer-
den aus den Blüten der weiblichen Hanf-
pflanze gewonnen.

Dronabinol Medikament. Internatio-
nal gültige Bezeichnung für den Wirk-
stoff THC in der Heilpflanze Cannabis.
Wird gegen Schmerzen oder Spastik ein-
gesetzt. Ein anderes Cannabis-Fertigarz-
neimittel heißt Sativex. Seit März 2017
können Ärzte auch Medizinal-Cannabis-
blüten oder Cannabisextrakt auf einem
Betäubungsmittelrezept verschreiben.

HaschischWird aus dem Harz der Blü-
tenstände der Cannabis-Pflanze herge-
stellt. Das Harz wird mit Streckmitteln
und Teilen der Pflanze zu Platten ge-
presst. Haschisch hat eine bräunlich-grü-
ne Farbe und eine feste bis bröckelige
Konsistenz. Der THC-Gehalt kann stark
schwanken. Der höchste Wert einer be-
schlagnahmten Probe lag bei 34 Pro-
zent. Hasch ist meistens stärker als Mari-
huana. Hasch wird mitunter auch in Kek-
sen („Space Cookies“) angeboten.

Legal Highs Synthetische Drogen.
Szenebegriff für Substanzen, die als
„Räuchermischungen“ oder „Badesal-
ze“ verkauft werden, um die rechtlichen
Bestimmungen des Betäubungsmittelge-
setzes oder des Arzneimittelgesetzes zu
umgehen. Legal Highs werden als Pulver,
Tabletten, Kräuter oder Kapseln angebo-
ten, wobei immer neue Substanzen auf
den Markt kommen, teils mit syntheti-
schen Cannabinoiden oder Cathinonen.
Die Drogen können Herzrasen, Kreislauf-
störungen, Kopfschmerzen, Übelkeit,
Angstzustände, Muskelkrämpfe und Be-
wusstlosigkeit auslösen, möglich sind
auch Herzinfarkte, Herzrhythmusstörun-
gen, Krampfanfälle und Psychosen.

Marihuana (engl. Weed) Getrock-
nete Blüten und Blätter der Cannabis-
Pflanze. Der THC-Gehalt schwankt meis-
tens zwischen ein und 14 Prozent, ist al-
so in der Regel niedriger als bei Canna-
bis-Harz. Allerdings lag der höchste
Wirkstoffgehalt in einer beschlagnahm-
ten Probe deutlich darüber.

Synthetische Cannabinoide Die
ersten Stoffe wurden in den 1960er Jah-
ren entwickelt und ursprünglich in der
medizinischen Forschung genutzt. Es
gibt eine große Anzahl synthetischer
Cannabinoide, die sich in ihrer Wirkstär-
ke teils deutlich unterscheiden. Im Ver-
gleich zu THC kann die Wirkung der Sub-
stanzen um ein Vielfaches stärker sein.
Synthetische Cannabinoide enthalten
kein Cannabidiol (CBD). Fehlt CBD, wie
bei bestimmten hochpotenten Cannabis-
sorten, wird der Rausch intensiver und
halluzinogener. Beim Konsum von hoch-
potentem Cannabis ist das Risiko für ei-
ne Psychose größer.

THC Abkürzung für Tetrahydrocannabi-
nol, den psychoaktiven Hauptwirkstoff in
Cannabis. Unter Gewächshausbedingun-
gen herangezogene Sorten können ei-
nen hohenWirkstoffgehalt aufweisen.

Vaporiser Mit Hilfe von Inhalatoren
werden Cannabis-Blüten verdampft. Bei
dem Vorgang werden THC, CBD und wei-
tere Wirkkomponenten freigesetzt. Can-
nabis kann mit oder ohne Tabak auch als
„Joint“ geraucht werden.

Quellen: cannabispraevention.de; drug-
com.de; barmer.de pk T

Bizarres Versteckspiel
CANNABIS Mit der Legalisierung der Droge soll der Schwarzmarkt zurückgedrängt werden

D
ie Dealer, die sich im Ber-
liner Volkspark Hasenhei-
de in die Büsche schla-
gen, haben meist die Ru-
he weg. Betont gelang-
weilt stehen die Drogen-

händler in dem Neuköllner Park, unterhal-
ten sich, manchmal rufen sie einem „Kol-
legen“ etwas zu. Nähert sich ein Erwachse-
ner, wird er interessiert beäugt und augen-
blicklich abgeschätzt. Ein Kunde mit
Suchtdruck oder doch nur ein Spaziergän-
ger mit Hund?
Die Männer (es sind immer Männer) sind
erfahren, sie wissen, wie ihre Kunden ti-
cken, sich üblicherweise verhalten, wenn
sie Drogen kaufen wollen. Die Drogen
sind in den Gebüschen versteckt, das Ge-
schäft im Park läuft meist
reibungslos, ohne Hektik,
Streit oder Kampf.

Präsenz zeigen Der Waf-
fenstillstand bringt Vortei-
le: Die Dealer verdienen
Geld, die Polizei muss
meist nicht eingreifen, Fa-
milien können unbehelligt
durch den Park schlendern.
Manchmal fährt ein Strei-
fenwagen im Schritttempo
durch den Park, um Prä-
senz zu zeigen und das Si-
cherheitsgefühl der Bürger zu stärken. Die
Polizei stuft die Hasenheide als „polizeili-
chen Brennpunkt“ ein, das Verhalten der
Dealer sei aber nicht von Gewalt geprägt,
sondern „eher durch ein Fluchtverhalten“,
teilt die Pressestelle mit.
In dem Park wird überwiegend mit Mari-
huana gehandelt, das ergibt sich aus der
Menge der entdeckten Drogen. In den ers-
ten neun Monaten dieses Jahres wurden in
der Hasenheide rund 2.850 Gramm Mari-
huana sichergestellt sowie rund 142
Gramm Haschisch.

Hochpotente Sorten Proben zeigen, dass
auch hochpotente Sorten mit einem Wirk-
stoffgehalt (THC) von mehr als 40 Prozent
gehandelt werden. Die Dealer haben aber
nicht nur weiche Drogen im Angebot, son-
dern auch Heroin und Kokain. In man-
chen Drogen-Brennpunkten werden zu-
dem Amphetamine und neue psychoaktive
Substanzen sowie Arzneimittel verkauft.
Der Schwarzmarkt im grünen Umfeld hat
in Berlin eine lange Tradition wie die Kiez-
Kneipe, wo der Joint öfter geraucht wird.
Mit der Legalisierung von Cannabis soll
sich der Drogenhandel in der Hasenheide,
dem Görlitzer Park und anderswo verflüch-
tigen wie die Rauchschwaden im benach-
barten Biergarten. Das ist der Plan. Das Ar-
gument: Legal verfügbares „Gras“ in ge-
prüfter Qualität, ohne schädliche Zusätze,
mit bekanntem Wirkungsgrad, ist dem
Produkt aus den Büschen überlegen. Die
Strategie: Cannabis entkriminalisieren und
das bizarre Versteckspiel beenden.
Skeptiker glauben nicht daran, weil Canna-
bis auf dem Schwarzmarkt wahrscheinlich
immer billiger sein wird als die Droge aus
kontrollierten Cannabis-Clubs und viele

Konsumenten sich die höheren Preise
nicht leisten wollen oder können. Für den
illegalen Handel spricht auch, dass Dealer
jederzeit verfügbar sind und vermutlich be-
sonders potente Drogen anbieten.
THC (Tetrahydrocannabinol) ist der
Hauptwirkstoff der weiblichen Cannabis-
pflanze (siehe Stichwortleiste), der den
Rausch erzeugt. Verglichen mit Stoffen, die
in den 1960er oder 1970er Jahren illegal
angeboten wurden, ist der THC-Gehalt
heute wesentlich höher. Fachleute spre-
chen von einer Tendenz zu hochpotentem
Cannabis entweder in Reinform oder in
Form synthetisch erzeugter Cannabinoide.

Veränderte Anbaumethoden Wie die In-
ternetseite drugcom.de unter Berufung auf

Daten eines internationa-
len Forscherteams schreibt,
hat sich der THC-Gehalt in
Haschisch (Cannabis-
Harz) und Marihuana
(Cannabis-Blüten) zwi-
schen 2006 und 2016 etwa
verdoppelt. Demnach stieg
die durchschnittliche THC-
Konzentration in Ha-
schisch von rund acht Pro-
zent im Jahr 2006 auf
17 Prozent zehn Jahre spä-
ter. Bei Marihuana wuchs
der THC-Gehalt im selben

Zeitraum von fünf auf zehn Prozent.
Als Grund vermuten die Forscher veränder-
te Anbaumethoden in Marokko, das als
wichtigstes Importland für Haschisch gilt.
Die Produzenten in Marokko seien auf
Cannabis mit höherem THC-Gehalt umge-
stiegen. Der Psychiater und Drogenexperte
Kurosch Yazdi schreibt in seinem Buch
„Die Cannabis-Lüge“: „In Wirklichkeit ist
der Unterschied zwischen Marihuana vor
drei oder vier Jahrzehnten und heute größ-
te als der Unterschied zwischen Bier und
Schnaps.“
Neben dem pflanzlichen Cannabis sind
auch synthetische Cannabinoide im Um-
lauf, deren Wirkung um ein Vielfaches stär-
ker ist und die für Konsumenten ein
schwer kalkulierbares Gesundheitsrisiko
darstellen. Bisweilen werden diese Drogen

als vermeintlich harmlose Kräutermischun-
gen oder sogenannte Legal Highs vermark-
tet.
Um der Verbreitung ständig neuer Suchts-
toffe etwas entgegenzusetzen, beschloss der
Bundestag 2016 in Ergänzung des Betäu-
bungsmittelgesetzes (BtMG) das Neue-psy-
choaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG), über das
nun ganze Stoffgruppen verboten werden
können. Das aktuelle Verbot umfasst syn-
thetische Cannabinoide. Dass sich inzwi-
schen viele Konsumenten ernste Sorgen
machen, zeigt sich in Berlin-Kreuzberg, wo
das Angebot, Drogen auf ihre Zusammen-
setzung zur prüfen (Drug-Checking), stark
nachgefragt wird.

Millionen Nutzer Schätzungsweise 4,5
Millionen Menschen in Deutschland kon-
sumieren regelmäßig Cannabis. Damit ist
Cannabis die am häufigsten genutzte ille-
gale Droge. Berlin ist auch die Hauptstadt
der Cannabis-Konsumenten, wie aus dem
Epidemiologischen Suchtsurvey 2021 her-
vorgeht. Demnach gaben 16,7 Prozent der
erwachsenen Einwohner Berlins 2021 an,
in einem Zeitraum von einem Jahr Canna-
bis konsumiert zu haben, 20 Prozent der
Männer und 13,3 Prozent der Frauen. Das
ist bundesweit die absolute Spitze.
Dass Kinder und Jugendliche durch Dro-
gen aller Art besonders gefährdet sind, ist
keine neue Erkenntnis. Junge Leute sind
experimentierfreudig, lieben den Reiz des
Verbotenen, wollen in ihrer Altersgruppe
als cool gelten und greifen leider auch ger-
ne dort zu, wo es langfristig schaden kann.
Erfahrene „Kiffer“ argumentieren, es sei
noch niemand durch Cannabis-Konsum
gestorben, anders als etwa Heroin-Junkies,
im Übrigen sei Alkohol viel gefährlicher
und legal.

Gesundheitliche Risiken Mediziner und
Psychotherapeuten sehen das kritischer
und weisen auf gravierende Langzeitschä-
den hin, von denen besonders Heranwach-
sende betroffen sein können. Als gesichert
gilt, dass THC das Gehirn der Konsumen-
ten schädigen kann, insbesondere dann,
wenn es noch wächst, also etwa bis zum
Alter von 25 Jahren. Je höher die THC-Do-

sis, umso wahrscheinlicher sind Psychosen,
Aufmerksamkeitsstörungen und eine grö-
ßere Suchtaffinität.
Wer über einen längeren Zeitraum Canna-
bis regelmäßig in hohen Dosierungen
nimmt, kann nach Aussagen erfahrener
Nutzer und Therapeuten auch eine patho-
logische Antriebslosigkeit entwickeln sowie
eine spezielle Form der Vergesslichkeit.
Lungenärzte weisen darauf hin, dass Can-
nabis, wenn es geraucht wird, die Lunge
schwer schädigt. Mögliche Folgen sind eine
chronische Bronchitis sowie eine chro-
nisch-obstruktive Lungenerkrankung
(COPD) mit Lungenemphysem und Atem-
not.
Mit der Legalisierung verbunden ist daher
der Schutz von Kindern und Jugendlichen,
die weiterhin keine Drogen
kaufen oder besitzen dür-
fen. Neben einer Aufklä-
rungskampagne über die
speziellen Risiken bei Can-
nabis sieht die Novelle ein
Verbot von Werbung und
Sponsoring vor. Ferner soll
um Anbauorte herum eine
Schutzzone von 200 Me-
tern zu Schulen, Kinder-
und Jugendeinrichtungen,
Spielplätzen oder Sport-
stätten eingehalten werden.
Nach Ansicht von Kinder-
ärzten und Psychiatern überwiegen gleich-
wohl die Risiken einer Legalisierung für die
Heranwachsenden.

Drogenberatung Die Bundesärztekammer
(BÄK) lehnt die Legalisierung der Droge
ab, findet die mit der Novelle einhergehen-
de Entkriminalisierung aber richtig. Ärzte-
präsident Klaus Reinhardt sagte unlängst:
„Werden Jugendliche zum ersten Mal er-
wischt, sollte man sie nicht strafrechtlich
belangen, sondern zu verpflichtenden Auf-
klärungskursen in der Drogenberatung
schicken.“ Portugal etwa hat damit gute Er-
fahrungen gemacht, wie aus einem Dossier
der Wissenschaftlichen Dienste des Bun-
destages hervorgeht. Dort verfolgen die Be-
hörden demnach seit vielen Jahren eine li-
berale Drogenpolitik.
Der Besitz einer geringen Menge Drogen
– darunter auch harte Drogen – wird in
Portugal nicht mehr als Straftat eingestuft,
sondern als Ordnungswidrigkeit. Wer mit
Drogen innerhalb der tolerierten Menge
erwischt wird, muss bei einer „Kommissi-
on zur Abmahnung von Drogensucht“
(CDT) erscheinen, wo sich Juristen, Sozial-
arbeiter und medizinische Fachkräfte um
den Fall kümmern und Hilfsangebote un-
terbreiten. Im Wiederholungsfall werden
Sanktionen verhängt, gemeinnützige Arbeit
oder Bußgelder. Die Strategie führte dem
Bericht zufolge zu einem Rückgang dro-
genbedingter Todesfälle und einer Entlas-
tung der Justiz und damit der „sozialen
Kosten“.

Alkohol im Vergleich Die juristischen Fol-
gen der bisherigen Prohibition sind ein
wesentlicher Grund für die Novelle. Wer
mit Cannabis für den eigenen Konsum er-

wischt wird und sich strafrechtlich verant-
worten muss, fühlt sich unverhältnismäßig
hart bestraft. Oft führen Betroffene den la-
xen Umgang mit hochprozentigem Alko-
hol als Vergleich an, um die aus ihrer Sicht
ungerechte Behandlung zu illustrieren. Der
Deutsche Hanfverband (DHV) kritisiert die
teilweise harten Strafen auch bei geringen
Mengen, insbesondere für „Wiederho-
lungstäter“. Nach Ansicht des DHV ist das
von Cannabis ausgehende Gesundheitsrisi-
ko wesentlich geringer einzuschätzen als
das durch Alkoholmissbrauch.

Delikte Nach Angaben des nationalen Ge-
sundheitsportals gesund.bund sind 2021
allein mehr als 33.000 Handelsdelikte mit
Cannabis registriert worden, das waren fast

60 Prozent aller Handels-
delikte. Insgesamt nahm
die Polizei 2022 rund
175.000 Delikte auf, die
den Besitz und Umgang
mit Cannabis betreffen
(siehe Grafik). Allerdings
dürften in vielen Fällen die
Verfahren wegen Geringfü-
gigkeit eingestellt worden
sein, das ist laut Gesetz bei
einer nur geringen Menge
für den Eigenbedarf immer
möglich.
Was eine geringe Menge ist,

wird in Deutschland freilich ganz unter-
schiedlich interpretiert. Laut einer Experti-
se der Wissenschaftlichen Dienste des Bun-
destages kann die Staatsanwaltschaft das
Verfahren derzeit in jedem Bundesland bis
zu einem Bruttogewicht von sechs Gramm
Cannabis einstellen. Vier Länder erlauben
bis zu zehn Gramm. Auch hier ist Berlin
wieder Spitze: Die Berliner Regelung ent-
hält die Möglichkeit einer Einstellung des
Verfahrens bis zu einem Bruttogewicht von
15 Gramm.
In der Justiz und bei der Polizei halten sich
Bedenken, ob die Legalisierung von Can-
nabis der richtige Weg ist. Der Deutsche
Richterbund etwa sieht mehrere Nachteile,
darunter den, dass mit der Reform neue
Straftatbestände entstehen könnten, die
mit einem erheblichen Ermittlungsauf-
wand verbunden wären. Nach Ansicht des
Richterbundes ist mit einem Missbrauch
von Anbauvereinigungen und mit einer
Stärkung des Schwarzmarktes zu rechnen
sowie mit einem stark erhöhten Cannabis-
Konsum durch Jugendliche.
Die Polizei sieht gleichfalls in der Perspek-
tive keine Arbeitsentlastung, da der legale
Anbau ebenfalls kontrolliert werden müss-
te und in den „Brennpunkten“ auch mit
harten Drogen gehandelt wird. Die Erfah-
rung mit Alkohol zeige im Übrigen, dass
eine Weitergabe der Droge an Jugendliche
nur schwer zu unterbinden sei. Nach An-
sicht der Deutschen Polizeigewerkschaft
(DPolG) wäre mehr Aufklärung sinnvoller
als eine Legalisierung. So habe eine Studie
ergeben, dass fast 40 Prozent der Heran-
wachsenden zwischen 18 und 25 Jahren
bereits Erfahrungen mit Cannabis gemacht
hätten. Die Legalisierung wäre daher „ein
fatales Signal“. Claus Peter Kosfeld T

Viele Menschen besorgen sich Cannabis vom Schwarzmarkt und gehen damit ein Risiko ein. Es werden dort auch hochdosierte Drogen verkauft und solche mit giftigen Streckmitteln. © picture-alliance/dpa/Christoph Soeder
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sind durch
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Pflicht zur Verfassungstreue
JUSTIZ Schöffenamt soll vor Extremisten geschützt werden

Für Schöffinnen und Schöffen soll die Pflicht
zur Verfassungstreue gelten. Was klingt wie
eine Selbstverständlichkeit, ist es eigentlich
auch. Dennoch will die Bundesregierung die-
sen Grundsatz für die ehrenamtlichen Rich-
terinnen und Richter nun im Deutschen
Richtergesetz explizit festschreiben. Wie die
Bundesregierung in einem Gesetzentwurf
(20/8761) festhält, hat das Bundesverfas-
sungsgericht die Pflicht zur Verfassungstreue
in seiner Rechtsprechung längst bestätigt. Die
geplante Änderung solle diese Pflicht aber
sichtbarer machen und zudem ein „politi-
sches Signal“ senden, führt die Bundesregie-
rung aus. Denn: Rechte und rechtsextreme
Gruppen würden seit Jahren ihre Anhänge-
rinnen und Anhänger dazu auffordern, sich
als Schöffinnen oder Schöffen zu bewerben.
Die Änderung geht aus Sicht der Regierung
zudem über eine „deklaratorische Kodifizie-
rung“ der Rechtsprechung hinaus. Durch die
Neuregelung sei eine Besetzungsrüge mög-
lich, im Strafverfahren stelle die fehlerhafte
Besetzung einen absoluten Revisionsgrund
dar. Im Fall der Fälle könnten deswegen be-
troffene Verfahren neu aufgerollt werden
müssen.

Absoluter Revisionsgrund Das sieht wie-
derum der Bundesrat kritisch. Das Revisions-
verfahren wäre aus Sicht der Länder dann

häufig mit der Prüfung der Verfassungstreue
der ehrenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter belastet. Die bestehenden Möglichkeiten
zur Abberufung und zum vorläufigen Verbot
des Ehrenamts seien ausreichend.

Entscheidungsmacht In der ersten Lesung
am Donnerstagabend unterstrich Bundesjus-
tizminister Marco Buschmann (FDP) die In-
tention der Bundesregierung. „Das Schöffen-
amt darf nicht zum Einfallstor extremisti-
scher Bestrebungen in die Justiz werden.“
Schließlich hätten Schöffen und Schöffinnen
„Entscheidungsmacht“. Till Steffen (Bündnis
90/Die Grünen) warb dafür, auch EU-Bürge-
rinnen und EU-Bürgern den Zugang zum
Schöffenamt zu ermöglichen.
Ansgar Heveling (CDU) begrüßte das „Sig-
nal, das von gesetzgeberischer Klarstellung
ausgeht“. Man hätte sich die Änderung früher
gewünscht, denn für die Auswahl der Schöf-
finnen und Schöffen für die nächste Amtspe-
riode komme sie zu spät.
Fabian Jacobi (AfD) bezweifelt, ob es der
Bundesregierung tatsächlich um Verfassungs-
treue gehe. Die Bundesregierung wolle ein
„starkes politisches Signal gegen Rechts“ set-
zen, „also gegen die Opposition.“ Das sei ein
„Offenbarungseid“, sagte Jacobi. Die übrigen
Reden wurden zu Protokoll gegeben, das bei
Redaktionsschluss noch nicht vorlag. scr T

»Sicherheit ist heute nicht selbstverständlich«
NACHRICHTENDIENSTE Die Anforderungen an die nationalen Sicherheitsbehörden wachsen als Folge der Krisen

Die angespannte Situation im Nahen Os-
ten nach den Hamas-Angriffen auf Israel
sorgt auch die Spitzen der Nachrichten-
dienste des Bundes. „Der Terror der Hamas
im Nahen Osten stellt eine weitere Zäsur
dar, die Auswirkungen auf die Sicherheits-
lage in Deutschland haben kann“, sagte
der Präsident des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz (BfV), Thomas Haldenwang,
bei der alljährlichen öffentlichen Anhö-
rung vor dem Parlamentarischen Kontroll-
gremium des Bundestags vergangenen
Montag. Der Verfassungsschutz warne
schon lange vor den Gefahren, die von den
zunehmenden antisemitischen und antiis-
raelischen Aktivitäten innerhalb der ver-
schiedenen Beobachtungsbereiche des Am-
tes ausgingen, und habe diese genau im
Blick, sagte Haldenwang in Anwesenheit
der Präsidentin des Militärischen Ab-
schirmdienstes (MAD), Martina Rosenberg,
und des Präsidenten des Bundesnachrich-
tendienstes (BND), Bruno Kahl.
Der Verfassungsschutzchef nannte die von
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) ange-
kündigten Verbote gegenüber der Hamas
und dem Verein Samidoun eine „logische
Konsequenz unserer Erkenntnislage“. Mit
allen zur Verfügung stehenden Kapazitäten
arbeite seine Behörde nun daran, die Um-
setzung der Maßnahmen schnellstmöglich

zu gewährleisten. Aus seiner Sicht gibt es
auch noch weitere Organisationen, die für
Verbote in Betracht kämen.
Zur Sicherheit von Juden in Deutschland
angesichts pro-palästinensischer Demons-
trationen auf deutschen Straßen befragt,
wollte Haldenwang zwar nicht von einer
konkreten Gefährdung reden. Es gebe aber
eine „abstrakt hohe Gefahr für Menschen
jüdischen Glaubens“, räumte er ein.

Einstiegsschwelle Für den Extremismus
seien multidimensionale Krisen ein Auf-
putschmittel, sagte der Verfassungsschutz-
chef. Zudem gebe es eine „Entgrenzung
verfassungsfeindlichen Gedankengutes in
die Breite der Gesellschaft“. Rechtsextremis-
ten versuchten ihre Agenda „in die bürger-
liche Mitte zu eskalieren“, sagte Halden-
wang. Dabei gewinne der Themenkomplex
Migration und Asyl zunehmend an Bedeu-
tung. Extremistische Denk- und Sprach-
muster würden sich in die Gesellschaft ein-
nisten. „Die Einstiegsschwelle in den Extre-
mismus ist gefährlich abgeflacht“, befand
der BfV-Präsident.
Seine Behörde bewerte die Gefahr schwerer
Gewalttaten von Linksextremisten gegen
Personen ebenfalls als ernst. „Auch wenn
die Schwelle zum Linksterrorismus noch
nicht überschritten wurde, ist die Entste-

hung neuer linksterroristischer Strukturen
wahrscheinlicher geworden“, sagte er.
Im Feld des dschihadistischen Islamismus
sei die Terrorabwehr eine prioritäre Dauer-
aufgabe geworden, so der BfV-Präsident.
Die relative Ruhe in diesem Bereich sei der
harten Arbeit und der Aufmerksamkeit der
Sicherheitsbehörden zu verdanken.
Für MAD-Präsidentin Rosenberg zeigen die
terroristischen Angriffe auf Israel einmal
mehr, „dass Sicherheit heute nicht selbst-
verständlich ist“. Der Militärische Ab-
schirmdienst richte aufgrund der sich ver-
ändernden Sicherheitslage, insbesondere
infolge des russischen Angriffskrieges auf
die Ukraine, seine Aufgaben verstärkt auf
die Herausforderungen der Landes- und
Bündnisverteidigung aus. Nach wie vor ste-
he die Bundeswehr mit all ihren militäri-
schen Fähigkeiten im besonderen Fokus
ausländischer Nachrichtendienste – zual-
lererst jener aus Russland und China, sagte
Rosenberg.

Prävention Zu beobachten sei ein breit
gefächerter Ansatz an hybriden Maßnah-
men im Cyber- und Informationsraum.
Dabei verliere aber die klassische Spionage
nicht an Bedeutung. Als problematisch be-
wertete sie, dass sich ehemalige Bundes-
wehrpiloten als Ausbilder in China verdin-

gen. Das berge die Gefahr in sich, dass ge-
schützte Taktiken der Nato durch chinesi-
sche Stellen aufgeklärt werden.
Prävention, so Rosenberg, sei das beste Ab-
wehrmittel. Bundeswehrangehörige sollten
durch Präventionsarbeit in die Lage ver-
setzt werden, nachrichtendienstliche An-
sprachen frühzeitig zu erkennen und si-
cherheitsbewusst zu reagieren, sagte sie.

Flächenbrand Die Auswirkungen des neu-
en Krieges im Nahen Osten auf die Stabili-
tät der Region seien noch nicht abzusehen,
befand BND-Präsident Kahl. Sollte die La-
ge weiter eskalieren, drohe ein Flächen-
brand mit Auswirkungen, „die weit über
den Nahen und Mittleren Osten hinausrei-
chen werden“. Der BND trage wesentlich
dazu bei, die Integrierte Sicherheit der
Bundesrepublik zu gewährleisten sowie die
Resilienz des öffentlichen Lebens wie auch
der demokratischen Strukturen zu stärken,
sagte Kahl. Neben globalen Großkonflik-
ten würden regionale Krisenherde ebenso
aufgeklärt wie der internationale Terroris-
mus, Folgen des Klimawandels oder Risi-
ken aus dem Cyber-Raum. „Wir liefern die
nötigen nachrichtendienstlichen Erkennt-
nisse, damit Deutschland die Zeitenwende
erfolgreich meistern kann“, sagte der BND-
Chef. Götz Hausding T

B
eim Thema Bürokratie sind
sich eigentlich alle einig: Es ist
schlimm, sehr schlimm. „Über-
bordende Bürokratie schadet
allen: dem Bürger, der Wirt-
schaft und auch dem Staat“,

sagte Günter Krings (CDU) am Donnerstag
im Bundestag. „Unser Staat lähmt sich in
Teilen selbst“, sekundierte Lukas Benner
(Bündnis 90/Die Grünen). Benjamin Stras-
ser (FDP), Parlamentarischer Staatssekretär
im Bundesjustizministerium und Koordina-
tor der Bundesregierung für Bessere Recht-
setzung und Bürokratieabbau, diagnostizier-
te gar einen „Bürokratie-Burn-Out“ im Land:
„Die Menschen sind angesichts der bürokra-
tischen Lasten so verzweifelt, dass es ihnen
die Kreativität nimmt, ihren Unternehmer-
geist nimmt, sprich: die Dynamik in unse-
rem Land blockiert“.
Bei aller Einigkeit in der Diagnose, über die
Art der Behandlung und vor allem über die
Frage, wer dafür am besten geeignet wäre,
wurde im Plenum heftig gestritten. Aus
Sicht der Union, deren Antrag für eine
„Agenda für Bürokratieabbau und bessere
Rechtsetzung“ (20/8856) Grundlage der De-
batte war, macht die Ampel alles schlimmer
– und reißt die Erfolge von 16 Jahren Uni-
ons-geführter Bundesregierung ein. Drei Bü-
rokratieentlastungsgesetze habe man seiner-
zeit verabschiedet, am Ende habe der Büro-
kratiekostenindex so niedrig wie nie zuvor
gestanden, so Krings. Die Ampel habe es
aber „in Windeseile“ geschafft, mehr und
neue Bürokratie aufzubauen. Durch die Am-
pel liege der bundesgesetzliche Erfüllungs-
aufwand inzwischen bei 25 Milliarden Euro
jährlich, zu Unions-Zeiten habe der Wert
konstant bei zehn Milliarden Euro gelegen.
Mit dem Erfüllungsaufwand wird angege-
ben, welche Kosten aus Vorschriften für Bür-
ger, Wirtschaft und Verwaltung entstehen.
„Die Regulierungs- und Kontrollwut der ak-
tuellen Bundesregierung erstickt die Freiheit
des privaten und unternehmerischen Han-
delns“, folgerte der Christdemokrat.

Entlastung verdoppeln In dem Antrag
fordert die Fraktion unter anderem ein „Be-
lastungsmoratorium“ auf EU-Ebene, zudem
sollen sich Bundestag und Bundesregierung
mittels einer „fest definierte Bürokratiequo-
te“ selbst beschränken, im Parlament will
die Union zudem einen Ausschuss für Büro-
kratieabbau einrichten. Auch an die Entlas-
tung will die Union ran. Sie schlägt eine
„One in, two out“- statt der bestehenden
„One in, one out“-Regelung vor. Nach dieser
2015 eingeführten Regelung soll jede finan-
zielle Belastung der Wirtschaft durch eine
Entlastung an anderer Stelle ausgeglichen
werden. Christdemokraten und Christsozia-
len schwebt nun eine Verdoppelung der
Entlastung vor. „Schreiben Sie gerne von
uns ab! Schreiben Sie vom Normenkon-
trollrat ab, schreiben Sie von anderen Exper-
ten ab. Aber bitte tun Sie endlich etwas in
Sachen Bürokratieabbau“, mahnte Krings
die Bundesregierung.

Koalition setzt auf BEG IV Die Koalition
konnte die Union mit ihrem Antrag, der nun
federführend im Rechtsausschuss beraten
wird, nicht überzeugen. Es fehlten die kon-
kreten Vorschläge, kritisierte Thorsten Lieb
(FDP). „Was ich finde, sind Absichtserklärun-
gen, sind Strukturvorschläge, die eher Büro-
kratie aufbauen statt abbauen.“ Es sei wich-
tig, über Bürokratieabbau zu reden, sagte der
Liberale, „aber viel wichtiger ist es, zu han-
deln“.
Und das tut die Koalition nach eigenem Be-
kunden. So verwiesen Lieb und Staatssekre-
tär Strasser auf das geplante Bürokratieent-
lastungsgesetz IV (BEG). Die Eckpunkte da-
für aus dem Haus von Bundesjustizminister
Marco Buschmann (FDP) hatte das Kabinett
Anfang Oktober gebilligt. Unter anderem
sollen Informationspflichten und Aufbe-
wahrungsfristen reduziert und gekürzt wer-

den. Das Schriftformerfordernis – die eigen-
händige Unterschrift – soll im Bürgerlichen
Gesetzbuch weitestgehend durch die Elek-
tronische Form ersetzt werden. Die Bundes-
regierung verweist auf Berechnungen des
Statistischen Bundesamtes, das von einer
Entlastung von mindestens 2,3 Milliarden
Euro ausgeht – darin ist aber auch die Wir-
kung des im par-
lamentarischen
Verfahren be-
findlichen
Wachstumschan-
cengesetzes ent-
halten.
Damit lege die
Bundesregierung
„das größte Büro-
kratieabbauge-
setz in der Ge-
schichte der Bundesrepublik vor“, sagte
Strasser und merkte in Richtung Union an,
dass es ihr nicht gelungen sei, das BEG IV
auf den Weg zu bringen. Zudem sollen bei-
de Vorhaben laut Strasser nur der „erste Auf-
schlag“ sein.
Auch Grüne und Sozialdemokraten bekann-
ten sich in der Debatte klar zum Bürokratie-

abbau. Zanda Martens (SPD) sah vor allem
auf EU-Ebene Handlungsbedarf. Deswegen
sei es richtig, dass sich Deutschland und
Frankreich auf eine gemeinsame Initiative
zur Bürokratieentlastung verständigt hätten.
Die Sozialdemokratin warnte aber davor, die
EU als „reines Bürokratiemonster“ darzustel-
len, das tue der EU „gefährliches Unrecht“.

Sie stellte auch
klar, dass „indivi-
duelle Rechte
und soziale Leis-
tungen dem Bü-
rokratieabbau“
nie geopfert wer-
den dürften
– „weder auf na-
tionaler noch auf
europäischer Ebe-
ne, nicht Arbeit-

nehmerrechte, nicht Mieterrechte, nicht Ver-
braucherrechte“.

Berechtigte Schutzfunktion Ähnlich äu-
ßerte sich der Grüne Lukas Benner: „Büro-
kratieabbau bedeutet nicht Deregulierung
durch die Hintertür.“ Das Schriftformerfor-
dernis habe im Arbeits- und Mietrecht eine

berechtigte Schutzfunktion, die nicht ge-
schliffen werden sollte, so Benner. Wichtig
sei eine Personaloffensive und „effektive Di-
gitalisierung“. Er warnte zudem vor „Abge-
sängen auf den Zustand unseres Landes“.
Diese würden die Potenziale im Land ver-
kennen.
Stephan Brandner (AfD) wiederum verwies
darauf, dass immer weniger Unternehmen
gegründet und die Zahl der Insolvenzen zu-
nehmen würde. Dennoch hätten Deutsch-
land und die EU nichts Besseres zu tun, „als
Bürgern und Unternehmen immer mehr Bü-
rokratie und wahnsinnige Vorschriften auf-
zubürden“, kritisierte der AfD-Abgeordnete.

»Projektitis« in der Forschung Für die
Fraktion Die Linke ging Petra Sitte vor allem
auf die Bürokratie für Forschungseinrichtun-
gen, Universitäten und forschende Unter-
nehmen ein. In Unternehmen, Hochschu-
len und Instituten seien inzwischen eigene
Referate und Abteilungen entstanden, um
sich um die komplexe Antragsstellung zu
kümmern. „Diese Projektitis ist eine enorme
Geld- und Zeitverschwendung“, sagte Sitte.
„Wir wollen mehr Forschungs- statt Antrags-
arbeit.“ Sören Christian Reimer T

Digital ist besser: Den Papierwust einzudämmen, ist eines der Ziele der Koalition. © picture-alliance/FotoMedienService/Ulrich Zillmann

Zu viele Regeln
BÜROKRATIEABBAU Die Union wirft der Koalition

vor, durch immer neue Gesetze die Kosten für Wirtschaft
und Bürger in die Höhe zu treiben. Die Ampel stellt

hingegen große Entlastungen ins Schaufenster

»Schreiben Sie gerne
von uns ab! Aber bitte
tun Sie endlich etwas
in Sachen Bürokratie-
abbau!«
Günter Krings (CDU)
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Kliniken in der Pflicht
GESUNDHEIT Transparenzverzeichnis kommt 2024

Mit den Stimmen der Ampel-Koalition
und gegen das Votum der Opposition hat
der Bundestag das Krankenhaustranspa-
renzgesetz (20/8408) als Vorstufe der Kran-
kenhausstrukturreform beschlossen. Ge-
plant ist ein Transparenzverzeichnis, mit
dem die Bevölkerung über Leistungen und
Qualität von Krankenhäusern detailliert in-
formiert werden soll. Die Krankenhäuser
werden dazu verpflichtet, die erforderli-
chen Daten über ihre personelle Ausstat-
tung, das Leistungsangebot und einzelne
Qualitätsaspekte zu übermitteln.

Drei Level Ferner werden die Kliniken be-
stimmten Versorgungsstufen (Level) zuge-
ordnet, abhängig von der Anzahl und Art
der vorgehaltenen Leistungsgruppen. Vor-
gesehen sind Level der Stufen 1 bis 3 sowie
Level für Fachkrankenhäuser und sektoren-
übergreifende Versorger (Level F und Level
1i). Krankenhäuser mit Level 3 sollen eine
umfassende Versorgung von Patienten ge-
währleisten. Der Level 3U steht für Hoch-

schulkliniken. Häuser mit Level 2 sollen ei-
ne erweiterte Versorgung sicherstellen. Le-
vel-1n-Krankenhäuser sollen die Basisver-
sorgung inklusive der Notfallmedizin leis-
ten können.
Die Freischaltung des Online-Verzeichnis-
ses wurde in den Beratungen um einen
Monat auf den 1. Mai 2024 verschoben,
wie aus der Beschlussempfehlung des Ge-
sundheitsausschusses (20/8904) hervor-
geht. Die Abgeordneten verständigten sich
in den Beratungen demnach außerdem auf
Regelungen zur Verbesserung der Liquidität
der Krankenhäuser.
So sollen Tariflohnsteigerungen im Pflege-
budget zügig berücksichtigt werden. Ferner
sollen Mindererlöse, die durch den anhal-
tenden Fallzahlrückgang entstanden sind,
schneller ausgeglichen werden. Weiterhin
wird der Pflegeentgeltwert um acht Prozent
auf 250 Euro erhöht. Schließlich wird die
Fünftagesfrist zur Begleichung von Kran-
kenhausrechnungen über den Jahreswech-
sel hinaus verlängert. pk T

Vergütung für
Pflegestudenten
PFLEGE Ausbildung wird als Duales Studium organisiert

Für Pflegestudenten wird sich in der Zu-
kunft einiges ändern und nach den Vorstel-
lungen der Koalition auch vieles deutlich
verbessern. Nachdem der erste Anlauf zur
Akademisierung des Berufs wenig Anklang
gefunden hat, wird nun nachgebessert. In
der Gesetzesvorlage heißt es: „Mangels ei-
ner auskömmlichen Finanzierung des
praktischen Teils der hochschulischen Pfle-
geausbildung kann das vorhandene Poten-
tial an Pflegestudierenden derzeit nicht
umfassend genutzt werden.“ Statt mit der
Reform der Pflegeberufe, die zu Jahresbe-
ginn 2020 in Kraft trat, wie vorgesehen ei-
ne Akademisierungsquote von 10 bis 20
Prozent zu erreichen, lag die Quote 2021
nach Angaben der Bundesregierung ledig-
lich bei 0,82 Prozent.

Erleichterte Anerkennung Das soll sich
mit dem am Donnerstag verabschiedeten
sogenannten Pflegestudiumstärkungsgesetz
(20/8105) ändern. Dem Gesetz zufolge er-
halten Pflegestudenten künftig eine Ausbil-
dungsvergütung. Die Ausbildung wird als
duales Studium ausgestaltet. Das bedeutet,
dass Studenten, die eine hochschulische
Pflegeausbildung beginnen, mit einem Trä-
ger des praktischen Teils der Ausbildung ei-
nen Ausbildungsvertrag abschließen. Die-
ser erhält dafür eine Finanzierung aus ei-
nem Ausgleichsfonds.
Ferner will die Bundesregierung mit der
Novelle angesichts des Fachkräftemangels
das Anerkennungsverfahren für Fachkräfte
aus dem Ausland vereinheitlichen und ver-
einfachen. So wird künftig ein Verzicht auf
eine umfassende Gleichwertigkeitsprüfung
zugunsten einer Kenntnisprüfung oder ei-
nes Anpassungslehrgangs ermöglicht.
In den Beratungen wurde die Vorlage noch
deutlich verändert (20/8901) und ergänzt.
Eine Änderung bezieht sich auf die Aus-
übung heilkundlicher Aufgaben durch
Pflegefachpersonen. So sollen in die hoch-
schulische Pflegeausbildung erweiterte
Kompetenzen für die selbstständige Aus-
übung von Tätigkeiten der Heilkunde inte-
griert werden. Konkret geht es um die Inte-
gration der Fachmodule Diabetische Stoff-

wechsellage, Chronische Wunden und De-
menz.

Viele Ergänzungen Die Novelle beinhal-
tet ferner etliche sachfremde Regelungen
wie eine aktualisierte Kinderkrankengeld-
regelung nach der Corona-Pandemie, Ver-
sorgungsansprüche bei Impfschäden, den
erleichterten Austausch von Kinderarznei-
mitteln in Apotheken und Regelungen zur
häuslichen Krankenpflege. Union und AfD
lehnten den so geänderten Entwurf ab, die
Linke enthielt sich.
In der Schlussdebatte werteten Rednerin-
nen der Koalitionsfraktionen die Novelle
als Meilenstein. Bettina Müller (SPD) sagte,
mit den Änderungen werde die Pflege in
vielen Bereichen maßgeblich verbessert.
Die erweiterten Studienkompetenzen seien
„ein Quantensprung für die Pflege“. Dies
werde 2024 mit einem Pflegekompetenz-
gesetz auf die berufliche Pflegeausbildung
ausgeweitet. Kordula Schulz-Asche (Grüne)
wies auf den enormen Fachkräftemangel
hin, der sich verstärken werde. Es gehe da-
rum, den Mangel in allen Branchen zu be-
kämpfen, aber vor allem in der Pflege, weil
immer mehr Menschen auf Unterstützung
angewiesen seien. Kristine Lütke (FDP) be-
tonte, die Anerkennung der Kompetenzen
von Pflegekräften werde das Berufsbild
nachhaltig stärken. Die Pflegekräfte müss-
ten endlich eigenverantwortlich mehr ent-
scheiden können.
Martin Sichert (AfD) erklärte, mit der er-
leichterten Anerkennung ausländischer Ab-
schlüsse würden Standards im deutschen
Gesundheitswesen abgesenkt. Seiner Dar-
stellung nach werden derweil gut ausgebil-
dete, integrierte und arbeitswillige auslän-
dische Fachkräfte willkürlich abgeschoben.
Simone Borchardt (CDU) begrüßte die Ver-
gütung für Studenten, kritisierte aber die
Umlagefinanzierung, die letztlich mit einer
Erhöhung der Heimentgelte verbunden sei.
Nötig sei eine Neuregelung der Ausbil-
dungskostensystematik. Ates Gürpinar
(Linke) sprach von einem der „besseren
Gesetze der Ampel“, ein wirklich großer
Wurf sei es aber nicht. pk T
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Asyl und Arbeitspflicht
FLÜCHTLINGE II Union fordert gemeinnützige Dienste

Die CDU/CSU-Fraktion will mit verpflich-
tenden gemeinnützigen Diensten schutz-
berechtigter Flüchtlinge deren Arbeits-
marktintegration voranbringen. In einem
Antrag (20/8733), über den der Bundestag
am Donnerstag erstmals beriet, fordert sie,
„verpflichtende gemeinnützige unterstüt-
zende Tätigkeiten in Kommunen, sozialen
Einrichtungen und Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge für erwerbsfähige, noch nicht
erwerbstätige Personen mit rechtskräftig
festgestelltem Schutzanspruch einzufüh-
ren“. Diese praktischen Tätigkeiten – „etwa
Pflege- und Gartenarbeiten in öffentlichen
Grünanlagen, Reinigungs- und Instandhal-
tungsarbeiten in Gemeinden oder unter-
stützende Tätigkeiten in der Jugend-, Kran-
ken-, und Altenhilfe“ – sollen nach dem
Willen der Fraktion in Ergänzung zu be-
reits bestehenden Integrationsangeboten
wahrgenommen werden können. Dabei
soll die Bundesregierung jederzeit einen
Übergang in reguläre Arbeits- und Ausbil-
dungsverhältnisse ermöglichen.
In der Debatte sagte Alexander Throm
(CDU), Integration gelinge am besten
durch Arbeit. Rund 587.000 anerkannt
Schutzberechtigte aus Syrien, Irak und Af-
ghanistan lebten „teilweise seit Jahren von
Hartz IV, heute Bürgergeld“. Dieser Gruppe
müsse eine Arbeitsgelegenheit angeboten
oder verpflichtend zugewiesen werden.

Helge Lindh (SPD) entgegnete, Schutzbe-
rechtigte seien keine Befehlsempfänger,
„die man mit Pflichten domestizieren
müsste, weil sie nicht selber erkennen kön-
nen, dass man arbeiten sollte“. Im Regelfall
wollten sie arbeiten, und es sei besser, Hür-
den abzubauen, die sie daran hindern.
Norbert Kleinwächter (AfD) hielt der Uni-
on vor, Vorschläge seiner Partei schlecht zu
plagiieren. Die AfD habe „Bürgerarbeit“ ge-
fordert für alle, die im Zweiten Sozialge-
setzbuch (SGB II) sind nach sechs Mona-
ten, wenn sie keine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung haben.

»Populistisch« Beate Müller-Gemmeke
(Grüne) kritisierte den Antrag als „populis-
tisch“. Die Union fordere in der Diskussion
um eine Arbeitsmarktintegration von Ge-
flüchteten einerseits Arbeitsverbote, ande-
rerseits aber eine Arbeitspflicht, wenn die
Flüchtlinge einmal anerkannt sind.
Clara Bünger (Linke) sagte, der Unions-An-
trag vermittle, dass Asylsuchende faul sei-
en. Dabei wollten die allermeisten Schutz-
suchenden in Deutschland arbeiten.
Jens Teutrine (FDP) verwies darauf, dass es
mit den sogenannten Ein-Euro-Jobs im
SGB II bereits gemeinnützige Arbeitsgele-
genheit gebe. Die Koalition wolle Men-
schen stärker in den Arbeitsmarkt integrie-
ren, aber nicht mit „Scheinlösungen“. sto T

Streit um Seenotretter im Mittelmeer
FLÜCHTLINGE I CDU/CSU und AfD wollen Ende der staatliche Unterstützung

Die staatliche Finanzierung ziviler Seenot-
rettung von Flüchtlingen im Mittelmeer
hat am Donnerstag zu einer scharfen Kon-
troverse im Bundestag geführt. Während
Redner der CDU/CSU- und der AfD-Frakti-
on ein Ende der Leistungen forderten, ver-
teidigten Vertreter der Koalition die Zah-
lungen. Die Linke kritisierte wiederum,
dass die Hilfen viel zu gering ausfielen.
Grundlage der Debatte war ein AfD-Antrag
(20/8872), wonach die Bundesregierung
„keine finanziellen Mittel für die soge-
nannte zivile Seenotrettung im Mittelmeer
zur Verfügung“ stellen soll. Auch soll die
Bundesregierung nach dem Willen der
Fraktion mit Marokko und Tunesien Mi-
grationsabkommen abschließen, „die die
Verbringung von illegal Eingereisten und
in Seenot geretteten Migranten in die be-
treffenden Staaten sicherstellen“. Diese
sollten ihren Asylantrag dann in Marokko
beziehungsweise Tunesien nach dem je-
weils dort geltenden Recht stellen, schreibt
die Fraktion in einem weiteren Antrag (20/
8873), der ebenso wie die erste Vorlage in
Anschluss an die Aussprache an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Die beiden Län-
der sollen nach Vorstellung der AfD eine fi-
nanzielle Kompensation und logistische
Unterstützung seitens Deutschlands und
weiterer EU-Partner, insbesondere Italiens
sowie Großbritanniens erhalten.

In der Debatte versicherte Stephan Brand-
ner (AfD), für seine Partei stehe außer Fra-
ge, dass Menschen in Seenot gerettet wer-
den müssten. Seenotrettung bedeute aber,
Schiffbrüchige in den nächsten sicheren
Hafen zu bringen und nicht, Menschen
„über hunderte von Kilometern übers Mit-
telmeer zu schippern“, nachdem man vor-
her einen Treffpunkt ausgemacht habe, an
dem die „vorsätzlich in Seenot gebrachten“
übernommen würden.

Kein Cent Auch Moritz Oppelt (CDU) sag-
te, man habe die Verpflichtung, Menschen
aus Seenot zu retten. Es sei aber inakzepta-
bel, wenn private Seenotrettungsorganisa-
tionen die Menschen nach ihrer unmittel-
baren Rettung immer ans europäische Fest-
land brächten, zumal wenn dies nur weni-
ge Kilometer vor der afrikanischen Küste
geschehe. Dafür dürfe kein Cent deutscher
Steuermittel mehr verwendet werden. Die
CDU/CSU habe am 12. Oktober im Haus-
haltsausschuss einen Antrag zur Streichung
der Finanzierung privater Seenotrettung
eingebracht, der aber von der Koalition ab-
gelehnt worden sei. Dies stehe im Wider-
spruch zu Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD), der sich von dieser Finanzierung
klar distanziert habe.
Hakan Demir (SPD) betonte dagegen, der
Bundestag sollte stolz darauf sein, die zivi-

le Seenotrettung mit acht Millionen Euro
zu fördern, wenngleich dies nur ,ein ergän-
zender Beitrag“ sei.: „Jeder Euro, der dafür
verwendet wird, dass ein Mensch gerettet
wird, ist es wert“, sagte er. Allein dieses Jahr
seien im Mittelmeer bereits 2.440 Men-
schen gestorben.
Jamila Schäfer (Grüne) verwies darauf, dass
seit 2014 mindestens 28.000 Menschen auf
ihrer Flucht im Mittelmeer ertrunken sei-
en. Die Pflicht zur Rettung Schiffsbrüchiger
sei internationales Recht und eine Frage
der Menschlichkeit. Daher sei sie dankbar,
dass der Bundestag 2022 im Bundestag mit
den Stimmen der Koalition, der CDU/CSU
und der Linken jeweils zwei Millionen
Euro pro Jahr bis 2026 zur Unterstützung
der Seenotrettung beschlossen habe. „Das
gilt, und das ist auch gut so“, betonte sie.
Seenotrettung führe nicht zu mehr Flücht-
lingen, „sondern zu weniger Toten“.
Clara Bünger (Die Linke) beklagte, die
zwei Millionen Euro seien ein „lächerlich
kleiner Betrag“, doch werde selbst dieser
„symbolische Beitrag“ nun in Frage gestellt.
Ann-Veruschka Jurisch (FDP) sagte, zu vie-
le Menschen machten sich nach Europa
auf, die hier nur vage Bleiberechtsperspek-
tiven hätten. Sie plädierte zugleich dafür,
dass die EU-Grenzschutzagentur Frontex
perspektivisch die strukturierte Seenotret-
tung im Mittelmeer übernimmt. sto T

»Im Land der Shoa«
ISRAEL-HASS Die antisemitischen Ausfälle in Deutschland werden im Bundestag scharf verurteilt

V
erherrlichung von Terror
in Deutschland unterbin-
den – Antisemitismus ent-
schieden bekämpfen“, lau-
tete der Titel der Aktuellen
Stunde, die SPD, CDU/

CSU, Grüne und FDP gemeinsam auf die
Tagesordnung des Bundestags am Mitt-
woch dieser Woche gesetzt hatten. Dass die
drei Koalitionsfraktionen
und die stärkste Oppositi-
onskraft dies gemeinsam
taten, war bereits als deutli-
che Verurteilung der antise-
mitischen Kundgebungen,
Ausfälle und Anschläge zu
verstehen, zu denen es in
Deutschland im Gefolge
des Terrorangriffs der paläs-
tinensischen Hamas auf Is-
rael am 7. Oktober gekom-
men ist (siehe Seite 1).
Die klare Verurteilung der
Ausfälle und Ausschreitun-
gen teilten in der Aktuellen Stunde Vertre-
ter aller sechs Fraktionen. Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD) bekräftigte am Folgetag
bei einer Regierungserklärung im Parla-
ment, es dürften keine Versammlungen zu-
gelassen werden, bei denen zu befürchten
sei, dass antisemitische Parolen gebrüllt
und der Tod von Menschen verherrlicht
wird. „Hier ist eine klare Kante gefragt, und

wir zeigen sie gemeinsam in Deutschland“,
betonte der Regierungschef. Es gehe auch
darum, hiesige Gesetze und Vorschriften
durchzusetzen (siehe auch Seite 9).
Schon in der Debatte am Mittwoch verwies
Familienministerin Lisa Paus (Grüne) für
die Bundesregierung darauf, dass es nach
deutschem Recht eine Straftat sei, „Symbo-
le der Terrororganisation Hamas zu zeigen

und damit ihre Untaten zu
feiern“. Deutschlands Soli-
darität mit Israel sei histori-
sche Verpflichtung und Teil
der Staatsräson. Wichtig sei
auch das klare Signal, dass
man ebenso an der Seite
der Juden in Deutschland
stehe. „Wir tun alles, was
wir können, für ihre Sicher-
heit“, versicherte Paus.
Die Parlamentarische In-
nen-Staatssekretärin Rita
Schwarzelühr-Sutter (SPD)
nannte es „puren Antisemi-

tismus“, wenn auf deutschen Straßen die
menschenverachtenden Taten der Hamas
bejubelt werden. Man nehme die steigende
Gefahr von Solidarisierungs- und Unter-
stützungsaktionen für den Terrorismus der
Hamas sehr ernst und werde alle rechtli-
chen Möglichkeiten zur Ausweisung von
Hamas-Unterstützern nutzen. Für antise-
mitische, israelfeindliche Hetze und Ge-

walt gebe es in Deutschland „null Tole-
ranz“.
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesjustizministerium, Benjamin Stras-
ser (FDP), beklagte, dass die Bundesrepu-
blik kein sicherer Ort für jüdisches Leben
sei. Was man derzeit erlebe, „sprengt jede
Dimension von Antisemitismus“, die man
in Deutschland in den letzten Jahren erlebt
habe. Für die Bundesregierung sei klar,
noch entschlossener gegen Antisemitismus
vorzugehen, etwa mit dem Verbot der Ha-
mas oder der Klarstellung, dass Antisemi-
ten nicht Deutsche werden können.

»Abscheulich« Alexander Hoffmann
(CSU) befand, es sei abscheulich, wenn
hierzulande die Massaker und Entführun-
gen der Hamas bejubelt und Wohnstätten
von Juden „mit dem Davidstern gebrand-
markt werden“. Wer Israels Existenzrecht
nicht anerkenne, dürfe kein Asylrecht oder
anderen Schutzstatus erhalten. Die deut-
sche Staatsbürgerschaft dürfe nur erhalten,
wer sich zum Existenzrecht Israels beken-
ne, und falle jemand mit doppelter Staats-
angehörigkeit durch antisemitische Hand-
lungen auf, müsse ihm die deutsche Staats-
bürgerschaft entzogen werden können.
Lamya Kaddor (Grüne) nannte es eine „un-
erhörte Schande“, dass in Deutschland als
dem „Land der Shoa“ Menschen den Terror
der Hamas glorifizierten und antisemiti-

sche Parolen skandierten. Sie begrüßte,
dass bei einem Treffen am Vortag die dabei
anwesenden Islam-Verbände die Glorifizie-
rung des Hamas-Terrors auf deutschen
Straßen nicht akzeptierten. Allerdings seien
einige Verbände nicht dabei gewesen, wes-
halb zu fragen sei, ob die Zusammenarbeit
„wie bisher weiterlaufen kann“.
Martin Hess (AfD) wertete es als „unerträg-
lich“, wie sich in Deutschland als Reaktion
auf den „barbarischen Terrorakt“ der Ha-
mas gegen Israel ein „widerwärtiger isla-

mistischer Judenhass Bahn“ breche. Antise-
mitismus in jeglicher Form sei inakzepta-
bel und müsse mit aller Härte bekämpft
werden. Die anderen Fraktionen hätten
sich aber in den vergangenen Jahren auf
den rechtsextremistischen Antisemitismus
konzentriert und den „importierten isla-
mistischen Antisemitismus“ ausgeblendet.
Dirk Wiese (SPD) sagte, die Solidarisierung
mit dem Hamas-Terror und „widerwärtigen
Jubelszenen“ auf deutschen Straßen wür-
den in keiner Weise geduldet. Diese „Rela-
tivierung der brutalen Barbarei der Terro-
risten“ sei für die Bundesrepublik nicht
hinnehmbar.

»Zeit für Haltung« Petra Pau (Linke) be-
tonte, Antisemiten seien in jedem Fall zu
ächten, unabhängig von Staatsbürgerschaft
oder Motivation. Wenn Terroristen mor-
den, sei es „Zeit für Haltung“, nicht für ein
„ja, aber“ oder ein „vielleicht“. Nichts biete
eine Rechtfertigung für diese Attacken.
Stephan Thomae (FDP) konstatierte, die
„menschenverachtenden Verbrechen“ der
Hamas mit Massakern an unschuldigen
Frauen und Kindern, Entführungen und
dem Missbrauch von Zivilisten als Geiseln
erinnerten „an die dunkelsten Stunden un-
serer eigenen Geschichte“. Es sei daher
nicht zu ertragen, dass Menschen diese Ver-
brechen auf deutschen Straßen „mit Freu-
denfeiern bejubeln“. Helmut Stoltenberg T

Brennende Kerzen stehen an Schildern mit der Aufschrift „Stop Antisemitism“ an dem abgesperrten Bürgersteig vor dem jüdischen Gemeindezentrum an der Berliner Brunnenstraße. In der Nacht zu Mittwoch gab es dort einen
versuchten Brandanschlag in der Nacht zum Mittwoch. © picture-alliance/dpa/Sascha Meyer

»Wir haben
widerwärtige
Jubelszenen
gesehen

auf deutschen
Straßen.«

Dirk Wiese
(SPD)

> STICHWORT

Höhere Leistungen an Zentralrat

> Gesetz Die jährliche Staatsleistung für
den Zentralrat der Juden in Deutschland
wird ab dem laufenden Jahr von 13 auf
22 Millionen Euro erhöht. Der Bundes-
tag nahm dazu am Donnerstag einstim-
mig einen Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zum Vertrag Deutschlands mit
dem Zentralrat (20/7308) an.

> Begründung Beide Seiten hatten sich
laut Begründung angesichts wachsender
Aufgaben und neuer Anforderungen der
jüdischen Gemeinschaft in Deutschland
auf die Anhebung verständigt.

KURZ NOTIERT

Digitalisierungsregeln sollen
fortgeschrieben werden

Um die Fortschreibung von Digitalisierungs-
regeln aus der Zeit der Corona-Pandemie
geht es in einem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung zur „Änderung verwaltungsver-
fahrensrechtlicher Vorschriften“ (20/8299),
der am Freitagnachmittag zur abschließen-
den Beratung auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums stand. Der Innenaus-
schuss hatte am Mittwoch die Annahme der
Vorlage in geänderter Fassung empfohlen
(20/8878). Damit sollen bewährte Regelun-
gen des Planungssicherstellungsgesetzes
von 2020 in modifizierter Form in das Ver-
waltungsverfahrensgesetz übernommen
werden. Bewährt hatten sich laut Vorlage
vor allem digitale Instrumente im Rahmen
der Öffentlichkeitsbeteiligung, sto T

Vollstreckung von Bußgeldern
aus der Schweiz erleichtert

Bußgelder, die gegen Deutsche in der Schweiz
beziehungsweise gegen Schweizer in
Deutschland, verhängt werden, sollen künftig
leichter vollstreckt werden können. Das be-
trifft etwa Bußgelder aufgrund von Verkehrs-
delikten. Der Bundestag verabschiedete in
der Nacht zum Freitag einen entsprechenden
Gesetzentwurf zur Umsetzung des Deutsch-
Schweizerischen Polizeivertrages (20/8650)
bei Enthaltung der Linken einmütig. Der Ent-
wurf enthält konkrete Regelungen zum Voll-
streckungsverfahren in Deutschland. Wenige
Stunden zuvor hatte der Bundestag einem
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Rati-
fizierung des Vertrages (20/8671) gebilligt.
Mit dem Vertrag wird laut Vorlage das Ziel
verfolgt, die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit im Polizei- und Zollbereich fortzu-
entwickeln und zu erweitern. scr T

Inflationsausgleich für
Betreuungsvereine

Die Vergütung für berufliche Betreuer, Be-
treuungsvereine und ehrenamtliche Betreuer
soll zeitlich begrenzt erhöht werden. Die
Fraktionen von SPD, Grünen und FDP haben
einen Gesetzentwurf (20/8864) vorgelegt,
mit dem eine „Inflationsausgleichs-Sonder-
zahlung“ ermöglicht werden soll. Die Vorla-
ge wurde am Donnerstag nach erster Lesung
an die Ausschüsse überwiesen. Wie die Frak-
tionen in dem Entwurf ausführen, berichte-
ten insbesondere Betreuungsvereine von ei-
ner existenzbedrohenden Situation. Verwie-
sen wird auf stark gestiegene Preise und er-
höhte Personalkosten. scr T

Union will Ausbildungsreform
für Physiotherapeuten

Die Unionsfraktion fordert eine Reform und
Weiterentwicklung der Physiotherapieausbil-
dung. Vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels, einer zunehmenden Multi-
morbidität und komplexer werdenden Versor-
gungsstrukturen sei eine Ausbildungsreform
in den Gesundheitsfachberufen geboten,
heißt es in einem Unions-Antrag (20/8530),
der am Mittwoch in erster Beratung auf der
Tagesordnung stand. Die Abgeordneten zie-
len auf eine Teilakademisierung. Zugleich
müsse die Reform den Fokus auf einen hohen
Praxisanteil legen und dürfe nicht zu einer
Vollakademisierung führen. pk T

Linke fordert mehr
Unterstützung für Club-Szene

Die Linksfraktion fordert eine verstärkte
Unterstützung für Clubs und Festivals. In
einem Antrag (20/8854), den der Bundes-
tag am Donnerstag in die Ausschüsse über-
wies, spricht sie sich unter anderem dafür
aus, die Club- und Festivalkultur in der Kul-
turförderung des Bundes „angemessen“
zu berücksichtigen, dem Festival-Förder-
Fonds eine Finanzierung in Höhe von zehn
Millionen Euro jährlich zu sichern, Clubs
und Festivals bei Vergünstigungen für
stromintensive Industrien mit einzubezie-
hen und die Rückzahlung der Corona-Hil-
fen von Clubs über einen längeren Zeit-
raum zu stunden oder auf die Rückzahlung
zu verzichten, wenn sie den Fortbestand
der Kultureinrichtung bedroht. aw T

Bundestag überweist AfD-
Antrag zu »Genderideologie«

Der Bundestag hat einen AfD-Antrag zur
„Genderideologie“ (20/8862) nach einer ers-
ten Aussprache am Mittwoch an den Bil-
dungsausschuss überwiesen. In der Vorlage
fordert die AfD-Fraktion die Bundesregierung
unter anderem auf, in Zusammenarbeit mit
den Ländern dafür zu sorgen, dass die Sexu-
alerziehung in den Schulen „auf Grundlage
der biologischen Zweigeschlechtigkeit des
Menschen erfolgt“. sto T

Gleichstellung in der Truppe
soll verbessert werden

Die Gleichstellung von Soldatinnen und
Soldaten soll in der Bundeswehr besser
durchgesetzt werden. Einen entsprechen-
den Gesetzentwurf der Bundesregierung
(20/8645) übrwies der Bundestag am Don-
nerstag in den Verteidigungsausschuss. Er
sieht unter anderem eine verstärkte Sensi-
bilisierung von Vorgesetzten vor. aw T



20.000 Euro bei Geburt
RENTE AfD macht Vorschläge zur Armutsbekämpfung

Es klingt verlockend: Eltern sollen bei der
Geburt eines Kindes eine Rückzahlung von
bereits entrichteten Rentenbeiträgen in Hö-
he von 20.000 Euro erhalten. Wer noch gar
nicht so viel in die Rentenkasse eingezahlt
hat, soll von zukünftigen Beiträgen in ent-
sprechender Höhe freigestellt werden, oh-
ne dass die spätere Leistung gekürzt wird.
Das fordert die AfD-Fraktion in einem An-
trag zur Armutsbekämpfung (20/7881),
mit dem sich der Bundestag am Donners-
tag erstmals befasste.
Die anderen Fraktionen fanden den Vor-
schlag allerdings wenig verlockend und
hatten auch an einem zweiten Antrag der
AfD-Fraktion (20/6582) einiges zu kritisie-
ren. In diesem fordert sie unter anderem,
dass der eigene Arbeitslohn künftig nicht
mehr auf die Witwen- beziehungsweise
Witwerrente angerechnet wird. Zur Lösung
des Fachkräftemangels müssten „in erster
Linie die Arbeitspotentiale innerhalb
Deutschlands gehoben werden“, lautet die
Argumentation der AfD. Gerrit Huy (AfD)
nannte es „Unsinn, dass niedrigqualifizier-
te Einwanderer – und das sind die aller-
meisten – unsere Renten finanzieren. Ge-

nau das Gegenteil ist der Fall: Die übrigen
Beschäftigten müssen ihre Renten mitver-
dienen; denn die liegen weit unter der
Grundsicherung.“
Annika Klose (SPD) erwiderte: „Was
bräuchte es wirklich, um Armut wirksam
zu bekämpfen? Die Umverteilung von Ver-
mögen. Dazu verlieren Sie aber kein einzi-
ges Wort.“ Wolfgang Strengmann-Kuhn
(Grüne) ergänzte, die Ampel tue zwar sehr
viel, um Armut zu bekämpfen, aber es
müsse mehr geschehen, zum Beispiel eine
Änderung des Mindestlohngesetzes und
die Verabschiedung eines Tariftreuegeset-
zes. Anja Schulz (FDP) hielt die Maßnah-
men der AfD für ungeeignet. Eher solle
man Anreize zur Frühverrentung „konse-
quent auslaufen lassen“.
Max Straubinger (CSU) sah einen Denk-
fehler der AfD: „Witwenrenten sind Versor-
gungsrenten; der Versorgungsfall tritt aber
nur ein, wenn kein ausreichendes eigenes
Einkommen vorhanden ist.“ Matthias W.
Birkwald (Die Linke) forderte: „Wir brau-
chen dringend wieder ein Rentenniveau
von 53 Prozent. Das wäre echte Verhinde-
rung von Altersarmut.“ che T

Schnellere Entlassung
BUNDESWEHR Kein Platz für Verfassungsfeinde

Verfassungsfeindliche Zeit- und Berufssol-
daten der Bundeswehr sollen zukünftig
einfacher und schneller aus ihrem Dienst-
verhältnis entlassen werden können. Dies
sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (20/8672) vor, über den der Bundes-
tag am Donnerstag in erster Lesung beriet
und ihn zur weiteren Beratung in den Ver-
teidigungsausschuss überwies.
Der Entwurf sieht vor, dass Zeit- und Be-
rufssoldaten, die bereits mehr als vier Jahre
in den Streitkräften dienen, durch einen
Verwaltungsakt aus dem Dienst entlassen
werden können, wenn sie in „schwerwie-
gender Weise Bestrebungen verfolgen oder
unterstützen, die gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung“ gerichtet
sind. Zu diesem Tatbestand sollen alle Be-
strebungen zählen, die gegen den Bestand
oder die Sicherheit des Bundes oder eines
Bundeslandes gerichtet sind oder eine un-
gesetzliche Beeinträchtigung der Amtsfüh-
rung der Verfassungsorgane des Bundes

oder der Länder darstellen, die durch An-
wendung von Gewalt oder deren Vorberei-
tung die auswärtigen Belange der Bundes-
republik Deutschland gefährden oder die
gegen den Gedanken der Völkerverständi-
gung (Artikel 9 Absatz 2 Grundgesetz), ins-
besondere gegen das friedliche Zusammen-
leben der Völker (Artikel 26 Absatz 1
Grundgesetz), gerichtet sind.

Disziplinarverfahren Nach der derzeiti-
gen Rechtslage können Zeit- und Berufssol-
daten nach vier Jahren Dienst erst nach Ab-
schluss eines rechtskräftigen Disziplinar-
verfahrens entlassen werden. In der Praxis
dauern solche Disziplinarverfahren nach
Angaben der Bundesregierung jedoch
durchschnittlich bis zu vier Jahre. Dies sei
nicht hinzunehmen, zumal die Soldaten
während des gesamten Disziplinarverfah-
rens weiterhin einen beträchtlichen Teil ih-
rer Bezüge erhalten, heißt es in der Geset-
zesbegründung. aw T

6 INNENPOLITIK Das Parlament - Nr. 43-45 - 21. Oktober 2023

E
s war spät, sehr spät, als der
Bundestag in der Nacht zum
Freitag über ein Thema in eige-
ner Sache abstimmte: Die Re-
form der Transparenzregeln für
all jene Verbände und Interes-

senvertreter, die Zugang zu politischen Ent-
scheidungsträgern haben wollen, stand um
ein Uhr nachts auf der Tagesordnung des
Parlaments. Was vorher lange debattiert
wurde, fand aufgrund der Uhrzeit relativ
geräuschlos seinen Abschluss: Die Ände-
rung des Lobbyregistergesetzes (20/7346).
Die Opposition zeigte sich unzufrieden
mit dem Gesetz der Ampel-Fraktionen, die
Unions- und die AfD-Fraktion stimmten
dagegen und Die Linke enthielt sich.
Seit Januar 2022 müssen sich Interessen-
vertretungen gegenüber Bundestag und
Bundesregierung in einem öffentlichen
Verzeichnis registrieren. Dieses Lobbyregis-
ter mit derzeit rund 6.000 Einträgen wird
in der Bundestagsverwaltung geführt. Inte-
ressenvertreter müssen ihre Identität und
ihr Anliegen sowie gegebenenfalls die
Identität und das Anliegen ihres Auftragge-
bers gegenüber Bundestag und Bundesre-
gierung offenlegen. Sie müssen sich künftig
bereits dann registrieren, wenn sie in den
letzten drei Monaten mehr als 30 statt bis-
her mehr als 50 unterschiedliche Kontakte
hatten. Bei Kontakten zu Ministerien müs-
sen nun auch Referatsleiter einbezogen
werden. Darüber hinaus muss angegeben
werden, auf welche Regelungsvorhaben in
Bund oder EU sich die Interessenvertretung
bezieht.
Die Zahl der Beschäftigten muss nur noch
genannt werden, wenn mehr als zehn Pro-

zent von ihnen als Lobbyisten tätig sind.
Zuwendungen der öffentlichen Hand, der
EU oder von Staaten, Schenkungen und
Mitgliedsbeiträge müssen in Stufen von
10.000 Euro gemeldet werden, wenn der
Gesamtwert von 10.000 Euro pro Zuwen-
dungsgeber, Schenker oder Beitragszahler
im Geschäftsjahr überschritten wird. Bei
Schenkungen und Mitgliedsbeiträgen müs-
sen zugleich zehn Prozent bezogen auf die
jährliche Gesamtsumme überschritten sein.

Nicht das Ende der Debatte Beschlossen
wurde zudem, dass Vergütungen von Auf-
traggebern in Stufen von 50.000 Euro an-
gegeben werden müssen. Anders als bisher
können Angaben zur Finanzierung nicht
mehr verweigert werden. Beim Wechsel
von Mandats- und Amtsträgern in Lobby-
tätigkeiten („Drehtüreffekt“) müssen aktu-
elle und frühere Ämter und Mandate of-
fengelegt werden. Die Änderungen treten
am 1. März 2024 in Kraft.
Der SPD-Abgeordnete Johannes Fechner
sagte, 800 Millionen Euro würden jedes
Jahr für Lobbyismus in Deutschland aus-
gegeben. Das zeige, wie intensiv die Bestre-
bungen seien, die Abgeordneten zu beein-
flussen. Kritisch merkte er an, dass auch
noch ein „exekutiver Fußabdruck“ einge-
führt werden müsse, um die Kontakte zur
Bundesregierung klar und nachvollziehbar
zu machen. Dazu erwarte man von der
Bundesregierung einen Vorschlag.
Der Sozialdemokrat hob besonders hervor,
dass spendenfinanzierte Nichtregierungs-
organisationen nur noch solche Einzel-
spenden angeben müssen, die mehr als
zehn Prozent des gesamten Spendenauf-

kommens ausmachen. Beispielhaft nannte
er das Rote Kreuz und die Diakonie. Die-
sen Organisationen sichere man damit die
finanzielle Ausstattung, denn wenn sie die
Spendernamen angeben müssten, würden
ihnen die Spenden „wegbrechen“, zweistel-
lige Millionenbeträge könnten fehlen. Dass
die Unionsfraktion diese Regelung nicht
wolle, bezeichnete Fechner als „krasses
Foulspiel“.
Diesen Vorwurf wies der CDU-Abgeordne-
te Patrick Schnieder zurück. Die Union ha-
be anerkannt, dass die Bedenken wegen
wegbrechender Spenden bei karitativen
Organisationen nachvollziehbar seien.
Dies könne aus seiner Sicht aber auch mit
der bisherigen Möglichkeit der Verweige-

rung von Angaben gelöst werden. Für
Schnieder bleibt das Gesetz hinter den
„großspurigen Ankündigungen“ zurück.
Die Folgen seien mehr Intransparenz und
mehr Bürokratie.

Kritik an Spendenregelung Intranspa-
renz erwartet der Unionsabgeordnete
durch die neue Spendenregelung. Bisher
hätten bei Spenden ab 20.000 Euro die
Spendernamen angegeben werden müssen.
Es gehe gar nicht um Wohltätigkeitsorgani-
sationen, sondern um „links-grüne Vor-
feldorganisationen“ wie Greenpeace, Deut-
sche Umwelthilfe, BUND, WWF Deutsch-
land. Diese müssten künftig nicht mehr an-
geben, wie sie finanziert werden. Die Uni-
on hatte ihre Einwände in einem Ent-
schließungsantrag (20/8892) gebündelt,
der aber bei Enthaltung der AfD abgelehnt
wurde.
Aus Sicht von Thomas Seitz (AfD) läuft das
Gesetz ins Leere. Dass karitative Organisa-
tionen unter einer Veröffentlichungspflicht
litten, sei ein „Märchen“. Vielmehr bildeten
sie eine „milliardenschwere Sozialindus-
trie“ und gehörten zu den „Profiteuren ei-
ner illegalen Massenmigration“.
Mit den Stimmen der übrigen Fraktionen
lehnte der Bundestag den AfD-Gesetzent-
wurf zur Änderung des Lobbyregistergeset-
zes (20/1322) ab und überwies einen neu-
en Gesetzentwurf der Fraktion (20/8863),
der Karenzzeiten beim Wechsel von einer
Lobbyorganisation zur Bundesregierung
vorsieht, an den Geschäftsordnungsaus-
schuss. Ebenfalls abgelehnt wurde ein Lin-
ken-Antrag zur Offenlegung von Lobby-
kontakten (20/288). Volker Müller T

Unterirdischer Durchgang zum Reichstagsgebäude: Für Lobbyisten, die das Gespräch mit Abgeordneten suchen, gelten künftig strengere Regeln. © picture-alliance/Caro/Hechtenberg

Mehr
Einblicke
LOBBYISMUS Der Bundestag verschärft
die Transparenzregeln des Lobby-
registergesetzes. Nur bei karitativen
Organisationen tut er das nicht, lautet
der Vorwurf von Union und AfD.

> STICHWORT

Lobbyregister

> Lobbyismus Verbände, Vereine und an-
dere Interessenvertretungen geben jedes
Jahr mehrere hundert Millionen Euro
aus, um Kontakte in die Politik zu pfle-
gen und so Einfluss auf politische Ent-
scheidungen nehmen zu können.

> Verzeichnis Seit Januar 2022 müssen
sich Interessenvertretungen gegenüber
Bundestag und Bundesregierung in ei-
nem öffentlichen Verzeichnis registrieren.

> Einträge Derzeit sind rund 6.000 Inte-
ressenvertreter in dem Register verzeich-
net (www.bundestag.de/lobbyregister).

Hinweise auf demWeg zu einem guten Stiftungsfinanzierungsgesetz
ANHÖRUNG Sachverständige raten zur Prüfung der Förderfähigkeit durch die Bundestagsverwaltung. AfD-Vertreter kündigt erneute Klage vor Verfassungsgericht an

Sachverständige für öffentliche Anhörun-
gen werden von den Fraktionen benannt.
Wenn es dabei um einen von gleich vier
Fraktionen eingebrachten Gesetzentwurf
geht, sollte es eigentlich keine großen
Überraschungen von den Experten mehr
geben. „Wie wir aber wieder feststellen
konnten, sagen sie nicht nur Dinge, die die
Fraktionen hören wollen, sondern sie ge-
ben uns eine Fülle von Hinweisen, die es
uns erlaubt, zu guter Gesetzgebung zu
kommen“, fasste der stellvertretende Vor-
sitzende des Bundestags-Innenausschusses,
Lars Castellucci (SPD), die Anhörung zum
Stiftungsfinanzierungsgesetz (20/8726) in
der vergangenen Woche zusammen.

Taugliches Konzept Zwar waren fast alle
Sachverständigen in der öffentlichen Anhö-
rung des Ausschusses im Großen und Gan-
zen der Meinung, dass der von SPD, Grü-
nen, FDP und Union vorgelegte Gesetzent-
wurf zur „Finanzierung politischer Stiftun-
gen aus dem Bundeshaushalt“ ein taugli-

ches Regelungskonzept sei, in Einzelfragen
wurden jedoch – zum Teil dringlich – Än-
derungen angemahnt.
Die von den Fraktionen vorgelegte Rege-
lung war nach einem Urteil
des Bundesverfassungsge-
richts notwendig gewor-
den. Künftig gehört zu den
Voraussetzungen einer För-
derung unter anderem,
dass die Abgeordneten der
einer politischen Stiftung
jeweils nahestehenden Par-
tei in der mindestens drit-
ten aufeinanderfolgenden
Legislaturperiode in Frakti-
onsstärke in den Deut-
schen Bundestag eingezo-
gen sind. Außerdem darf
die einer Stiftung nahestehende Partei
nicht von der staatlichen Parteienfinanzie-
rung ausgeschlossen worden sein. Zudem
muss die Stiftung die Gewähr bieten, für
die freiheitliche demokratische Grundord-

nung sowie für den Gedanken der Völker-
verständigung aktiv einzutreten. Die Ge-
samthöhe der Förderung der politischen
Stiftung durch den Bund soll auch in Zu-

kunft durch den Haushalts-
gesetzgeber festgelegt wer-
den. Erstritten worden war
das Urteil von der AfD. Der
ihr nahestehenden Deside-
rius-Erasmus-Stiftung wur-
den bisher öffentliche Mit-
tel verweigert.
Markus Ogorek (Universität
Köln, geladen auf Vorschlag
der Union) erklärte, entge-
gen mancher Kritik sei das
Stiftungsfinanzierungsge-
setz insgesamt als erfreulich
zu bewerten. An wenigen

Stellen könne das Gesetz jedoch nicht
überzeugen, „etwa in der Entscheidung, die
Prüfung der Finanzierungsfähigkeit einer
politischen Stiftung in die Hand der Bun-
desregierung zu legen oder mit der Regel-

annahme der Nichtförderfähigkeit bei Ein-
stufung durch den Verfassungsschutz“.

Disput um die Prüfstelle Auch Sina Fon-
tana (Universität Augsburg, SPD-Vor-
schlag) äußerte verfassungspolitische Be-
denken gegen die Zuständigkeit des Bun-
desinnenministeriums: „Vorzugswürdig
und rechtssicher“ sei es, eine unabhängige
Stelle mit der Entscheidung zu betrauen.
John Philipp Thurn (Gesellschaft für Frei-
heitsrechte, Linken-Vorschlag) empfahl, ei-
ne weniger parteilich verortete Stelle zu
wählen und nicht das Bundesinnenminis-
terium. Er empfahl die Bundestagspräsi-
dentin. Christoph Möllers (Humboldt-
Universität Berlin, Grünen-Vorschlag)
schloss sich dieser Ansicht an: „Die Bun-
destagsverwaltung ist eine sehr professio-
nelle Verwaltung.“ Dagegen hielt Professor
Joachim Wieland (SPD-Vorschlag) die Zu-
ständigkeit des Bundesministeriums für In-
neres und für Heimat für verfassungskon-
form. Als oberste Bundesbehörde sei das

Ministerium für die zu treffenden Entschei-
dungen demokratisch legitimiert und ver-
füge außerdem auch als „Verfassungsminis-
terium“ über die notwendige Sachkunde.
Der ehemalige Bundesver-
fassungsrichter Rudolf Mel-
linghoff (Unions-Vor-
schlag) vermisste wie ande-
re Sachverständige auch Re-
gelungen zur rechtlichen
Kontrolle. Er empfahl, das
Bundesverwaltungsgericht
als zuständiges Gericht für
Klagen gegen das Innenmi-
nisterium zu bestimmen.
Dadurch könnten langwie-
rige Verfahren durch drei
Instanzen vermieden wer-
den.
Der Gesetzentwurf regele die Finanzierung
der parteinahen Stiftungen nur unvollstän-
dig, kritisierte Sophie Schönberger (Hein-
rich-Heine-Universität Düsseldorf, Grünen-
Vorschlag). Dem Haushaltsgesetzgeber

würden nach wie vor weitreichende Befug-
nisse übertragen. Das sei „verfassungsrecht-
lich mehr als problematisch“. Eine Zweck-
bestimmung, die darlegen würde, mit wel-

chem Ziel politische Stif-
tungen überhaupt gefördert
würden, fehle.
Der Jurist Ulrich Vosgerau
(AfD-Vorschlag) bezeichnete
den Entwurf der Ampel-Ko-
alition klar als verfassungs-
widrig und kündigte eine er-
neute Klage vor dem Bun-
desverfassungsgericht in
Karlsruhe an. Es handele
sich um ein verbotenes Ein-
zelfallgesetz, sagte er. Mit
Ausnahme der AfD-nahen
Stiftung sollten alle Stiftun-

gen Geld vom Staat bekommen. Daher sei-
en die bisher geförderten Stiftungen auch
im Gesetz explizit erwähnt worden und
würden damit von Prüfungen ausgenom-
men. Hans-Jürgen Leersch T

»Es fehlt eine
Bestimmung,
mit welchem
Ziel Stiftungen

gefördert
werden.«

Sophie Schönberger,
Rechtswissenschaftlerin

»Die Prüfung
in die Hand

der Regierung
zu legen,
überzeugt
nicht.«

Markus Ogorek,
Rechtswissenschaftler

Tod, Leid und Entrechtung
KULTUR Dokumentationszentrum Zweiter Weltkrieg

Der Bundestag begrüßt die Errichtung des
geplanten Dokumentationszentrum „Zwei-
ter Weltkrieg und deutsche Besatzungsherr-
schaft in Europa“ und fordert die Bundes-
regierung auf, den vom Deutschen Histori-
schen Museum vorgelegten Realisierungs-
vorschlag (20/1845) „umfassend und zü-
gig“ umzusetzen. Eine entsprechende Be-
schlussempfehlung des Kulturausschusses
einschließlich einer Entschließung verab-
schiedete der Bundestag am Donnerstag
ohne Gegenstimmen. Die AfD- und die
Linksfraktion enthielten sich der Stimme.
Die AfD kritisiert Größe und Kosten des
Dokumentationszentrum sowie eine zu
befürchtende politische Instrumentalisie-
rung. Die Linke monierte, dass sie nicht an
der Formulierung der Entschließung betei-
ligt wurde.
„Die Besatzungsherrschaft des nationalso-
zialistischen Deutschen Reichs brachte zwi-
schen 1939 und 1945 Tod, Leid, Entrech-
tung und Zerstörung über die Bevölkerun-
gen weiter Teile Europas“, heißt es in der
Entschließung. Rund 230 Millionen Men-
schen hätten 1942 unter deutscher Besat-
zung gelebt. Die Hälfte der etwa 40 Millio-

nen Opfer des Zweiten Weltkriegs in
Europa seien Zivilisten gewesen. „Zu den
zentralen Gewalterfahrungen unter deut-
scher Besatzung gehörten Mord und Geno-
zid, sexualisierte Gewalt, medizinische Ex-
perimente an Menschen, Zwangsarbeit,
Raub und Plünderung, Zerstörung von
Wohnstätten, Kulturgütern und Infrastruk-
tur, Lagerhaft und Hunger, Ausbürgerung
und die damit verbundene Staatenlosig-
keit.“
Das Dokumentationszentrum soll als un-
selbständige Stiftung öffentlichen Rechts
unter dem Dach der Stiftung Deutsches
Historisches Museum entstehen. Es soll ei-
ne ständige Ausstellung zum Zweiten Welt-
krieg und der deutschen Besatzungsherr-
schaft beheimaten, die durch Wechselaus-
stellungen ergänzt wird. Zu den zentralen
Aufgaben des Zentrums, für das eine Nut-
zungsfläche von 15.000 Quadratmetern
vorgesehen ist, sollen zudem die Entwick-
lung und Bereitstellung von Bildungsange-
boten und die Entwicklung eines Konzep-
tes „für individuelle Reflexion und indivi-
duelles Gedenken“ in den eigenen Räum-
lichkeiten gehören. aw T
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Novelle des
Straßenverkehrsgesetzes

Die Schlussabstimmung zur Novelle des
Straßenverkehrsgesetzes (StVG) stand
am Freitag (nach Redaktionsschluss die-
ser Ausgabe) auf der Tagesordnung des
Bundestages. Durch die Neuregelung
soll ein Rechtsrahmen geschaffen wer-
den, damit Länder und Kommunen Än-
derungen in der Straßenverkehrsord-
nung (StVO) erlassen können, die neben
der Flüssigkeit und Sicherheit des Ver-
kehrs künftig auch die Ziele des Klima-
und Umweltschutzes, der Gesundheit
und der städtebaulichen Entwicklung
berücksichtigen. Eine Beschlussempfeh-
lung des Verkehrsausschusses (20/8896)
sah die Annahme des Regierungsentwur-
fes in unveränderter Form vor. hau T

Unterschiedliche Vorschläge
für bezahlbare Strompreise

Die energieintensive Industrie befindet
sich aufgrund hoher Energiepreise in ei-
ner schwierigen Lage. Am Freitag wollte
der Bundestag, (nach Redaktionsschluss
dieser Ausgabe) zwei Anträge zum The-
ma beraten: über den Antrag der Links-
fraktion mit dem Titel „Bezahlbaren
Strom sichern – Industriestrompreis ein-
führen, Stromsteuer abschaffen“ (20/
8855), und über den Antrag der AfD-
Fraktion mit dem Titel „Eine Alternative
zum Industriestrompreis schaffen, um al-
le Unternehmen in Deutschland zu ent-
lasten“ (20/8877). mis T

Register für
Unternehmensbasisdaten

Der Bundestag hat am Donnerstag einen
Gesetzentwurf (20/8866) der Koalitions-
fraktionen zur Änderung des Unterneh-
mensbasisdatenregistergesetzes ohne
Aussprache zur weiteren Beratung in
den Wirtschaftsausschuss überwiesen.
Das Unternehmensbasisdatenregister
soll an das durch das Personengesell-
schaftsrechtsmodernisierungsgesetz ab
dem 1. Januar 2024 gültige Gesell-
schaftsregister angepasst werden. emu T

Union will »bürokratiearme«
EU-Verpackungsverordnung

Die Union dringt vor dem Hintergrund
der Verhandlungen über den Vorschlag
der EU-Kommission für eine neue
EU-Verpackungsverordnung auf bürokra-
tiearme und technologieoffene Regelun-
gen. In einem Antrag, den der Bundestag
am Freitag (nach Redaktionsschluss die-
ser Zeitung) erstmalig beraten und in die
Ausschüsse überweisen wollte, fordern
die Abgeordneten, die europäischen Re-
gelungen dürften die bewährten Rück-
nahmesysteme in Deutschland nicht ge-
fährden. Wiederverwendungsvorgaben
müssten auf ihre ökologische Vorteilhaf-
tigkeit geprüft, Ausweicheffekte hin zu
Einwegverpackungen aus ökologisch
nachteiligen Materialien vermieden wer-
den. Weitere Forderungen betreffen fle-
xiblere Rezyklatquoten, längere Umset-
zungsfristen und die Recyclingfähigkeit
einer Verpackung als alleinige Basis für
Lizenzentgelte. Die EU-Verpackungsord-
nung soll die Verpackungsrichtlinie von
1994 ersetzen und ab 2025 gelten. Ziel
ist, Verpackungsmüll um 15 Prozent pro
Mitgliedstaat und Kopf im Vergleich zu
2018 zu reduzieren. sas T

Gerüstet für Extremwetter
UMWELT Bund, Länder und Kommunen sollen Konzepte zur Klimaanpassung erarbeiten

H
itze, Dürre, Starkregen:
Wetterextreme nehmen
durch die globale Erder-
wärmung auch in
Deutschland zu. Das hat
gravierende Auswirkun-

gen für Umwelt, Natur, Gesundheit und
Wirtschaft. Allein in den Jahren 2000 und
2001 entstanden durch Extremwetter Schä-
den in Höhe von fast 145 Milliarden Euro.
Laut einer Studie, die For-
scher im Auftrag des Bun-
desministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz er-
arbeitet haben, könnten bis
2050 durch Wetterextreme
und Klimaschäden Kosten
in Höhe von bis zu 900
Milliarden Euro drohen. Zu
den Klimafolgekosten ge-
hörten auch immaterielle
Schäden wie gesundheitli-
che Beeinträchtigungen,
Todesfälle, die Belastung
von Ökosystemen oder der
Verlust der Artenvielfalt, heißt es in der im
März vorgestellten Untersuchung.

Bislang kaum Vorsorge Schäden, denen
bislang nur unzureichend vorgebeugt wird:
Zwar rechnen nahezu alle Kommunen und
Landkreise landauf landab mit immer häu-
figer auftretenden Wetterextremen und ho-
hen Folgekosten, wie Befragungen zeigen.
Jedoch sind die wenigsten vorbereitet: Erst
15 bis 20 Prozent der Kommunen haben

dem Bundesumweltministerium zufolge
Klimaanpassungskonzepte erstellt.

Rahmengesetz Das soll sich ändern:
Künftig soll es nach dem Willen von Bun-
desumweltministerin Steffi Lemke (Grüne)
in Bund, Ländern und Kommunen Strate-
gien zur Abmilderung der Klimafolgen ge-
ben. Mit dem Entwurf für ein Bundes-Kli-
maanpassungsgesetz setze die Bundesregie-

rung den Rahmen für eine
„vorsorgende Klimaanpas-
sung auf allen Verwaltungs-
ebenen“, erklärte die Minis-
terin nach der Verabschie-
dung des Entwurfs im Ka-
binett Mitte Juli. Vorgese-
hen ist darin auch ein Be-
rücksichtigungsgebot. Beim
Planen und Entscheiden
sollen öffentliche Träger
demnach Auswirkungen
des Klimawandels, wie et-
wa mögliche Überschwem-
mungen, beachten.

Eine längst überfällige Reaktion, befand
Harald Ebner (Grüne), als der Bundestag
den Gesetzentwurf (20/8764) am Don-
nerstag erstmalig debattierte: Man könne
es sich weder leisten, noch sei es den Men-
schen zuzumuten, Katastrophen weiter zu-
zuschauen und hinterher „unfassbare Schä-
den zu kompensieren“. Das „Vorsorge-Ge-
botsgesetz“ stärke die Klimaanpassung als
„untrennbaren Teil der Daseinsvorsorge“.
Kommunen als „der Ort der Daseinsvor-

sorge“ seien gefordert, sich gegen Klimari-
siken besser zu wappnen.
Eine eigene Klimaanpassungsstrategie des
Bundes ist indes nicht Teil des Gesetzes. Sie
will die Bundesregierung laut Entwurf bis
Ende 2025 erarbeiten.

»Nichts Konkretes« Für die Opposition,
die den Zeitplan heftig kritisierte, ein Un-
ding: Es sei nicht einzusehen, weshalb eine
Strategie erst am Ende der
Wahlperiode vorliegen sol-
le, monierte Ralph Lenkert
(Linke). Hitzewellen häuf-
ten sich, konkrete Maßnah-
men brauche es sofort:
Hinweise zur Abkühlung
von Patienten oder Bauvor-
schriften, die Temperaturen
von 40 Grad berücksichtig-
ten, nannte Lenkert als Bei-
spiele. „Aber Sie als Ampel
können oder wollen nichts
Konkretes vorlegen.“
Schon das Rahmengesetz
komme spät, hielt auch Anja Weisgerber
(CDU) der Koalition vor. Zwei Jahre sei es
her, dass bei der Flutkatastrophe im Ahrtal
Menschen ihr Hab und Gut und sogar An-
gehörige verloren hätten. Schon im Koaliti-
onsvertrag habe sich die Ampel auf ein Kli-
maanpassungsgesetz geeinigt. Weshalb die
Umsetzung so lange gedauert habe, sei
„unbegreiflich“, so die umweltpolitische
Sprecherin der Union. Das Rahmengesetz
sei dennoch richtig: Länder und Kommu-

nen komme eine „Schlüsselrolle“ zu,
Hitzeaktionspläne zu erarbeiten, Hitzein-
seln zu vermeiden und Schwammstädte zu
errichten. Zusätzliche Bürokratie sei dabei
hinderlich. Die geplanten Berichtspflichten
solle die Regierung streichen, forderte sie.
Verfassungsrechtliche Bedenken äußerte
die AfD: Es gebe ein „Durchgriffsverbot“
des Bundes gegen die Länder, sagte Andre-
as Bleck. Ländern könnten nur Aufgaben

übertragen werden, wenn
das Konnexitätsprinzip ein-
gehalten werde. „Das be-
deutet: Wer bestellt, zahlt.“
Mit dem Klimaanpassungs-
gesetz verpflichte der Bund
Länder und Kommunen
zur Erstellung von Risiko-
analysen und Anpassungs-
konzepten. Den „nicht un-
erheblichen finanziellen
Aufwand“ decke aber die
vom Bund in Aussicht ge-
stellte finanziell Förderung
nicht, sagte Bleck. „Alle

sind für Klimaanpassung, doch keiner ist
dafür, den finanziellen Aufwand zu zah-
len.“

Gemeinschaftsaufgabe Dem wider-
sprach Muhanad Al-Halak (FDP) entschie-
den: Der Bund verstehe die Finanzierung
der Klimaanpassung durchaus als Gemein-
schaftsaufgabe. Die Einhaltung der Zustän-
digkeiten sei dabei jedoch fundamental
wichtig: Der Bund komme seiner Aufgabe

durch „eine Vielzahl von Förderprogram-
men“ bereits nach, erklärte der Abgeordne-
te. „Vollzug und Finanzierung“ der Maß-
nahmen vor Ort müssten klar Aufgabe der
Länder bleiben. Für die Ausgestaltung lasse
das Gesetz Ländern und Kommunen viel
„Spielraum“.

Milliardeninvestitionen nötig Die Frage,
wie die Kosten der Klimaanpassung gedeckt
werden sollen, ist tatsächlich eine zentrale
für die Kommunen: Der Geschäftsführer des
Deutschen Städtetags, Helmut Dedy, spricht
von einer „Mammutaufgabe für Jahrzehn-
te“: Es gehe um nichts weniger als den Um-
bau der Städte. Dieser erfordere massive In-
vestitionen, welche die Städte nicht allein
stemmen könnten. Der Deutsche Städte-
und Gemeindebund (DStGB) verweist zu-
dem auf Expertenschätzungen, wonach für
die Klimaanpassung bis 2030 mindestens
55 Milliarden benötigt würden. Erst kürz-
lich plädierte er für die Schaffung einer neu-
en Gemeinschaftsaufgabe Klimaschutz und
Klimaanpassung nach dem Vorbild der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küs-
tenschutz.
Eine Forderung, die Axel Echeverria (SPD)
im Bundestag aufgriff: Es brauche eine
dauerhafte gemeinsame Finanzierung von
Bund und Ländern. Die Kommunen dürf-
ten mit den Mehrbelastungen nicht allein
gelassen werden, unterstrich er. Denn: „Ob
die Klimaanpassung in Deutschland ge-
lingt, wird sich in den Kommunen ent-
scheiden.“ Sandra Schmid T

Immer wieder führt Starkregen zu Überflutungen, wie hier in Nürnberg Mitte August. Die Bundesregierung will nun alle Verwaltungsebenen auf Klimaanpassungstrategien verpflichten. © picture-alliance/dpa/News5/Oßwald

»Das Gesetz
stärkt Klima-
anpassung als
untrennbarer
Teil der Da-

seinsvorsorge.«
Harald Ebner

(Grüne)

»Sie als
Ampel

wollen oder
können nichts
Konkretes
vorlegen.«

Ralph Lenkert
(Linke)

Ende eines Dogmas
LKW-MAUT Mehreinnahmen sollen erstmals auch der Schiene zugute kommen

Nach langwierigen Verhandlungen inner-
halb der Ampel und trotz massiver Kritik
aus der Speditions- und Logistikbranche
hat der Bundestag am Freitag der Auswei-
tung der Lkw-Maut zugestimmt. SPD, Grü-
ne und SPD stimmten dem Gesetzentwurf
der Bundesregierung (20/8092) zu, der die
Anlastung einer CO2-Komponente auf die
Lkw-Maut ab 1. Dezember 2023 vorsieht,
was zu einer Verdopplung der Kosten führt.
Ab Juli 2024 sollen zudem auch leichtere
Lkw ab 3,5 Tonnen Maut zahlen müssen.
Die CO2-Komponente führt zu deutlichen
Mehreinnahmen im Bundeshaushalt in
Höhe von 26,61 Milliarden Euro in den
Jahren 2024 bis 2027.
Neu geregelt ist auch die Verwendung des
Geldes. Das Dogma „Straße finanziert Stra-
ße“ wird abgeschafft. Künftig werden die
Mauteinnahmen auch für Schienen- und
Wasserstraßenprojekte eingesetzt. Ein nicht
geringer Teil – vier der für 2024 eingeplan-
ten zusätzlichen sieben Milliarden Euro
– werde genutzt, um andere Haushaltslö-
cher zu stopfen, wie Thomas Bareiß (CDU)
während der Debatte sagte.
Der Unionsabgeordnete kritisierte die
Mauterhöhung mit deutlichen Worten. Sie
sei eines der größten Belastungspakete für
Bürger und Wirtschaft in dieser Legislatur-
periode. „Das ist eine unglaubliche Sauerei

für die ganze deutsche Wirtschaft“, befand
er. Trotz hoher Inflation greife die Ampel
mit kalter Hand in die Tasche der Bürger
und kassiere kräftig ab.
Von einer historischen Weichenstellung,
um die Bahn zu stärken, sprach indes Julia
Verlinden (Grüne). Das „Paradox deutscher
Verkehrspolitik“, wonach mit den Einnah-
men der Maut ausschließlich der Ausbau
von Straßen zu finanzieren sei, werde nun
durchbrochen. „Endlich wird der Bund
deutlich mehr Geld in Bahn und Schiene
als in den Straßenbau stecken“, sagte sie.
Das freut auch Bernd Riexinger (Linke),
der aber noch immer einen Wettbewerbs-
nachteil für die Bahn sieht. Ein Güterzug
müsse schließlich für jeden Kilometer
Schiene, den er befährt, bezahlen. Bei Lkw
gelte das nach wie vor nur auf Autobah-
nen, beklagte er.
Für Dirk Brandes (AfD) ist der „Mautham-
mer“ ein weiterer Inflationstreiber. Zudem
drohe vielen Unternehmen der Branche
die Insolvenz. Laut Brandes ist auch das
Ziel, die Spediteure zum Umstieg auf Elek-
tro-Lkw zu zwingen, nicht erreichbar. Tech-
nologie und Infrastruktur gäben das
schlichtweg nicht her, sagte er.
Udo Schiefner (SPD) räumte ein, dass es
nicht gelungen sei, den Unternehmen „die
Doppelbelastung eins zu eins zu erstatten“.

Eine solche Doppelbelastung, die sich
durch steigende Dieselpreise aufgrund des
erhöhten CO2-Preises ab 1. Januar 2024
ergibt, wollte die Ampel eigentlich unbe-
dingt vermeiden.
Die Verantwortung dafür, dass dies nicht
gelungen ist, wies Schiefner dem Verkehrs-
ministerium zu. Dort habe man keinen
gangbaren Weg aufgezeigt, obwohl es Vor-
schläge seiner Fraktion wie auch der Bran-
che gegeben habe. Die Doppelbelastung
werde nun kompensiert, indem Fördermit-
tel für umweltfreundliche Antriebe sowie
die Ladeinfrastruktur in kommende Haus-
halte geschrieben würden, sagte Schiefner
unter Verweis auf einen Entschließungsan-
trag der Koalitionsfraktionen.
Christian Sauter (FDP) schob den Schwar-
zen Peter in Sachen Doppelbelastung dem
grün-geführten Wirtschaftsministerium zu.
Dort müsse gegengesteuert und ein gang-
barer Vorschlag vorgelegt werden. Sauter
nannte die Regelung einen Kompromiss.
Zugleich betonte er, dass auch künftig
Mauteinnahmen für die dringend benötig-
te Ertüchtigung und den Ausbau der Auto-
bahnen genutzt werden – ebenso wie für
Schienen und Wasserstraßen. Die Maut si-
chere die Finanzierung des Erhalts der Ver-
kehrsinfrastruktur, sagte der FDP-Abgeord-
nete. Götz Hausding T

Düngegesetz
beraten
AGRAR Das Düngegesetz soll angepasst
werden. Mit dem „Entwurf eines Zweiten
Gesetzes zur Änderung des Düngegesetzes“
(20/8658) reagiert die Bundesregierung
auf Vorgaben der Europäischen Union. Der
Bundestag debattierte am Donnerstag in
erster Lesung über den Gesetzentwurf und
überwies den Entwurf an den Ausschuss für
Ernährung und Landwirtschaft.
Kernpunkte sind die Anpassung der Stoff-
strombilanzverordnung und die Monito-
ringverordnung. Mit dem Monitoring sol-
len die Düngedaten landwirtschaftlicher
Betriebe künftig zurückverfolgt werden
können. Die Betriebsdaten sollen auf län-
gere Sicht die Basis bilden, das Verursa-
cherprinzip bei den Düngeregeln stärker zu
berücksichtigen. Gegenüber der EU könne
damit „flächendeckend die Wirksamkeit
der Düngeverordnung nachgewiesen wer-
den“, heißt es in dem Papier.
Mit dem Gesetz schafft die Bundesregie-
rung die rechtlichen Voraussetzungen für
die geplante Änderung der Stoffstrombi-
lanzverordnung. Diese soll 2024 vorgelegt
werden. Zudem soll das neue Düngegesetz
Strafzahlungen dauerhaft abwenden. Im
Sommer hatte die EU nach jahrelangem
Streit ein Vertragsverletzungsverfahren ge-
gen Deutschland wegen des nationalen
Düngerechts eingestellt. nki T

Beschleunigte Planungen
VERKEHR »Deutschland-Tempo« bei Schiene und Straße

Vorhaben zur Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren im
Verkehrsbereich gab es in den vergangenen
Jahren zuhauf. Ein durchschlagender Er-
folg war den von der Großen Koalition
einst durchgesetzten Regelungen aber nicht
vergönnt. Die Ampel startet nun einen
neuen Versuch. Am Freitag beschloss der
Bundestag einen dahingehenden Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (20/6879) in
der durch den Verkehrsausschuss geänder-
ten Fassung (20/8922) mit Koalitions-
mehrheit gegen die Stimmen der Oppositi-
on. In Anlehnung an das LNG-Beschleuni-
gungsgesetz soll laut Entwurf für ausge-
wählte Schienen-, aber auch Straßenpro-
jekte, das „überragende öffentliche Interes-
se“ gelten. Dazu sollen Fernstraßenbauvor-
haben gehören, die im Bedarfsplan als vor-
dringlicher Bedarf (Engpassbeseitigung)
ausgewiesen sind. Zudem sollen Ersatzneu-
bauten von Autobahnbrücken vom Plan-
feststellungsverfahren und der Pflicht einer
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) be-
freit werden. Bei Bundesschienenwegen
soll das überragende öffentliche Interesse
für Projekte gelten, die fest disponiert sind
oder für die der Bedarfsplan einen vor-
dringlichen Bedarf feststellt.
Durch einfachere Zustimmungsverfahren
der Straßenverkehrsbehörde sollen Wind-

kraftanlagen schneller entlang von Auto-
bahnen gebaut werden können. Außerdem
sollen Photovoltaikanlagen mitgebaut wer-
den können. Darüber hinaus sollen die
Planungs- und Genehmigungsverfahren
bei Schienen- und Straßenprojekten zu-
künftig vollständig digital durchgeführt
werden. Für Verkehrsprojekte, die zum
Kernnetz der Transeuropäischen Netze
(TEN) gehören, wird erstmals eine Geneh-
migungsfrist von vier Jahren eingeführt.
Mit dem Gesetz wird auch das noch unter
Schwarz-Rot beschlossene Maßnahmenge-
setzvorbereitungsgesetz (MgvG) aufgeho-
ben. Begonnene vorbereitende Verfahren
sollen nach dem jeweils für das Planfest-
stellungsverfahren geltenden Recht fortge-
setzt werden. Enthalten in der Regelung
sind auch Änderungen im Schnellladege-
setz, wodurch die Errichtung von Schnell-
ladepunkten beschleunigt werden soll.
Das Gesetz enthält auch die Klarstellung
des Vorrangs des „Erhalts von Eisenbahnin-
frastruktur auch für künftige Nutzungen“.
Entwidmungen von Schienenstrecken sol-
len so erschwert werden. Weitere Regelun-
gen sorgen für eine konsequente Digitali-
sierung der Anhörungsverfahren. Der Aus-
tausch zwischen Anhörungsbehörde und
Vorhabenträger soll künftig grundsätzlich
digital gestaltet werden. hau T
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Wärmeplanungsgesetz soll kein »Bürokratiemonster« werden
WÄRMEPLÄNE Die Änderungsliste für das Gesetz zur kommunalen Wärmeplanung ist lang – Experten präsentierten ihre Vorschläge bei einer Anhörung im Bauausschuss

„Heizungshammer“, „Energie-Stasi“ oder
„Heizungskeule“: Über den Umbau von
der fossilen auf eine klimaneutrale Wärme-
versorgung ist in den vergangenen Mona-
ten heftig gestritten worden. Das Gebäu-
deenergiegesetz (GEG) soll mit dem Gesetz
zur kommunalen Wärmeplanung (20/
8654) nun eine entscheidende Ergänzung
erhalten. Stand im Mittelpunkt des GEG
(20/6875) die Reduzierung des Energiebe-
darfs, der Austausch fossiler Heizungen
und die Beschleunigung des Ausbaus er-
neuerbarer Energien in Gebäuden, ist das
wichtigste Ziel des Wärmeplanungsgesetzes
(WPG), dass spätestens bis zum 30. Juni
2028 alle 11.000 Kommunen einen Wär-
meplan vorlegen.

Zahlreiche Änderungswünsche Die
Wunschliste für Änderungen und Ergän-
zungen an dem von der Bundesregierung
vorgelegten Gesetz ist lang. Das wurde be-
reits in der ersten Lesung im Bundestag

deutlich und zeigte sich auch in der öffent-
lichen Anhörung am Montag im Bauaus-
schuss.
Die Vertreter der Kommunalen Spitzen-
verbände in Deutschland
verlangen beispielsweise
eine Fristverlängerung zur
Erstellung der Wärmeplä-
ne von einem halben
Jahr. Außerdem fordern
sie die Ausweitung der
einfachen Verfahren auf
Kommunen mit 20.000
Einwohnern.
Eine engere Verzahnung
mit dem Gebäudeenergie-
gesetz mahnte Michaela
Steinhauser vom Zentral-
verband des Deutschen
Handwerks an. „Die Betriebe und deren
Kundschaft brauchen dringend Planungssi-
cherheit“, so Steinhauser. Dazu gehöre ei-
ne synchrone und widerspruchsfreie Aus-

gestaltung der beiden Gesetze. Unablässig
für das Gesetz sei, dass „die Wärmeplanung
mit breiter Partizipation der Wirtschaft
und der Bürgerschaft zustande kommt“,

sagte Steinhauser. Die Be-
teiligung dürfe sich nicht
nur in Information er-
schöpfen, sondern müsse
auch entscheidungsvorbe-
reitend angelegt sein.
Maik Günther von den
Stadtwerken München will
die „Wärmewende stärker
beschleunigen“. Erneuerba-
re Wärmeerzeugung und
der Netzausbau sei als im
überragenden öffentlichen
Interesse im WPG zu veran-
kern. Zudem forderte er, für

die Geothermie „ein maßgeschneidertes
„Geothermieerschließungsgesetz nach dem
Vorbild des Wind-an-Land-Gesetzes“ zu er-
lassen.

Auch Simon Müller von der Agora Energie-
wende kritisierte das Tempo des Vorha-
bens. Zudem forderte er, die Finanzierung
und die Ressourcenausstattung zum Um-
bau der Wärmesysteme auf kommunaler
Ebene sicherzustellen. Außerdem brauche
es „eine zügige Weiterentwicklung der
Kommunalen Wärmeplanung hin zu einer
kommunalen Energie-Verteil-Strategie“.

Kritikpunkt Wasserstoff Heftige Kritik
kam von der Deutschen Umwelthilfe. Im
Gesetzesentwurf werde das Erneuerbare-
Energien-Ziel für Bestandsnetze – Fernwär-
me – von 50 Prozent auf 30 Prozent bis
2030 abgesenkt. „Diese Änderung lehnen
wir entschieden ab“, sagte Elisabeth Staudt
für die Organisation. Im gesamten Gesetz
fehle eine klare Priorisierung zwischen
Wärmenetzen und Wasserstoffnetzen. Ge-
rade bei der dezentralen Gebäudeversor-
gung werde Wasserstoff jedoch „keine Rolle
spielen“.

Dafür gab es Unterstützung von Helmut
Waniczek. Der Sachverständige bemängel-
te, dass der Gesetzentwurf „Wasserstoff als
wesentliches Heizgas vorsehe, aber Wasser-
stoff wird aller Voraussicht nach nicht zur
Verfügung stehen.“
Das sieht Tilman Werner vom Deutschen
Verein des Gas- und Wasserfaches komplett
anders. Er betonte die Bedeutung von Was-
serstoff und der entsprechenden Infrastruk-
tur für die Ansiedlung neuer Industrie- und
Gewerbebetriebe. Dafür brauche es „eine
weitsichtige Planung“. Aktuell seien Was-
serstoffnetze und grüne Gase im vorliegen-
den Gesetzesentwurf gegenüber Strom-
und Wärmenetzen benachteiligt, daher sol-
le die Bundesregierung die Gasnetzgebiet-
stransformationspläne gleichberechtigt ne-
ben den Transformationsplänen für Wär-
menetze im WPG verankern.
Um das zu stemmen, forderte Ingbert Lie-
bing vom Verband Kommunaler Unterneh-
men, die Fördermittel anzuheben. Die För-

derrichtlinie sei nur mit Mitteln in Höhe
von knapp drei Milliarden Euro ausgestattet
und habe eine Laufzeit bis 2028. Die Bun-
desförderung für effiziente Wärmenetze
(BEW) stelle hierfür den zentralen Mecha-
nismus dar. Um „eine auskömmliche Förde-
rung zu gewährleisten“, solle die BEW in das
WPG überführt werden und mit Finanzmit-
teln in Höhe von mindestens drei Milliarden
Euro pro Jahr ausgestattet werden.
Kai Warnecke vom Eigentümerverband
Haus & Grund warnte davor, „die Wärme-
planung zum Bürokratiemonster zu ma-
chen“. Er kritisierte die Absicht, alle Gebäu-
de mitsamt Heiztechnik und Verbräuchen
in einem Bestandskataster zu erfassen.
Warnecke forderte, die Regelungen zur Da-
tenerhebung und zur Informationspflicht
mit Blick auf die knappen Kapazitäten an
Personal in den Planungsämtern der Städte
und Gemeinden „maximal zu reduzieren“.
Das WPG soll zum 1. Januar 2024 inkraft-
treten. Nina JeglinskiT

»Die Betriebe
und deren
Kundschaft
brauchen
Planungssi-
cherheit.«

Michaela Steinhauser
(ZDH)

S
ommer 2023: Marinesoldaten
setzen beim Tag der offenen Tür
im Stützpunkt Hohe Düne in
Rostock-Warnemünde Besucher
in Transportbooten zur ehemali-
gen MV-Werft über. Was dort zu

sehen ist, kann als das Wunder von der
Warnow bezeichnet werden. Die MV-Werft
war am Ende. Jetzt ist wieder Leben in die
von weitem sichtbaren Werft-Anlagen ein-
gekehrt, nachdem der Bund einen Teil des
Firmengeländes übernom-
men hat. Die Anlage heißt
jetzt Marinearsenal. Rund
500 Mitarbeiter checken
und reparieren dort die
Schiffe der deutschen Mari-
ne.

Chips und Halbleiter Das
Marine-Arsenal ist nur ei-
nes von vielen Beispielen,
die zeigen, dass es im Os-
ten mit der Industrie auf-
wärts geht. In Magdeburg
plant Intel eine Chip-Fa-
brik. 10.000 Arbeitsplätze sollen geschaf-
fen werden. In Dresden investiert der tai-
wanesische Halbleiter-Hersteller TSMC. In
Mecklenburg-Vorpommern erweitert der
Sandalen-Hersteller Birkenstock seine Pro-
duktion in Pasewalk und schafft 1.000
neue Arbeitsplätze. In Grünheide bei Ber-
lin werden Tesla-Elektroautos produziert.
Im Bundestag zeigte sich der Ostbeauftrag-
te der Bundesregierung, Carsten Schneider
(SPD), mit der Entwicklung in den neuen
Ländern zufrieden: „Diese Bilanz ist posi-
tiv.“ Das Parlament befasste sich mit dem

als Unterrichtung vorgelegten Bericht der
Bundesregierung zum Stand der Deutschen
Einheit 2023 (20/8600). „Wir können
stolz auf dieses Land sein. Wir können
stolz auf das sein, was wir geschafft ha-
ben“, erklärte der Ostbeauftragte. Der Be-
richt wurde an den federführenden Wirt-
schaftsausschuss überwiesen. Ein Entschlie-
ßungsantrag der Linksfraktion (20/8868),
in dem unter anderem eine Anhebung des
Mindestlohns auf 14 Euro gefordert wird,

wurde ebenfalls überwie-
sen.
Besonders hob Schneider
die Rentenangleichung
zwischen Ost und West
hervor: Und zum ersten
Mal sei das ostdeutsche
Wirtschaftswachstum hö-
her gewesen als in Gesamt-
deutschland. Schneider
sagte auch, dass es aber im-
mer noch viele Missver-
ständnisse zwischen Ost-
und Westdeutschen gebe.
Hannes Walter (SPD) ver-

wies auf die Zuwächse beim Bruttoinlands-
produkt in den neuen Ländern. Branden-
burg habe ein nominales Wirtschafts-
wachstum von 14 Prozent. „Das schafft
nicht einmal China.“ Ostdeutschland sei
schon lange auf dem richtigen Weg, und
zwar auf der Überholspur.
Auch Wirtschaftsminister Robert Habeck
(Grüne) wies auf die wirtschaftlichen Er-
folge in den neuen Bundesländern hin.
Beim Bruttoinlandsprodukt, bei der Ar-
beitsproduktivität und bei den verfügbaren
Einkommen hätten die ostdeutschen Län-

der stark aufgeholt. „Die Arbeitslosenquote
ist heute in Brandenburg, Thüringen und
in Sachsen geringer als in Nordrhein-West-
falen“, berichtete Habeck. Zugleich sagte er
aber: „Wir erleben, dass die innere Einheit
bis zum äußerten gespannt ist.“ Aus Unter-
schieden dürften keine Feindschaften wer-
den. Auch Katrin Göring-Eckart (Grüne)
warnte davor, in eine Lage abzurutschen,
in der mehr das Trennende betont werde.
„Vereint kann Deutschland mehr. Vor al-
lem Demokratie und Frei-
heit“, erklärte die Grünen-
Politikerin.
Sepp Müller (CDU) warf
der Ampel vor, die falschen
Prioritäten zu setzen. Im
Bericht der Bundesregie-
rung würden die Vermö-
gens- und Einkommensun-
terschiede zwischen West
und Ost gar nicht erwähnt.
Die Industrieprojekte im
Osten seien zwar vorbild-
lich. Aber es müssten die
gleichen Löhne wie im
Westen gezahlt werden. „Wir brauchen im
ganzen Land gleiche Löhne für gleiche Ar-
beit“, forderte Müller, der einen Exodus der
Industrie durch die hohen Strompreise be-
fürchtet.
Leif-Erik Holm (AfD) zeigte sich optimis-
tisch, dass Ost- und West zusammenwach-
sen würden. Das größte Problem ist seiner
Ansicht nach jedoch die „abenteuerliche
Politik der Ampelregierung“. Man erlebe
Politikversagen von der Einwanderung bis
zum Heizungsgesetz: „So kann es nicht ge-
hen.“ Die Regierung habe den Blick für die

Realitäten verloren. Gerald Ullrich (FDP)
forderte, es müssten wesentlich mehr Ost-
deutsche in Führungspositionen kommen.
„Wir brauchen gleiche Lebensverhältnisse
und gleiche Löhne für gleiche Arbeit“, er-
klärte Ullrich. Auch die Migration sei ein
Problem, „das wir lösen müssen“. Gleich-
zeitig müsse die Fachkräfteproblematik ge-
löst werden.
Auch Dietmar Bartsch (Linke) forderte ei-
nen höheren Anteil von Ostdeutschen in

Führungspositionen. In der
Justiz betrage der Anteil
nur 2,3 Prozent. „Wo ist
der Plan, wie das verändert
wird?“, fragte Bartsch. Nur
zwei von 35 beamteten
Staatssekretären seien aus
dem Osten. „Mehr Posten
für den Osten“ müsse das
Ziel sein. Renteneinheit ha-
be man in Wirklichkeit
noch nicht. Nach 45 Jahren
Lebensarbeitszeit seien die
Ost-Renten immer noch
200 Euro niedriger als im

Westen.
In dem Bericht wird auch auf die großen
Anstrengungen des Bundes zur Verbesse-
rung von Infrastruktur und zur Schaffung
von Arbeitsplätzen hingewiesen. So wur-
den seit 2019 in Forschungs- und Bundes-
einrichtungen in den neuen Ländern und
Berlin 9.600 neue Arbeitsplätze geschaffen.
Im Rahmen des Kohleausstiegs sollen bis
Ende des Jahres 2028 insgesamt 5.000 zu-
sätzliche Arbeitsplätze in Einrichtungen
des Bundes in den Kohleregionen geschaf-
fen werden. Hans-Jürgen Leersch T
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Besser
als China
NEUE LÄNDER Industrie-Investitionen
lassen Wachstumsraten hochschnellen

»Wir können
stolz auf
das sein,
was wir
geschafft
haben.«

Carsten Schneider (SPD),
Ostbeauftragter

»Wir brauchen
im ganzen
Land gleiche
Löhne für
gleiche
Arbeit.«
Sepp Müller

(CDU)

PV-Ausbau beschleunigen
GESETZENTWURF EEG-Novelle soll Bürokratie abbauen

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, bis
zum Jahr 2045 treibhausgasneutral zu sein.
Um dieses Ziel zu erreichen, muss der
Stromsektor bereits bis 2035 weitgehend
ohne die Emission von Treibhausgasen
auskommen. Um das zu erreichen, braucht
es eine weitere Beschleunigung des Aus-
baus erneuerbarer Energien. Am Donners-
tag beriet der Bundestag erstmals über den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Änderung des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes (EEG) und weiterer energiewirtschafts-
rechtlicher Vorschriften zur Steigerung des
Ausbaus photovoltaischer Energieerzeu-
gung (20/8657).
Es gebe immer noch viel zu viele bürokra-
tische Hürden, die den Ausbau komplizier-
ter machten, als es sein müsste, sagte Ka-
trin Uhlig. Die Grünen-Politikerin kündig-
te an, diese werde man mit diesem Gesetz-
entwurf abbauen. Anne König (CDU) warf
der Ampelkoalition vor, die bestehenden
Flächenkonkurrenzen im ländlichen Raum
zu verschärfen: Mit dem Ausbau von PV-
Anlagen auf Freiflächen werde den Land-

wirten der Boden zum Nahrungsmittelan-
bau entzogen. Das wies Timon Gremmels
(SPD) umgehend als „olle Kamelle“ zu-
rück. „Da sind wir doch viel weiter“, sagte
Gremmels: Stichwort Agri-PV: Man könne
doch ein und dieselbe Fläche für beides
nutzen. Karsten Hilse von der AfD sagte,
„unter Missachtung grundlegender physi-
kalischer Gesetze“ behaupte die Regierung,
„wir müssten das Weltklima retten, indem
wir deutsche Kulturlandschaften mit vogel-
schreddernden und riesigen Insektenfallen
zupflastern. Welch ein Irrsinn.“ Konrad
Stockmeier von der FDP hob hervor, dass
mit dem Ausbau auch dafür gesorgt wer-
den müsse, dass es Speicher gebe, damit
der Strom dann verfügbar sei, wenn er ge-
braucht werde. Linkenpolitiker Ralph Len-
kert gab seine Rede zu Protokoll.
Der Gesetzentwurf wurde - wie ein Antrag
der AfD für eine krisenfeste, verlässliche
und kostengünstige Energieversorgung (20/
8874) auch - an den federführenden Aus-
schuss für Klimaschutz und Energie über-
wiesen. mis T

Bonus für das E-Auto
ANTRAG Union will gewerbliche Förderung beibehalten

Dass die Bundesregierung den Kreis der
Antragsberechtigten beim Umweltbonus
zum zweiten Mal eingeschränkt hat, stößt
bei der Unionsfraktion auf Kritik: Zum 1.
Januar 2023 seien PlugIn-Hybride aus der
Förderung gefallen. Zum 31. August 2023
auch die Förderung von gewerblichen Elek-
trofahrzeugen. Seitdem beschränke sich die
Förderung auf Privatpersonen, das Förder-
Aus für gewerbliche Fahrzeuge betreffe eine
hohe Anzahl von Anspruchsberechtigten,
heißt es in dem Antrag der CDU/CSU-
Fraktion (20/8734) mit dem Titel „Hoch-
lauf der Elektromobilität nicht gefährden
– Gewerbliche Förderung beim Umweltbo-
nus wieder einführen“. Der Antrag wurde
am Donnerstag im Bundestag beraten.
Das Hin und Her in der Förderpolitik sor-
ge für Verunsicherung in der Bevölkerung,
sagte Tilman Kuban (Union) in der Debat-
te. Der Ampel-Koalition warf er vor, die
Verkehrswende zu verstolpern: So sei das
Ziel von 15 Millionen E-Autos bis 2030
nicht zu erreichen. Mancher Unionsvor-
schlag sei ja durchaus richtig, räumte Se-
bastian Roloff (SPD) ein. Allerdings bleibe

die Frage der Gegenfinanzierung von CDU
und CSU unbeantwortet: Sie spielten also
„Wünsch-Dir-was“, so Roloff.
Dirk Spaniel (AfD) warf der Union vor, das
„dümmste zu machen, was man mit Steu-
ergeldern machen“ könne. Die Elektro-Mo-
bilität sei ein „Irrweg“. Stefan Gelbhaar
(Grüne) erinnerte daran, dass die Regie-
rung begrenzte Mittel möglichst effizient
einsetzen wolle. Das sei mit der Förderung
für private Autonutzer der Fall.
Es gebe kein Nachfrageproblem bei der
E-Mobilität, sagte Bernd Riexinger (Linke)
– es gebe ein Angebotsproblem auf der Sei-
te der Hersteller, die er aufforderte, nicht
nur große, teure E-Autos, sondern auch
kleinere, bezahlbare zu produzieren.
Reinhard Houben (FDP) wunderte sich
über den Ruf der Union nach staatlicher
Förderung. Was CDU/CSU forderten, sei
„Subventionspolitik ‚as its best‘ – wo ist da
die marktwirtschaftliche Ausprägung?“,
fragte der Liberale. Nach der Aussprache
im Parlament wurde die Vorlage zur weite-
ren Beratung an den federführenden Wirt-
schaftsausschuss überwiesen. mis T

Die Energie der Zukunft
WASSERSTOFF Union fordert forcierten Hochlauf

Wasserstoff ist nach Ansicht der CDU/CSU-
Fraktion der Schlüssel für eine starke und
klimafreundliche Volkswirtschaft. „Wir wol-
len und können Wasserstoff-Weltmeister
werden“, heißt es in ihrem Antrag. (20/
6706) mit dem Titel „Wasserstoffhochlauf
pragmatisch, schnell und technologieoffen
voranbringen“. Eine Mehrheit fand die Frak-
tion damit am Freitag aber nicht. Der Bun-
destag lehnte die Vorlage mehrheitlich ab.
In der Debatte zuvor hatte Grünen-Politike-
rin Ingrid Nestle festgestellt, es gebe große
Gemeinsamkeiten der Ampel mit der Uni-
on, was Ziele, Geschwindigkeit und Plan-
barkeit eines Wasserstoffhochlaufs angehe.
Aber mit dem vorliegenden Antrag entzögen
sich CDU und CSU doch der Verantwor-
tung, zu entscheiden. Wer alles für alle for-
dere, mache es sich zu einfach: Auch eine
Opposition könne Konzepte vorlegen.

Zu viele Ankündigungen Andreas Jung
(Union) nahm den Ball auf und spielte ihn
direkt zurück: Von der regierenden Ampel
kämen zu viele Ankündigungen und zu we-

nig Entscheidungen: „Hier geht es um die
Energieversorgung der Zukunft“, sagte Jung.
„Da brauchen wir mehr Wumms“. Gefordert
sei auch der Kanzler, der international Was-
serstoff-Bündnisse schmieden müsse.
Andreas Rimkus von der SPD reklamierte
für die Ampel, viele Forderungen der Union
längst umgesetzt beziehungsweise „in der
Mache“ zu haben. Michael Kruse (FDP)
stimmte zu: Wir handeln und reden nicht
nur über Strategien“.: So machten die Am-
pelfraktionen ihre Hausaufgaben als Gesetz-
geber, und sorgten dafür, dass es in Deutsch-
land ein Wasserstoffkernnetz geben werde.
Rainer Kraft (AfD) sprach von „Wasserstoff-
Phantasien“. H2 sei teuer, energieintensiv
und schlecht lager- und transportfähig.
Der kritische Punkt sei die Finanzierung,
sagte Linkenpolitiker Klaus Ernst. Wenn er
sehe, dass die USA 700 Milliarden Dollar für
den Inflation Reduction Act in die Hand
nähmen, frage sich der Vorsitzende des
Energieausschusses, wie der Wasserstoff-
hochlauf auf Basis eines Ausbaus Erneuerba-
rer ohne Förderung gelingen solle. mis T



FÜNF FRAGEN ZUR: LAGE IM NAHEN OSTEN

»Israel kann die
Palästinenser
nicht einfach
beiseite-
schieben.«

Herr Steinberg, was
macht Ihnen aktuell mit
Blick in den Nahen Osten die
größten Sorgen?
Die Hisbollah. Eine Eskalation
zwischen Israel und der vom
Iran unterstützten Organisati-
on würde nicht nur die Auswei-
tung des Krieges auf Israels
Nordgrenze bedeuten, sondern
auch einen zusätzlichen Kon-
flikt zwischen Israel und dem
Iran. Dann hätten wir es mit ei-
nem größeren Krieg an min-
destens zwei Fronten zu tun.

Wie wahrscheinlich ist
das? Bisher hat der Iran die
direkte Auseinandersetzung
mit Israel gemieden.
Danach sieht es auch jetzt aus.
Aber etwas Entscheidendes wis-
sen wir noch nicht: Hat die
Hamas die Entscheidung zum
Angriff auf Israel eigenständig
gefällt? Oder wurde er von Ha-
mas, Hisbollah und Iran ge-
meinsam in Beirut beschlos-
sen? Für Letzteres mehren sich
die Hinweise. In diesem Fall
kann ich mir nicht vorstellen,
dass Iran und Hisbollah taten-
los zuschauen, wie Israel die
Hamas zerschlägt.

Das ist aber das erklärte
Ziel der israelischen Regie-
rung. Wie kann sie aus dem
Dilemma herauskommen,
dass sie mit dem Kampf ge-
gen die Hamas einen noch
größeren Konflikt riskiert?
Aktuell kann sie dieses Dilem-
ma nicht auflösen. Im An-
schluss an den Krieg muss sich
aber die israelische Regierung
dringend um die Palästinenser-
frage kümmern. In den vergan-
genen Jahren haben immer
mehr Akteure geglaubt, dass es
reicht, Frieden mit arabischen
Staaten zu schließen, und man
die Palästinenser beiseiteschie-
ben kann. Der Angriff der Ha-
mas hat gezeigt, dass das nicht
funktioniert.

Was sollte die Regierung
in Jerusalem konkret tun?
Ich glaube nicht mehr an die
Zwei-Staaten-Lösung, aber Isra-
el kann und muss trotzdem ei-
ne Menge Dinge tun, um einen
erneuten Krieg zu verhindern.
Zum einen muss sie die Le-
bensverhältnisse in den palästi-
nensischen Gebieten verbes-
sern und sich um den Aufbau
einer echten Palästinenserregie-

rung kümmern, damit sie über-
haupt einen Verhandlungspart-
ner hat; Palästinenserpräsident
Abbas ist dazu nicht mehr in
der Lage. Zum anderen muss
sie den Bau von Siedlungen auf
besetztem Territorium stoppen
und gegen israelische Siedler
vorgehen, die palästinensische
Orte angreifen.

Können die Annäherungs-
abkommen, die Israel mit
arabischen Staaten abge-
schlossen hat, aktuell zur De-
eskalation beitragen?
Im Moment scheinen die Ver-
einbarungen stabil zu sein; Is-
rael ist nicht mehr so isoliert
wie noch vor ein paar Jahren.
Die bisher schlimmste diplo-
matische Folge der aktuellen
Eskalation ist, dass Saudi-Ara-
bien die Gespräche über eine
mögliche Friedenslösung been-
det hat. Da ein solches Abkom-
men ein großer strategischer
Gewinn für die Israelis und die
westliche Welt wäre, hoffe ich
sehr, dass die Verhandlungen
bald weitergehen.

Das Gespräch führte
Johanna Metz.

Guido Steinberg,
Islamexperte bei der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP)
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Mit schwierigen Fragen konfrontiert
NAHOST-KONFLIKT Parlamente beraten über Folgen des Krieges

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der
Leyen hat dieser Tage viel Kritik einstecken
müssen. Noch vor Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) und US-Präsident Joe Biden
war sie am 13. Oktober gemeinsam mit der
Präsidentin des Europäischen Parlaments,
Roberta Metsola, nach Israel gereist, um der
Regierung in Jerusalem nach den Anschlä-
gen der Hamas ihre Solidarität zu bekun-
den. Dass sie dabei die prekäre Lage der Zi-
vilisten im Gazastreifen nicht ansprach,
brachte ihr unter anderem von EU-Ratsprä-
sident Charles Michel den Vorwurf der ein-
seitigen Unterstützung Israels ein. Obwohl
sie am Folgetag in einer Erklärung betonte,
sie unterstütze „das Recht Israels, sich gegen
die Hamas-Terroristen zu verteidigen, unter
voller Achtung des humanitären Völker-
rechts“, rissen die Vorwürfe nicht ab.

»Kein Widerspruch« Am Mittwoch stand
die Kommissionschefin nun zum ersten
Mal seit Ausbruch des Krieges vor den Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments und
verteidigte ihr Handeln. „Es ist kein Wider-
spruch, sich mit Israel zu solidarisieren und
gleichzeitig auf die humanitären Bedürfnis-
se der Palästinenser einzugehen“, sagte sie
und forderte die Aufklärung des Anschlags
auf das arabische Krankenhaus Al-Ahli in
Gaza-Stadt mit Hunderten getöteten Palästi-
nensern in der Nacht zuvor. „In dieser tragi-
schen Stunde müssen wir alle unsere An-
strengungen verdoppeln, um die Zivilbevöl-
kerung vor der Wut dieses Krieges zu schüt-

zen.“ Zugleich versprach sie, dass sich die
Position der EU als größter Geber für die
Palästinenser nicht ändern werde. Die EU
hatte zuvor ihre humanitäre Hilfe verdrei-
facht und eine Luftbrücke eingerichtet, mit
der die Hilfsgüter über Ägypten nach Gaza
gebracht werden sollen.

»Jedes Recht hat Grenzen« Eine kriti-
schere Haltung zur Militäroffensive der Is-
raelis im Gazastreifen nahm der EU-Außen-
beauftragte Josep Borrell ein: „Das Recht auf
Selbstverteidigung hat, wie jedes andere
Recht auch, seine Grenzen. In diesem Fall
sind es die Grenzen, die durch das Völker-
recht und insbesondere durch das humani-
täre Völkerrecht gesetzt sind“, sagte er den
Abgeordneten. Er schlug vier Prinzipien für
das Handeln der EU vor: Entschlossenheit,
die Hamas zu verurteilen, Menschlichkeit
gegenüber der Zivilbevölkerung im Gaza-
streifen, politische Kohärenz, um mit einer
Stimme zu sprechen, und politisches Enga-
gement, um die Ursachen des israelisch-pa-
lästinensischen Konflikts zu bekämpfen.
Bundeskanzler Scholz hatte sich nach sei-
nem Besuch in Israel Mitte der Woche mit
Ägyptens Staatschef al-Sisi getroffen, um ge-
meinsam zu beraten, wie eine Eskalation
der Gewalt in der Region verhindert und ein
humanitärer Zugang zum Gazastreifen ge-
währleistet werden kann – Fragen, die kom-
mende Woche mit Sicherheit auch dem EU-
Gipfel in Brüssel Thema sein werden, ge-
nauso wie die Befreiung der zahlreichen

Geiseln aus europäischen Staaten. Die Ha-
mas müsse sie „ohne Vorbedingungen“ frei-
lassen“, forderte Scholz nach seiner Rück-
kehr aus dem Nahen Osten in einer Regie-
rungserklärung vor dem Bundestag. Ange-
hörige der Verschleppten verfolgten sie auf
der Ehrentribüne.
In der anschließenden Debatte warb Uni-
onsfraktionschef Friedrich Merz (CDU) für
eine feste weitere Unterstützung Israels,
aber auch der Ukraine. In beiden Fällen
müsse der Beweis erbracht werden, dass sich
Demokratien auch im 21. Jahrhundert er-
folgreich gegen Krieg und Terror zur Wehr
setzen könnten. AfD-Fraktionschef Tino
Chrupalla lobte den Besuch des Bundes-
kanzlers in Israel. Dieser habe gezeigt, dass
Verhandlung und Vermittlung das Gebot
der Stunde seien. Amira Mohamed Ali (Die
Linke) warf der Bundesregierung vor dem
Hintergrund der Kriege im Nahen Osten
und Ukraine hingegen „moralisch aufgela-
dene und von Schwarz-Weiß-Denken ge-
prägte Debatten“ vor.

Gegen Antisemitismus Einmütig verur-
teilten Scholz und die Abgeordneten Anti-
semitismus und pro-palästinensische De-
monstrationen in Deutschland.
Die Fraktionschefin der Grünen, Britta Ha-
ßelmann, rief die demokratischen Kräfte
zur Zusammenarbeit auf.
FDP-Fraktionschef Christian Dürr forderte,
es müsse am Ende Verurteilungen geben
(siehe auch Seite 5). Johanna Metz T

D
as eindrucksvollste Foto
des Besuches von Bundes-
kanzler Olaf Scholz
(SPD) in Israel war zwei-
fellos das Bild der gesam-
ten deutschen Delegati-

on, die sich auf dem Flugplatz Ben Gurion
in Tel Aviv wegen eines Raketenalarms
flach auf das Rollfeld legen musste. Der
Kanzler selbst war weggebracht worden.
Doch das machte keinen Unterschied. Die
Deutschen bekamen so einen kleinen „Ge-
schmack“ davon, wie sich das anfühlt,
wenn Tel Aviv unter Raketenbeschuss
kommt.
In Israel gab es darüber keinerlei Schaden-
freude, im Gegenteil. Die israelische Öf-
fentlichkeit ist tief beeindruckt von
Deutschlands Freundschaft und seinem
Bekenntnis zur Sicherheit Israels. Und sie
ist dankbar für die Unterstützung des
Kanzlers für diesen Krieg gegen die Hamas.
Dass die Deutschen selbst erfahren muss-
ten, wie sich ein Raketenangriff anfühlt,
das würde das Verständnis für die israeli-
sche Position nur noch stärken, so ist man
in Israel überzeugt.

Mögliche Vermittlerrolle Und der Bun-
deskanzler kann in Zukunft noch viel für
Israel tun. So kann die deutsche Solidarität
später auch einmal vermittelnd helfen
– wenn der Krieg vorbei ist und Israelis
und beispielsweise die Palästinensische Au-
tonomiebehörde miteinander reden müs-
sen.

Aktuell kann Deutschland Israel mit mili-
tärischer und wirtschaftlicher Unterstüt-
zung helfen, doch auch Berlins Engage-
ment für die humanitären Bedürfnisse der
palästinensischen Zivilisten in Gaza ist für
Israel letztendlich von Vorteil.

Sorge über Antisemitismus Die klare
Haltung des Kanzlers ist auch aus innenpo-
litischen Gründen notwendig. In Deutsch-
land explodiert gerade der
Antisemitismus. Und das
wird in Israel sehr genau
wahrgenommen. Der Bun-
deskanzler hat im Bundes-
tag zwar klare Worte gegen
den Judenhass gefunden.
Aber in Israel fragt man
sich dennoch, wieso Poli-
tik, Behörden, Sicherheits-
kräfte und die deutsche Öf-
fentlichkeit wieder einmal
so überrascht sind. Spätes-
tens seit den Gaza-Kriegen
2014 und 2021 hätte man
wissen müssen, was auch diesmal auf deut-
schen Straßen geschehen wird, wie Juden
und jüdische Einrichtungen angegriffen
werden. Warum dagegen nicht präventiv
vorgegangen wurde, stößt in Israel auf Un-
verständnis.
Israel wird sein militärisches Vorgehen
gleichwohl nicht abhängig davon machen,
wie sich der Antisemitismus in Europa
weiter entwickeln wird. Sorgenvoller blickt
man auf die internationalen Medien, die

in völliger Vernachlässigung ihrer Aufgabe
vor wenigen Tagen ohne jegliche Recher-
che auf das Narrativ der islamistischen Ha-
mas aufgesprungen sind. Diese hatte be-
hauptet, Israel habe ein Krankenhaus in
Gaza bombardiert, wobei 500 Menschen
getötet worden seien. Keine 30 Sekunden
später meldeten seriöse Medien weltweit
genau das. Sogar die „New York Times“ ti-
telte dementsprechend. Erst allmählich re-

vidierten sie ihre Berichte,
nachdem israelische und
unabhängige Experten zu
dem Ergebnis kamen, dass
es wohl eher eine fehlgelei-
tete Rakete der Islamisten
war, die den Parkplatz des
Krankenhauses getroffen
habe, und es dabei höchs-
tens 50 Tote gegeben haben
könne.
Doch der Schaden war be-
reits angerichtet. Die musli-
mische Welt hatte ihr Nar-
rativ, dass Israel mutwillig

Zivilisten töte. Die Folgen konnte man
weltweit sehen. So wurde in Berlin eine Sy-
nagoge mit Molotow-Cocktails angegrif-
fen. Und das dürfte erst der Anfang sein.
Jenseits der Vernachlässigung journalisti-
scher Kriterien zeigt dieses Beispiel, wie
schnell sich in diesem Krieg die Sachlage
verändern kann, durch Fake News oder
reale Entwicklungen. Fehlgeleitete Rake-
ten und Bomben gehören in einem Krieg
leider dazu. Und so hat das „Kranken-

haus-Ereignis“ die anti-israelische Front
intensiviert. Die Hisbollah im Libanon
bombardiert Israel immer häufiger und
lässt auch die Hamas Raketen von dort
abfeuern. Die israelische Armee reagiert
und beschießt Positionen der Hisbollah.
Unterdessen werden die Bewohner von
Nordisrael in Sicherheit gebracht. Freitag-
morgen begann Israel die Stadt Kiriyat
Shmone zu evakuieren. Rund 20.000
Menschen leben dort.

Blick auf den Iran Es wird immer deutli-
cher: Israel rechnet mit einem Zwei-Fron-
ten-Krieg. Für den jüdischen Staat wäre das
eine Katastrophe und Gelegenheit zu-
gleich. Die schiitische Hisbollah, die ihre
Befehle aus dem Iran bekommt, verfügt
mit rund 150.000 Raketen, zum Teil präzi-
sionsgesteuert, über ein Waffenarsenal, das
Israel extrem gefährlich werden könnte.
Die Raketen können jedes Ziel im Land er-
reichen, ihre Explosionskraft ist immens
und größer als die der Raketen der Hamas.
Trotz eines hervorragenden Abwehrsystems
befürchten israelische Experten, dass es täg-
lich Dutzende, eventuell sogar Hunderte
Einschläge geben könnte. Die Hisbollah
wird versuchen, insbesondere die zivile
und militärische Infrastruktur zu treffen.
Deswegen wird die israelische Luftwaffe ex-
trem aggressiv vorgehen müssen, um die
Raketen so schnell wie möglich am Boden
zu zerstören. Dass dabei viele Zivilisten
sterben werden, ist zu befürchten. Wie die
Hamas, so agiert auch die Hisbollah aus zi-

vilen Gebieten.
Alles wird nun vom Iran abhängen. US-
Präsident Joe Biden hat das Regime in Te-
heran mehrmals davor gewarnt, in den
Krieg einzusteigen. Inzwischen befinden
sich zwei US-Flugzeugträger im östlichen
Mittelmeer als Warnung und zum Schutz
Israels. Sie können jederzeit in den Krieg
eingreifen, sollte Ayatollah Khamenei der
Hisbollah den Befehl geben, loszuschla-
gen. Dass er auf alle Fälle
zündelt, wurde am Don-
nerstagabend deutlich. Die
Huthis im Jemen, auch
Stellvertreter Irans, feuerten
drei Raketen in Richtung
Israel ab. Diese wurden je-
doch von einem amerika-
nischen Kriegsschiff abge-
fangen.
Derweil bereitet Israel seine
Bodenoffensive in Gaza
weiter vor. Dass sie kommt,
ist keine Frage mehr. Am
Donnerstag sprachen meh-
rere Generäle zu ihren Soldaten und
stimmten sie auf den Einmarsch ein. Aber
alle Verantwortlichen in Israel sind sich ei-
nig: Es wird schwer werden, intensiv, bru-
tal, blutig. Ein Bodenkrieg mit vielen Op-
fern, auch unter den Soldaten. Doch Israel
sieht sich mit dem Rücken zur Wand. Das
katastrophale Versagen des gesamten Si-
cherheitssystems am 7. Oktober offenbarte
den Feinden Israels, wie schwach der jüdi-
sche Staat derzeit zu sein scheint.

Dieses Bild will und muss Israel revidieren,
um seine Abschreckungskraft wiederherzu-
stellen. Das Ziel, die völlige Vernichtung
der Hamas, ist daher logisch. Premiermi-
nister Benjamin Netanyahu, der nun auch
vor den Trümmern seiner Sicherheitspoli-
tik gegenüber den Palästinensern steht,
hatte in den vergangenen Jahren versucht,
mit Zuckerbrot und Peitsche einen gewis-
sen Dialog mit der Hamas zu kreieren. Die

Überzeugung, dass man
mit Maßnahmen, die die
wirtschaftlichen Verhältnis-
se in Gaza verbessern, Ruhe
bekommt, dass die Hamas
damit beschäftigt sei, sich
als Regierung zu profilie-
ren, hat sich als gänzlich
falsch erwiesen. Man ging
von falschen Prämissen
aus, übersah, dass die Ideo-
logie der Hamas darauf
ausgerichtet ist, Juden zu
töten. Alle Juden, nicht nur
die Zionisten.

Jetzt hat man verstanden. Mit den Islamis-
ten gibt es nichts zu verhandeln, nichts zu
diskutieren, nichts zu reden. Die Bevölke-
rung Israels will geschützt werden. Die is-
raelische Armee muss und soll nun dafür
sorgen, dass sie in Zukunft wieder ruhig
schlafen kann. Richard C. Schneider T

Der Autor war lange Jahre Israel-

Korrespondent der ARD und arbeitet

heute als freier Journalist in Tel Aviv.

Bundeskanzler Olaf Scholz (rechts) reiste diese Woche als erster Regierungschef eines europäischen Landes nach Israel, um dort unter anderem Premierminister Benjamin Netanya-
hu (links) die Solidarität Deutschlands zu versichern. © picture-alliance/Anadolu/Kobi Gideon (GPO)

Rücken
zur Wand
ISRAEL Nach dem Versagen des
gesamten Sicherheitssystems geht
es für das Land darum, seine
Abschreckungskraft wiederherzustellen

Die Sachlage
kann sich
schnell ver-

ändern, durch
Fake News

oder reale Ent-
wicklungen.

Es wird
immer

deutlicher:
Israel rechnet
mit einem

Zwei-Fronten-
Krieg.
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Anti-IS-Einsatz
verlängert
IRAK Die Bundeswehr wird sich ein weiteres
Jahr am Einsatz gegen den „Islamischen
Staat“ (IS) beteiligen. 560 Abgeordnete
stimmten am Donnerstag für den Antrag
(20/8341) der Bundesregierung zur Fortset-
zung des Irak-Mandats, 108 votierten mit
Nein, es gab vier Enthaltungen. Wie bisher
können bis zu 500 Bundeswehrsoldaten ent-
sendet werden. Sie sollen die irakischen
Streitkräfte ausbilden, beraten und unter an-
derem Aufgaben wie Lufttransport, See- und
Luftraumüberwachung sowie Aufklärung
und Lagebilderstellung übernehmen.
Aydan Özoguz (SPD) verwies darauf, dass
der IS in seinem ehemaligen Kernland zer-
schlagen werden konnte, aber noch Rück-
zugsräume habe. Lamya Kaddor (Grüne)
lenkte den Blick auf den Terror der Hamas
gegen Israel und den Einfluss des Irans.
Wenn man der „antiwestlichen Achse“ in der
Region etwas entgegensetzen wolle, müsse
die Stabilität des Iraks ein Anliegen sein. In
diesem Sinne argumentierte auch Ulrich
Lechte (FDP): Es gehe darum, „den Irak und
seine positiven Kräfte dabei zu unterstützen,
sich nicht diesen Terroristen anzuschließen“.
Norbert Röttgen (CDU) nannte das Mandat
„richtig“, als Beitrag zur Stabilisierung des
Iraks aber „zu wenig“. So könne der Nachbar
Iran das Land über den Einfluss von iranisch
infiltrierten Milizen über Nacht destabilisie-
ren. Gerold Otten (AfD) kritisierte, dass die
irakische Regierung den Hamas-Terror ge-
rechtfertigt habe. Mit dem Mandat laufe man
Gefahr, den „Todfeinden Israels im Irak Vor-
schub“ zu leisten. Zaklin Nastic (Die Linke)
bezeichnete die Ausbildungsmission als
„krachend gescheitert“ und kritisierte die
Bundesregierung: Wer weiter Waffen an „ter-
rorfördernde Golfstaaten wie Saudi-Arabien
oder Katar“ liefere, solle zur Terrorbekämp-
fung lieber „kleinlaut sein“. ahe T

Kooperation
mit Südkorea
AUSWÄRTIGES Die Koalitionsfraktionen
von SPD, Grünen und FDP setzen sich da-
für ein, die „deutsch-koreanische Werte-
partnerschaft zu stärken und zukunftsfest
zu gestalten“. Südkorea sei als stabile De-
mokratie und erfolgreiche Wirtschaftsnati-
on einer der wichtigsten Partner in Asien
und spiele bei der Umsetzung der Indo-Pa-
zifik-Leitlinien der Bundesregierung sowie
der Indo-Pazifik-Strategie der Europäi-
schen Union eine hervorgehobene Rolle,
schreiben die Abgeordneten in einem An-
trag (20/8865), den der Bundestag am
Donnerstag mit den Stimmen von Koaliti-
onsfraktionen und Union gegen das Vo-
tum der Linksfraktion bei Enthaltung der
AfD-Fraktion angenommen hat. Aus An-
lass der Aufnahme diplomatischer Bezie-
hungen vor 140 Jahren wird die Bundesre-
gierung unter anderem aufgefordert, die
Regierung Südkoreas darin zu unterstützen,
„eine friedliche Entwicklung auf der korea-
nischen Halbinsel zu fördern und Nordko-
rea zur vollständigen, unumkehrbaren und
überprüfbaren Beendigung seiner Program-
me zur Entwicklung von Massenvernich-
tungswaffen und ballistischen Raketen zu
bewegen“.
Weitere Forderungen zielen unter anderem
auf die Kooperation für die Sicherung resi-
lienter Lieferketten und wirtschaftlicher
Widerstandsfähigkeit, die Zusammenarbeit
bei Zukunftstechnologien wie Halbleitern,
Batterien, Biotechnologie und erneuerba-
ren Energien sowie die Zusammenarbeit in
der Energie- und Klimapolitik. ahe T

Politische Zeitenwende
POLEN Ein links-liberales Bündnis könnte die konservative PiS ablösen. Doch das dürfte dauern

D
ie Spitzenpolitiker rund
um Jaroslaw Kaczynski
konnten die Enttäu-
schung auf ihren Gesich-
tern am Wahlabend des
15. Oktober nur schlecht

überspielen. Extra früh hatte die Regie-
rungspartei „Recht und Gerechtigkeit“
(PiS) den Termin für die Parlamentswah-
len angesetzt. Monatelang
hatte sie alles unternom-
men, um die Wähler bei
der Stange zu halten und
sich dabei auf Herausforde-
rer Donald Tusk als Erz-
feind eingeschossen. Sogar
der Benzinpreis war zum
Endspurt bei den markt-
führenden, staatlichen „Or-
len“-Tankstellen besonders
tief angesetzt worden. Jeder
sollte ein Wahlgeschenk
bekommen, nicht nur die
Rentner, die in Polen ein
Drittel der Wähler stellen.
Doch es nützte alles nichts: PiS fiel auf un-
ter 36 Prozent und verlor somit innerhalb
von vier Jahren mehr als acht Prozent der
Stimmen und 41 Sitze im Parlament.
In dieser zweite Amtszeit setzte PiS ein ver-
schärftes Abtreibungsverbot durch, griff
massiv in die Pressefreiheit ein und führte
einen Getreidestreit mit der Ukraine, die
man nicht erst seit der russischen Invasion

vor 20 Monaten bedingungslos unterstützt
hatte.
Doch trotz aller Verluste – laut dem offi-
ziellen Endergebnis der zentralen Wahl-
kommission hat PiS die Parlamentswahlen
dennoch mit 35,4 Prozent der Stimmen
(194 Sitze) klar gewonnen. Für das größte
Oppositionsbündnis, die liberalkonservati-
ve Bürgerkoalition (KO) des früheren Re-

gierungschefs Donald Tusk,
stimmten 30,7 Prozent.
Ihm gehört unter anderem
das zentristische Wahl-
bündnis „Dritter Weg“ an,
das mit 14,4 Prozent deut-
lich besser abgeschnitten
hat als erwartet. Die im
Bündnis ebenfalls vertrete-
ne „Neue Linke“ büßte hin-
gegen gegenüber 2019 fast
die Hälfte ihrer Abgeordne-
ten ein und kommt nur
noch auf 8,6 Prozent (26
Sitze).

Die rechts-extreme „Konföderation“ ge-
wann mit 7,2 Prozent der Stimmen nur die
Hälfte der erwarteten Sitze. Die deutsche
Minderheit ging erstmals seit 1989 leer
aus, obwohl sie von der Fünfprozent-Hür-
de befreit ist.
Die drei Oppositionsparteien kommen da-
mit auf 248 von 460 Sitze im polnischen
Parlament, dem Sejm, und könnten so
problemlos eine neue Regierung bilden.

Allerdings benötigen sie dazu einen Regie-
rungsauftrag des Staatspräsidenten. Doch
der von Amts wegen parteilose Andrzej
Duda, dessen ursprüngliche politische Hei-
mat die PiS ist, hat durchblicken lassen,
dass er es nicht eilig hat – und wohl wie
üblich einen Regierungschef der stärksten
Partei designieren wird, also PiS.

Kaum Bündnispartner Allerdings zeigt
sich, dass PiS nach acht Regierungsjahren
schwerlich Bündnispartner jenseits der ex-
tremen Rechten findet. Ihre Avancen an die
Adresse der kleinen Bauernpartei PSL, die
zusammen mit „Polen2050“ das oppositio-
nelle Wahlbündnis „Dritter Weg“ gegrün-
det hatte, lehnte die PSL nach der Wahl
empört ab. Acht Jahre lange habe PiS auf
die PSL eingetreten, und nun komme sie
angekrochen und mache ihr schöne Augen,
erklärte PSL-Chef Wladyislaw Kosiniak-Ka-
mysz am Mittwoch. Und fügte hinzu: „Ich
schließe eine Koalition mit PiS rundweg
aus.“ Ähnlich klang es aus den Reihen der
Formation „Polen2050“ des katholischen
Showmasters Szymon Holownia. Allenfalls
könnten sich gewisse PiS-Abgeordnete
nach eingehender moralischer Prüfung an-
schließen, sagte Holownia augenzwin-
kernd.
Auf Staatspräsident Duda kann PiS aller-
dings weiterhin zählen. Er wird die Partei
allem Anschein nach so lange wie möglich
weiter regieren lassen, indem er die Fristen

für eine Regierungsbildung maximal aus-
dehnt. Der neue Sejm soll demnach erst
am 13. oder 14. November erstmals zu-
sammenkommen. Von da an hat Duda
laut Verfassung 14 Tage Zeit, einen neuen
Premier zu benennen, der danach wieder-
um 30 Tage Zeit hat, eine mehrheitsfähige
Regierung zu zimmern. Vermutlich wird
Duda dafür erneut Mateusz Morawiecki
(PiS) designieren. Erst wenn dies scheitern
sollte, wonach im Moment alles aussieht,
kann der Sejm in einem zweiten Schritt ei-

ne Mehrheitsregierung berufen. PiS hat
derweil damit begonnen, die in dem infor-
mellen Dreierbündnis vereinigte Oppositi-
on zu spalten. Das Staatsfernsehen TVP
drischt zwar nicht mehr auf Tusk ein, un-
ternimmt aber alles, um Streitpunkte zwi-
schen PO, „Dritter Weg“ und „Neuer Lin-
ken“ zu akzentuieren und die mutmaßlich
neue Koalitionsregierung als labil darzu-
stellen. So wird unter anderem betont, sie
bestehe de facto aus elf Parteien, wobei da-
bei marginale Gruppen wie die „Grünen“
oder „Zentrum für Polen“ mitgezählt wer-
den.

Drohende Vetos Mit einer neuen Regie-
rung ist also so schnell nicht zu rechnen.
Tusk dürfte erst Anfang 2024 seinem Ziel
der Machtablösung und Wiederannähe-
rung an Deutschland und die EU näher
kommen. Dazu gibt es zu bedenken, dass
der rechts-konservative Staatspräsident Du-
da noch bis zum Ende seiner zweiten
Amtszeit im Sommer 2025 jegliche, der PiS
missliebigen Gesetze mit seinem Veto tor-
pedieren kann. Um dieses zu überstim-
men, bräuchte die Dreierkoalition 278
Stimmen, aber sie hat nur 248. Selbst
wenn Polens politische Zeitenwende in
den beiden Kammern vollzogen ist, wird
PiS somit an wichtigen Schalthebeln blei-
ben. Paul Flückiger T

Der Autor ist freier Journalist in Polen.

Trotz niedriger Temperaturen bildeten sich wie hier in Breslau lange Schlangen vor den Wahllokalen, teilweise warteten die Wähler stundenlang, um ihre Stimme abgeben zu können. Die Wahlbeteiligung war mit 74,38 Prozent
so hoch wie seit dem Ende des Kommunismus 1989 nicht. © picture-alliance/ZUMAPRESS.com/Krzysztof Zatycki

Staatsprä-
sident Duda
wird PiS wohl
so lange wie
möglich wei-
terregieren
lassen.

Ex-EU-Ratspräsident Donald Tusk könn-
te bald neuer Regierungschef werden.
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»Nach bestemWissen«
AFGHANISTAN War der Bundestag immer informiert?

Hat die Bundesregierung den Bundestag
ausreichend über die Entwicklungen in Af-
ghanistan während des Abzugs der deut-
schen und internationalen Truppen in den
Jahren 2020 und 2021 informiert? Diese
Frage stand am Donnerstag im Zentrum
der Zeugenvernehmungen im 1. Untersu-
chungsausschuss. Unter anderem wurde
die Wehrbeauftragte des Bundestages, Eva
Högl (SPD), befragt.
Sie erklärte, sie fühle sich „immer ausrei-
chend informiert“, räumte aber ein, dass
sie sich auf die Informationen des Bundes-
verteidigungsministeriums verlassen müs-
se. Dass über die Lage der afghanischen
Streitkräfte eventuell nicht genug berichtet
worden sei, wisse man „erst jetzt“, dafür
könne sie niemandem Vorwürfe machen.
Laut dem Parlamentsbeteiligungsgesetz ist
die Bundesregierung dazu verpflichtet, den
Bundestag regelmäßig über die Auslands-
einsätze der Bundeswehr zu unterrichten.
Ein Referatsleiter im Bundesverteidigungs-
ministerium, der zu diesem Zweck wö-
chentlich die so genannte Unterrichtung
des Parlamentes (UdP) vorbereitet, erklär-
te, der Bericht würde von Fachreferaten im
Ministerium zusammengestellt und um
die politischen Bewertungen des Auswärti-
gen Amtes (AA) ergänzt. Seine Aufgabe sei
es, ihn sprachlich anzupassen und auf

Plausibilität zu prüfen. Als Verschlusssache
gekennzeichnete Informationen würden
ausschließlich dem Verteidigungsausschuss
zur Verfügung gestellt. Er habe die UdP im-
mer mit bestem Wissen und Gewissen vor-
bereitet und keine Informationen zurück-
gehalten, versicherte der Zeuge.

Doha-Abkommen Eine Zeugin vom AA,
die im Untersuchungszeitraum Sicherheits-
beauftragte des Ministeriums und nach ei-
gener Schilderung das „Gesicht des AA im
Verteidigungsausschuss“ war, erinnerte
sich, sie habe dem Gremium mehrmals die
Unterrichtung durch den Sonderbeauftrag-
ten der Bundesregierung für Afghanistan
und Pakistan, Markus Protzel, angeboten.
Es habe jedoch kein Interesse gezeigt.
Die Diplomatin berichtete dem Untersu-
chungsausschuss auch über die Zusam-
menarbeit mit den USA während des Ab-
zugs der internationalen Truppen. Das Do-
ha-Abkommen, das die USA dazu im Feb-
ruar 2020 mit den afghanischen Taliban
geschlossen hatten, habe sie überrascht.
„Erstaunlich, wie man so ein Text verhan-
deln kann“, sagte sie, wies aber zugleich
darauf hin, die US-Verhandler hätten das
Problem gehabt, dass der damalige US-Prä-
sident Donald Trump den Truppenabzug
bereits entschieden hatte. Cem Sey T

Zähe Verhandlungen in Sicht
EU-HAUSHALT Das Europaparlament dringt auf mehr Geld für 2024. Doch die Mitgliedstaaten mauern

Das Europäische Parlament (EP) und die
EU-Mitgliedsstaaten stehen vor schwieri-
gen Haushaltsverhandlungen, nachdem
die Europaabgeordneten in dieser Woche
ihre Forderungen nach höheren Ausgaben
für 2024 erneuert haben. Sie wiesen die
von den Mitgliedstaaten geforderten Kür-
zungen in Höhe von mehr als 772 Millio-
nen Euro zurück und sprachen sich für
mehr Mittel an gleich 24 Stellen aus. Bis
Mitte November muss ein Kompromiss
stehen, sonst droht ein Nothaushalt, bei
dem jeden Monat ein Zwölftel des Vorjah-
reshaushalts ausgezahlt würde.

Mittelfristige Finanzplanung Die Dis-
kussionen um den Haushalt sind Teil eines
größeren Streits um die EU-Mittel in der
laufenden Finanzperiode. Der Ukraine-
krieg, die Auswirkungen der Pandemie und
die steigende Inflation machen nach Ein-
schätzung der EU-Kommission frische Mit-
tel notwendig. Im Juni schlug sie vor, das
bisher zwei Billionen starke Paket für 2021
bis 2027 um knapp 66 Milliarden Euro
aufzustocken. Das EP will 76 Milliarden.
Die Mitgliedstaaten wollen die Debatte um
die mittelfristige Finanzplanung erst beim
EU-Gipfel im Dezember führen. Das EP
macht aber Druck und argumentiert, der
Haushalt 2024 könne nur verabschiedet

werden, wenn auch Klarheit über die mit-
telfristige Finanzierung herrsche.
Haushaltsberatungen in der EU laufen tra-
ditionell nach demselben Muster ab: Das
EP stellt höhere Forderungen, als die EU-
Mitgliedstaaten bereit sind zu zahlen. Letz-
tere sitzen aber am längeren Hebel, da sie
den EU-Haushalt zu einem Großteil finan-
zieren. Vor allem die Netto-Zahler mauern.
„Jeder Euro, den ich nach Brüssel überwei-
se, ist ein Euro, den ich zu Hause einspa-
ren muss“, betonte Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) erst kürzlich. Diesmal haben

die EP-Abgeordneten aber gute Argumente
auf ihrer Seite. Als die Finanzplanung 2021
bis 2027 beschlossen wurde, waren weder
Ukrainekrieg noch Inflationsanstieg vor-
herzusehen. „Die Aufgaben der EU lassen
sich nur erfüllen, wenn wir den langfristi-
gen Haushaltsrahmen der EU überarbei-
ten“, sagt Jens Geier, haushaltspolitischer
Sprecher der SPD im EP. „Uns geht es nicht
um goldene Wasserhähne.“
Es brauche einen Haushalt, der stark genug
sei, auf Krieg, Klimakrise und Inflation zu
reagieren, meint auch Rasmus Andresen,

haushaltspolitischer Koordinator der Grü-
nen. Der Berichterstatter für den Haushalt
2024, der rumänische Christdemokrat
Siegfried Muresan, kritisiert, die Finanzpla-
nung 2021 bis 2027 sei von Anfang an zu
knapp bemessen gewesen: „Wir haben kei-
nen Spielraum und nicht genug Flexibili-
tät, um auf unerwartete Entwicklungen zu
reagieren.“

Steigende Zinsen Belastet wird der EU-
Haushalt auch von den steigenden Zinsen.
Für den Corona-Wiederaufbaufonds hat
die EU-Kommission erstmals Schulden
aufgenommen. Alleine im kommenden
Jahr fallen vier Milliarden Euro an Schul-
dendienst an, statt der ursprünglich veran-
schlagten zwei Milliarden Euro. Der Posten
dürfte in den kommenden Jahren weiter
wachsen.
Zwei Drittel des EU-Haushalts fließen im-
mer noch in Agrarsubventionen und die
Kohäsionspolitik, die Einkommensunter-
schiede innerhalb der EU abfedern soll.
Weder die EU-Kommission noch das Euro-
päische Parlament wollen diese Ausgaben
antasten, wodurch sich der Gestaltungs-
spielraum verringert. Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der

„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

> STICHWORT

Haushalt und Einnahmen der Europäischen Union

> Eigenmittel Als Einnahmen erhält die EU Einfuhrzölle, einen
Teil der nationalen Mehrwertsteuereinnahmen sowie Beiträge
der 27 Mitgliederstaaten. Diese werden abhängig vom Umfang
des jeweiligen Bruttonationaleinkommens erhoben. Seit 2021
erhält die EU auch einen Teil national erhobener Abgaben auf
nicht recycelbare Plastikverpackungen.

> Mehrjähriger Finanzrahmen (MHF) Neben dem jährlichen
Haushaltsplan stellt die EU auch einen längerfristigen Finanz-
plan auf, der für mindestens fünf Jahre gilt. Der aktuelle MHF
bezieht sich auf die Jahre 2021 bis 2027. ©
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Erster Griff nach der Macht
9. NOVEMBER 1923 Sven Felix Kellerhoff analysiert Ursachen und Scheitern des Hitler-Putsches

U
nter den Krisenjahren der
Weimarer Republik hat
sich wegen der Hyperin-
flation vor allem 1923 ins
gemeinsame Gedächtnis
der Deutschen eingeprägt.

Die Inflation war infolge des von der
Reichsregierung angestoßenen passiven Wi-
derstands gegen die Besetzung des Ruhrge-
biets durch französische und belgische
Truppen massiv angeheizt worden. Den
immensen Herausforderungen wurden die
Kabinette, die sich auf instabile Parla-
mentsmehrheiten stützten und daher oft-
mals wechselten, kaum gerecht. In diesem
Klima fühlten sich Parteien und Gruppen
an den politischen Rändern, die Demokra-
tie und Rechtsstaat hassten, dazu ermun-
tert, den Umsturz zu versuchen.
Die moskauhörige KPD plante den Auf-
stand, ausgehend von Sachsen und Thürin-
gen, wo sie an der Landesregierung betei-
ligt war. In Hamburg kam es sogar zum
kurzzeitigen kommunistischen Aufstand.
Im deutschnationalen und rechtsextremen
Lager gab es ebenfalls Ideen, die Reichsre-
gierung durch eine „Rechtsdiktatur“ abzu-
lösen und so die Zeit seit November 1918
in gewisser Weise zurückzudrehen. Nicht
allein kleinere rechtsradikale Parteien wie
Adolf Hitlers NSDAP sowie andere rechte

Vereine und Kampfverbände verfolgten
dieses Ziel.
Auch in der Reichswehr gab es entsprechen-
de Pläne, an denen sich sogar Reichswehr-
chef Hans von Seeckt und der bayerische
Reichswehrkommandeur Otto von Lossow
beteiligten. Da selbst einige bayerische Lan-
desminister und der durch
die bayerische Regierung
verfassungswidrig eingesetz-
te „Generalstaatskommis-
sar“ Gustav von Kahr in Tei-
len ähnlich Gedanken heg-
ten, war Bayern ein idealer
Ort für rechte Putschideen.
Sie mündeten schließlich in
dem von Hitler, Weltkriegs-
general Erich Ludendorff
und anderen angezettelten
Putschversuch am 8./9. No-
vember 1923, der sich in
diesem Jahr zum 100. Mal
jährt.
Der „Welt“-Journalist und Autor Sven Felix
Kellerhoff ist in den letzten Jahren durch
mehrere Bücher zum Nationalsozialismus
hervorgetreten. In seinem neuen, sehr le-
senswerten Buch hat er sich des „Hitler-
Putsches“ angenommen. Kellerhoff arbei-
tet die Geschehnisse vor, während und
nach dem Putschversuch sorgfältig anhand

teils bisher nicht genutzter Quellen heraus.
Er zeigt dabei, welche weiteren begünsti-
genden Faktoren es in Bayern für den Um-
sturzversuch gab. Zu diesen zählt die in der
Bevölkerung verbreitete Furcht vor einer
von der KPD im Verborgenen tatsächlich
geplanten, aber in Wahrheit nie praktisch

durchsetzbaren bolschewis-
tische Revolution. Auch
diente Mussolinis Macht-
übernahme in Italien im
Herbst 1922 als Vorbild für
einen rechtsextremen Um-
sturz in Deutschland.
Wie Kellerhoff zeigt, streb-
ten Kahr, Lossow und ande-
re indessen eine von den al-
ten Eliten getragene Revolu-
tion „von oben“ an. Mit
dem Bierkelleragitator Hit-
ler und seinen Gefolgsleu-
ten, die man gewähren ließ,
solange sie nur politische

Parolen propagierten und durch Aufmär-
sche präsent waren, wollte man nicht ernst-
haft zusammengehen. Nachdem Seeckt sei-
ne Umsturzfantasien beerdigt hatte, verab-
schiedeten sich auch Kahr, Lossow und ihre
Unterstützer vorerst von allen geheimen
Plänen. Hitler, Ludendorff und ihre Anhän-
ger – zu denen spätere Nazi-Größen wie

Heinrich Himmler, Ernst Röhm und Rudolf
Heß zählten – versuchten daher, den Um-
sturz am 8./9. November 1923 zu erzwin-
gen. Kahr, Lossow und der Polizeigeneral
von Seißer wurden bei einer von Hitler ge-
sprengten Veranstaltung im Münchner Bür-
gerbräukeller zum Mitmachen verpflichtet
– hielten sich aber nicht an die Abmachung.
Es gelang den Putschisten nicht, Reichsweh-
reinheiten und Polizei auf ihre Seite zu zie-
hen. Letztlich stoppte die bayerische Polizei
den Marsch der Putschisten an der Feld-
herrnhalle mit Gewalt.

Geringe Strafen Kellerhoff gelingt es
durch seine packende Schilderung, die Vor-
gänge im November 1923 den Lesern nahe
zu bringen. Er zeigt, dass der Putschver-
such kein bloß stümperhaftes Unterneh-
men war. Zwar konnte Hitler den Staat
noch nicht in Gefahr bringen. Aber das lag
nur an der Weigerung der grundsätzlich
ebenfalls umsturzbereiten bayerischen Po-
litiker und Reichswehrführer, mit ihm ge-
meinsame Sache zu machen. Hätten sie es
getan, wäre der Putsch geglückt – mit weit-
reichenden Folgen für das gesamte Reich.
Auch der Prozess gegen die Putschisten,
der mit geringen Strafen endete, belegt, in
welch feindlichem Klima sich die Idee der
Demokratie zu behaupten hatte.

Im Jahr 1923 gelang es den Kabinetten der
Reichskanzler Gustav Stresemann und Wil-
helm Marx schließlich noch, die multiplen
Krisen zu bewältigen – auch weil Reichs-
präsident Friedrich Ebert sie unterstützte
und der Reichstag die Regierung durch
zwei Gesetze weitreichend ermächtigte.
Der aussichtslose „Ruhrkampf“ wurde be-
endet, die Inflation besiegt.
Damit wurde die Basis für die „Goldenen
Zwanziger“, den Wirtschaftsaufschwung
der Jahre 1924 bis 1929 gelegt; eine Zeit,
in der die Chancen der ersten deutschen
Demokratie deutlich erkennbar wurden.
Warum sie wenige Jahre später dennoch
scheiterte und welche Rolle der zunächst
verhinderte Putschist Hitler spielte, ist be-
kannt. Philipp Austermann T

Mitglieder des sogenannten „Stoßtrupp Hitler“, der sich am gescheiterten Putschversuch am 8./9. November 1923 beteiligte. © picture-alliance/Mary Evans Picture Library

Sven Felix Kellerhoff:

Der Putsch.
Hitlers erster Griff
nach der Macht.

Klett-Cotta,
Stuttgart 2023;
368 S., 25,00 €

Der Prozess
gegen die
Putschisten
zeigte das
demokratie-
feindliche
Klima.

Permanente Opposition zur Moderne
EXTREMISMUS Peter R. Neumann über die Wurzeln rechter Bewegungen

Während der Anschlagsserie des Islami-
schen Staates in Europa tauchte sein Ge-
sicht ständig auf deutschen TV-Bildschir-
men auf: Der Politikwissenschaftler Peter
R. Neumann, Professor für Sicherheitsstu-
dien am Kings’s College in London, ist ein
ausgewiesener Experte zu den Themen Ter-
rorismus und Extremismus. In seinem neu-
en Buch „Logik der Angst” gibt er einen
fundierten, aber leicht zu lesenden Über-
blick über „die rechtsextreme Gefahr und
ihre Wurzeln“. Er schlägt bewusst einen
großen Bogen, es geht um Gewalttaten wie
die Mordserie des NSU und die Anschläge
von München, Halle und Hanau, aber
ebenso um den weltweiten Aufstieg rechts-
populistischer Parteien.
Neumann belässt es nicht bei der Beschrei-
bung einzelner Gruppen, er versucht zu er-
klären, wo ideologische Gemeinsamkeiten
liegen, was zum Beispiel Alte und Neue
Rechte, Identitäre, christliche Fundamenta-
listen und Reichsbürger verbindet. Seine
Kernthese: Die tief liegende Ursache rechts-
extremer Einstellungen ist nicht der Hass
auf Andersdenkende, sondern eine Logik
der Angst. Untermauert von zahlreichen
geschichtlichen Bezügen und internationa-
len Vergleichen entsteht eine Art Psycho-
gramm, das der Autor zugleich als „drin-
gende Warnung” interpretiert.

Seit den Revolutionen in Frankreich und
Amerika vor zwei Jahrhunderten, so bilan-
ziert Neumann, befinde sich die politische
Rechte „in permanenter Opposition zum
Zeitgeist und den Institutionen, die er her-
vorgebracht hat”. Die liberale Moderne sei
eine „historische Tiefenströmung”, die sich
„trotz gelegentlicher Stauungen mit aller
Wucht ihren Weg bahnt”. Es sei somit
„nicht Stärke, sondern ein Gefühl der
Schwäche, auf dem rechtsextreme Politi-
kansätze und Mobilisierungsversuche auf-
bauen”. Das Spektrum reiche von den
„Ängstlichen”, die von gesellschaftlichen
Veränderungen überfordert sind, bis zu mi-
litanter Aggression, die im Extremfall zu
Attentaten führen kann. Neumanns Rat:
Man dürfe sich nicht darauf beschränken,

diejenigen zu bekämpfen, „die bereits
Rechtsextremisten sind”. Nur wer die „ver-
meintlichen Verlierer” mitnehme, könne
„den Nährboden austrocknen”, auf dem
rechtes Gedankengut gedeiht.
Zu auf den ersten Blick überraschenden
Schlussfolgerungen kommt Neumann mit
Blick auf die wachsende Verankerung des
Rechtspopulismus in den Parteiensyste-
men: An der Macht habe rechte Politik bis-
lang relativ wenig erreicht. So hätten weder
die österreichische FPÖ noch US-Präsident
Donald Trump die Zuwanderung wesent-
lich begrenzen oder ihrer Wählerschaft Pri-
vilegien bei Sozialleistungen verschaffen
können, es mangele an „gesetzgeberischer
Leistung”. Wichtigster Effekt sei vielmehr
die „Normalisierung rechtspopulistischer
Narrative”, dies mache extremistische Posi-
tionen schleichend in der Mitte der Gesell-
schaft salonfähig.
„Beobachter, die bei jedem Wahlsieg rech-
ter Parteien eine Rückkehr des Faschismus
prophezeien, machen es sich zu leicht”,
kritisiert Neumann. In der programmati-
schen Vision eines neuen „Nationalkonser-
vatismus”, für den etwa die italienische Re-
gierungschefin Giorgia Meloni stehe, sieht
der Verfasser die viel größere Herausforde-
rung für die Demokratie und die europäi-
sche Integration. Thomas Gesterkamp T

Peter R. Neumann:

Logik der Angst.
Die Rechtsextreme
Gefahr und ihre
Wurzeln.

Rowohlt Berlin,
Berlin 2023;
208 S., 22,00 Euro

KURZ REZENSIERT

Spätestens seit der Großrazzia mit rund
3.000 Polizisten gegen die Gruppierung
„Patriotische Union“ im Dezember 2022
sind die sogenannten „Reichsbürger“
weiten Teilen der Öffentlichkeit ein Be-
griff. In einer Mischung aus Gruseln, Er-
staunen und Belustigung nahm die Öf-
fentlichkeit zur Kenntnis, dass die Grup-
pierung um den Vertreter eines Adels-
hauses namens Heinrich XIII. Prinz Reuß,
die ehemalige AfD-Bundestagsabgeord-
nete Birgit Malsack-Winkemann und
ehemalige Bundeswehr-Offiziere einen
Staatsstreich geplant haben soll. Doch
Grund zur Belustigung gibt es wenig,
denn Reichsbürger fallen seit Jahren
durch eine zunehmende Radikalisierung
und Bereitschaft zur Gewalt auf, mach-
ten auch vor der Ermordung eines Poli-
zisten im Herbst 2016 nicht halt.
Der Staatsrechtler Christoph Schönber-
ger von der Universität Köln und seine
Ehefrau Sophie – sie lehrt Öffentliches
Recht an der Uni Düsseldorf – haben
sich an die Fersen des höchst heteroge-
nen Reichsbürger-Milieus, das etwa
23.000 Menschen umfasst, geheftet. Be-
reits 2019 veröffentlichten sie einen
Sammelband über „Die Reichsbürger“
(Campus Verlag). In ihrem neuen Buch
gehen sie erneut der Frage nach, warum
Menschen die Existenz der Bundesrepu-
blik beziehungsweise ihre Legitimität
schlichtweg leugnen, sich noch immer
als Bürger des Deutschen Reiches oder
erfundener Königreiche ansehen. Ein-
dringlich warnen die Schönbergers, in
den Reichsbürgern „nur“ Verrückte in
medizinischem Sinn erkennen zu wollen
oder sie pauschal als rechtsextremistisch
einzustufen. Die Autoren erkennen in ih-
nen Menschen, die sich in Gesellschaft
wie herrschendem Rechtssystem als
„ohnmächtig“ empfinden und sich des-
halb in einem Ermächtigungsversuch ei-
gene Rechtsnormen zu geben versuchen.
Weniger gefährlich, so zeigen die Auto-
ren, sind sie für die Demokratie deshalb
jedoch nicht. Alexander Weinlein T

Christoph Schönberger,
Sophie Schönberger:

Die Reichsbürger.
Ermächtigungsver-
suche einer gespens-
tischen Bewegung.

C.H. Beck,
München 2023;
189 S., 18,00 €

Anzeige

Buchpreis für
Schachinger
BUCHMESSE Für seinen Roman „Echtzeit-
alter“ (Rowohlt Verlag) ist der österrei-
chische Schriftsteller Tonio Schachinger
am Montag in Frankfurt mit dem Deut-
schen Buchpreis 2023 ausgezeichnet wor-
den. Der mit insgesamt 37.500 Euro do-
tierte Preis für den besten deutschsprachi-
gen Roman wird seit 2005 von der Stiftung
Buchkultur und Leseförderung des Börsen-
vereins des Deutschen Buchhandels jähr-
lich zum Auftakt der Frankfurter Buchmes-
se vergeben. Der Sieger erhält 25.000 Euro,

die übrigen Au-
toren der Short-
list jeweils 2.500
Euro. In diesem
Jahr standen
auch Terezia
Mora mit dem
Roman „Muna
oder Die Hälfte
des Lebens“, Ne-
cati Öziri mit
„Vatermal“, An-
ne Rabe mit
„Die Möglich-
keit von Glück“,
Sylvie Schenk

mit „Maman“ und Ulrike Sterblich mit
„Drifter“ in der Endrunde.
Der 1992 im indischen Neu-Dehli gebore-
ne Tonio Schachinger studierte Romanis-
tik, Germanistik und Sprachkunst in Wien.
Für seinen ersten Roman „Nicht wie ihr“
war er bereits 2019 für den Deutschen
Buchpreis nominiert.
Auf den ersten Blick sei Schachingers
„Echtzeitalter“ ein Schulroman, auf den
zweiten ein Gesellschaftsroman, der das
Aufwachsen seines Helden Till an einer
Wiener Eliteeinrichtung beschreibe, heißt
es in der Begründung der Jury. Dort wür-
den die künftigen Leistungsträger mit reak-
tionärem Drill und bildungsbürgerlichen
Idealen aufs Leben vorbereitet. Aus dieser
repressiven Umgebung, verkörpert durch
den mephistophelischen Lehrer Dolinar,
flüchte sich Till in die Welt des Gaming.
„Mit feinsinniger Ironie spiegelt Schachin-
ger die politischen und sozialen Verhältnis-
se der Gegenwart: Aus gebildeten Zöglin-
gen spricht die rohe Gewalt. Die Welt der
Computerspiele bietet einen Ort der Fanta-
sie und Freiheit“. Der Roman verhandle auf
„erzählerisch herausragende und zeitgemä-
ße Weise“ die Frage nach dem gesellschaft-
lichen Ort der Literatur. aw T

Tonio Schachinger
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Für Nachwuchs
wird gesorgt

Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter eines weltbekannten
Pharmariesen können sich
zukünftig vertrauensvoll an

ihre Chefs und Chefinnen wenden,
wenn sie an einem bislang unerfüllten
Kinderwunsch leiden. Nein, das ist kein
neuer sich abzeichnender Me-Too-Fall,
keine Einladung zu einvernehmlichen
Büro-Schäferstündchen und auch nicht
der Teaser zu irgendwelchen Schmud-
del-Filmchen. „Fertility Benefits“ nennt
der Konzern es, wenn er die Kosten in
fünfstelliger Höhe für eine Fruchtbar-
keitsbehandlung bei seinen Angestellten
übernimmt. An den Firmen-Niederlas-
sungen in den USA, Kanada und Japan
werde dies bereits seit Jahren erfolgreich
praktiziert. In Zeiten des grassierenden
Fachkräftemangels müssen Unterneh-
mer sich eben etwas einfallen lassen, um
ihre Leute bei der Stange zu halten. Ein
Obstkorb in der Kaffeeküche oder Frei-
karten für das Fitness-Studio oder die
Wellness-Oase reichen das schon lange
nicht mehr.
Spötter mögen unken, das besagter Phar-
ma-Konzern damit wirbt, dass dank sei-
ner eigenen Fruchtbarkeitstherapie-Pro-
dukte bereits mehr als fünf Millionen
Kinder geboren wurden. Wenn man
aber bedenkt, dass Kinder beruflich ja
gerne mal in die Fußstapfen der Eltern
treten, wird deutlich, welche wahre Po-
tenz in einem solch langfristig angeleg-
ten Programm zur Nachwuchsgewin-
nung liegt. Sollte Verteidigungsminister
Boris Pistorius demnächst wieder er-
nüchternde Zahlen aus seiner Personal-
abteilung vorgelegt bekommen, sollte er
daran denken, ob ein solches Benefit-
Programm nicht auch seine nachwuchs-
arme Truppe beleben könnte. Selbst der
Bundeswehr-Werbeslogan „Mach, was
wirklich zählt“ müsste nicht einmal auf-
gegeben werden. Allein der Dienst an
der Braut des Soldaten wird nicht rei-
chen. Alexander Weinlein T

VOR 30 JAHREN...

Korruption
unterbinden
12.11.1993: Abgeordnetenbestechung
wird strafbar. Es war eine, wie es der
SPD-Abgeordnete Hans de With im Bun-
destag formulierte, „peinliche Lücke“ im
deutschen Strafgesetzbuch. Zwar war der
Gesetzgeber schon 1953 der Auffassung,
dass das Thema Abgeordnetenbestechung

„einer besonderen Regelung bedürfe“, so
de With am 12. November 1993. Zu einer
Lösung konnte man sich jedoch erst 40
Jahre später durchringen. An jenem Tag
verabschiedete der Bundestag bei nur ei-
ner Stimmenthaltung, dass der Kauf und
Verkauf einer Abgeordnetenstimme künf-
tig mit einer Freiheitsstrafe von bis zu
fünf Jahren oder einer Geldstrafe geahn-
det wird. Die Neuregelung galt fortan für
alle Abgeordneten in Bundestag, Europa-
parlament, Landtagen und Kommunen.
Während die direkte Einflussnahme auf
Richter oder Beamte längst strafbar war,
war für Abgeordnete weder die aktive
noch die passive Bestechung im Zusam-
menhang einer Abstimmung im Parla-
ment unter Strafe gestellt. Bundesjustiz-
ministerin Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger (FDP) hielt den Schritt für überfäl-
lig, da solche Taten „das öffentliche Ver-
trauen in die Integrität der Mandatsaus-
übung sowie in die Funktionsfähigkeit
des repräsentativen Systems“ missbrauch-
ten. Der bekannteste Fall von Abgeordne-
tenbestechung in Deutschland hatte sich
1972 beim konstruktiven Misstrauensvo-
tum der Union gegen Bundeskanzler Wil-
ly Brandt (SPD) ereignet. Der von Rainer
Barzel (CDU) initiierte Versuch, den
Kanzler zu stürzen scheiterte, weil ihm
zwei Stimmen fehlten. Inzwischen ist be-
legt, dass der CDU-Abgeordnete Julius
Steiner damals 50.000 D-Mark aus der
DDR dafür bekam, dass er nicht für Bar-
zel stimmte. Ost-Berlin wollte Brandt als
Kanzler halten und die Ost-Verträge si-
chern. Benjamin Stahl T

Julius Steiner wurde von der Stasi für sei-
ne Stimme im Bundestag bezahlt.
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Zum neuen Erscheinungsdatum:
Wochenzeitung jetzt Wochenendzei-
tung zeitnah und aktuell. Das Parla-
ment ist für alle Gesellschaftsschichten
verständlich, übersichtlich und span-
nend aufgeschrieben. Bei vielen Men-
schen wecken diese Zusammenfassun-
gen großes Interesse an Politik und Ge-
schichte und daran, sich mehr zu enga-
gieren, besonders auch unsere Jugend.
Eine gute Sache jetzt druckfrisch zum
Wochenende das Parlament im Brief-
kasten vorzufinden. Man kann so künf-
tig die Eindrücke aus der Sitzungswo-
che schon am Wochenende mit mehr
Zeit und Muße gemütlich nachlesen, ob
digital oder gedruckt.

Ursula Reichert,

Hanau

Zur Ausgabe 42 vom14. Oktober 2023,
zum Leserbrief von Gerhard Niemeyer
auf Seite 12:
Weiß der Leser Gerhard Niemeyer wirk-
lich nicht, dass zu einer Demokratie
linke, rechte und Parteien der Mitte ge-
hören? Will er wirklich die Freien Wäh-
ler und Teile von CDU und CSU verbie-
ten?

Rolf Schikorr,

Berlin

Zur Ausgabe 42 vom 14. Oktober 2023,
„Neue Dimension des Krieges“ auf Sei-
te 3“:
Olaf Scholz hat Israel als politischer
Freund aus Deutschland besucht!
Mich aber würde auch mal interessie-
ren, wie er diese ultrarechte Regierung

in Israel sieht und wahrnimmt!?
„Der Krieg ist nichts anderes als die
Fortsetzung der Politik mit anderen
Mitteln“, das sagt der preußische Gene-
ral, Militärtheoretiker und Schriftsteller
Carl Philipp Gottlieb von Clausewitz
(1780-1831); für mich ist der Krieg ein
sehr grausames Mittel! Auch aus Um-
weltgründen dürften im Grunde gar
keine Kriege mehr geführt werden, da
der CO2-Ausstoß sicherlich ungeheuer-
lich groß sein dürfte! Warum sagt hier-
zu der Bundesminister für Wirtschaft
und Klimaschutz Robert Habeck nichts,
denn irgendwie steckt Deutschland mit
all seinen Waffenlieferungen, indirekt
mitten drin ?

Riggi Schwarz,

Büchenbach

Zur Ausgabe 42 vom 14. Oktober 2023,
„An der Seite Israels“ auf Seite 1“:
Es geht immer brutaler auf der Welt zu,
keine Spur mehr von Menschlichkeit
oder ist das vielleicht sogar die neue
Menschlichkeit, dass man nicht mehr
groß miteinander redet, sondern gleich
dazwischen schlagen muss, ganz egal
wie viele Opfer es geben wird. Wir in
Deutschland stehen an der Seite von Is-
rael und das ist gut so, aber gibt es
wirklich keine andere Möglichkeit, als
noch weitere Gewalt anzuwenden.
Deutschland liefert schon Waffen in die
Ukraine, soll Deutschland im Fall des
Falles, auch noch Waffen nach Israel lie-
fern? Ein Welt ohne Kriege wäre be-
stimmt eine noch schönere Welt, aber
so etwas kriegen wir Menschen einfach
nicht gebacken!

Klaus P. Jaworek,

Büchenbach
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Topthemen vom 08. – 03.10.2023

Jüdisches Leben in Deutschland (Do) ,
Unterstützung für die Ukraine (Do)
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Alle Debatten zum Nachsehen
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Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 11. November.

PERSONALIA

>Martina Schönebeck †
Bundestagsabgeordnete 1990, PDS
Am 3. Oktober starb Martina Schönebeck
im Alter von 75 Jahren. Die Psychologin aus
Berlin trat 1990 der PDS bei und gehörte
dem Kreisvorstand in Berlin-Lichtenberg an.
Schönebeck war 1990 Mitglied der ersten
frei gewählten Volkskammer der DDR und
Vorsitzende des Ausschusses für Gesund-
heitswesen.

>Rita Pawelski
Bundestagsabgeordnete 2002-2013,
CDU
Am 29. Oktober wird Rita Pawelski 75 Jahre
alt. Die Journalistin aus Hannover trat 1971
der CDU bei, wurde 1986 in den niedersäch-
sischen Landesvorstand gewählt und saß
von 1996 bis 2000 im CDU-Bundesvor-
stand. Von 1972 bis 1996 engagierte sie
sich kommunalpolitisch und gehörte von
1990 bis 2002 dem Landtag in Hannover
an. Im Bundestag wirkte Pawelski im Fami-
lien-, im Wirtschafts- sowie im Tourismus-
ausschuss mit, dessen stellv. Vorsitz sie von
2009 bis 2013 innehatte.

>Lothar Handschack
Bundestagsabgeordneter 1990,1994,
CDU
Am 31. Oktober wird Lothar Handschack
75 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Geyer/
Erzgebirgskreis trat 1974 der CDU in der
DDR bei. 1990 gehörte er der ersten frei ge-
wählten Volkskammer und dem Bundestag
an, in den er im Juli 1994 wieder kurzzeitig
einzog.

>Ulrich Steger
Bundestagsabgeordneter 1976-1984,
SPD
Ulrich Steger begeht am 8. November sei-
nen 80. Geburtstag. Der Diplom-Ökonom
und spätere Hochschullehrer trat 1963 der
SPD bei und war von 1975 bis 1984 stell-
vertretender Unterbezirksvorsitzender in
Recklinghausen. Im Bundestag wirkte der
Direktkandidat des Wahlkreises Reckling-
hausen II im Forschungsausschuss mit und
war seit 1982 forschungspolitischer Spre-
cher seiner Fraktion.

>Emil Schnell
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
SPD
Am 10. November wird Emil Schnell 70 Jah-
re alt. Der Diplom-Physiker aus Potsdam
zählte Ende 1989 zum Gründerkreis der So-
zialdemokratischen Partei in der DDR und
war von 1992 bis 1994 Vorsitzender des
Unterbezirks Potsdam. 1990 gehörte er der
ersten frei gewählten Volkskammer an und
amtierte von April bis August als Minister
für Post- und Fernmeldewesen. Schnell
wirkte im Ausschuss für Post- und Telekom-
munikation sowie im Haushaltsausschuss
mit.

>Sabine Ursula Stüber
Bundestagsabgeordnete 2009-2013,
Die Linke
Sabine Ursula Stüber wird am 11. Novem-
ber 70 Jahre alt. Die Diplom-Ingenieurin aus
Chorin/Kreis Barnim trat 1982 der SED bei
und gehört seit 1990 der PDS bzw. seit
2007 der „Linken“ an. In jenem Jahr wurde
sie stellvertretende Kreisvorsitzende ihrer
Partei. Von 1990 bis 2003 war Stüber Kreis-
tagsabgeordnete. Im Bundestag betätigte
sie sich im Petitions- sowie im Umweltaus-
schuss.

>Klaus Röhl
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
FDP
Am 12. November vollendet Klaus Röhl sein
90. Lebensjahr. Der Diplom-Chemiker aus
Berlin, bis 1989 parteilos und 1990 FDP-
Gründungsmitglied in der DDR, wurde 1991
stellv. Landesvorsitzender in Berlin. Röhl en-
gagierte sich im Verkehrsausschuss, dessen
stellv. Vorsitz er von 1990 bis 1994 innehat-
te. Von 1994 bis 1998 war er FDP-Obmann
im Untersuchungsausschuss „Veruntreutes
DDR-Vermögen“.

>Ursula Mogg
Bundestagsabgeordnete 1994-2009,
SPD
Ursula Mogg wird am 12. November
70 Jahre alt. Die Angestellte aus Koblenz
schloss sich 1974 der SPD an und war stell-
vertretende Vorsitzende auf Unterbezirks-
und Bezirksebene sowie Mitglied des Lan-
desvorstands Rheinland-Pfalz. Von 1979 bis
1999 gehörte sie dem Stadtrat in Koblenz
an. Mogg wirkte seit 1998 im Verteidi-
gungsausschuss mit. Der Parlamentarischen
Versammlung der Nato gehörte sie von
2002 bis 2009 an.

>Hartwig Fischer
Bundestagsabgeordneter 2002-2013,
CDU
Hartwig Fischer wird am 14. November 75
Jahre alt. Der Einzelhandelskaufmann aus
Göttingen wurde 1972 CDU-Mitglied, stand
von 1977 bis 1993 an der Spitze des dorti-
gen Stadtverbands, gehörte von 1984 bis
2002 dem Landesvorstand in Niedersachsen
an und war von 1986 bis 2002 CDU-Gene-
ralsekretär in Niedersachsen. Von 1986 bis
2002 saß Fischer im Landtag in Hannover.
Im Bundestag engagierte er sich im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit,
im Ausschuss für Menschenrechte und hu-
manitäre Hilfe sowie im Auswärtigen Aus-
schuss. bmh T

ORTSTERMIN: FRANKFURTER BUCHMESSE

Von Waben und Worten
Es herrscht reges Treiben im Pavillon des Gastlandes Slowe-
nien auf der 75. Frankfurter Buchmesse – wie in einem Bie-
nenstock strömen Besucherinnen und Besucher hinein und
hinaus. Auf offenen Regalen stehen Romane, Sach- und Kin-
derbücher slowenischer Autoren. Es riecht nach dem Holz
der recycelbaren Bücherregale und nach den echten Rosma-
rinpflanzen im Raum. Dazwischen finden sich Sitzgelegen-
heiten, die zum Lesen und Innehalten nach langen Messeta-
gen einladen.
In Slowenien sagt man: „Mit Honig fängt man Fliegen, mit
süßen Worten Leute“. Und da Sprichwörter immer ein Stück
Lebensart und Geschichte der Kultur widerspiegeln, aus der
sie stammen, zeigt dieses, dass die Imkerei und die Sprache
eine besondere Bedeutung für das kleine zentraleuropäische
Land haben, das gerade einmal so groß ist wie Hessen.
Tatsächlich ist die Imkerei fest in der slowenischen Tradition
verankert, das Land hat weltweit die meisten Imker pro
Kopf. Bezüglich der Landessprache schreibt Asta Vrecko, die
slowenische Ministerin für Kultur, in der Buchmessenausga-
be der slowenischen Tageszeitung Delo: „Die nationale

Identität der Slowenen beruht auf der Sprache und den Bü-
chern.“ Viele dieser Bücher können nun auch auf Deutsch
gelesen werden. In Vorbereitung auf die Messe hat es rund
600 neueÜbersetzungen slowenischer Werke gegeben.
Verknüpft wurden Sloweniens Honig und Worte auch für
die Bücherschau. Unter dem Motto „Waben der Worte“ prä-
sentiert sich das Gastland. Die Idee dahinter: Wie Bienen,
die hinaus in die Welt fliegen und mit Nektar und Pollen
zurückzukehren, strömen auch die Sloweninnen und Slowe-
nen in andere Länder und Kontinente und bringen verschie-
dene kulturelle und künstlerische Einflüsse in die Sprache
und Kultur des Heimatlandes zurück.
Einer der bekanntesten Autoren Sloweniens ist Slavoj Žižek.
Der Philosoph sorgte am Anfang der Woche mit Äußerun-
gen zum Nahostkonflikt in seiner Rede während der Eröff-
nung der Messe für einen Eklat. Mehrere anwesende Politi-
ker verließen daraufhin die Veranstaltung. Der Direktor der
Buchmesse, Juergen Boos, äußerte sich spontan nach Žižeks
Ansprache und betonte: „Es ist die Freiheit des Wortes. Und
die müssen wir hier stehen lassen, das ist mir wichtig“.

Politischer Streit gehört dazu: Die Messe müsse sich auch
mit gesellschaftspolitisch relevanten Themen beschäftigen,
hatte Boos jüngst im Interview mit dieser Zeitung geäußert.
Politische Debatten gehörten zu ihrer DNA.
Der Krieg in Israel und im Gazastreifen dominiert den bis-
herigen Diskurs über die Messe und doch geht auf der größ-
ten Bücherschau der Welt alles seinen gewohnten Gang: Il-
lustratorinnen und Buchhändler, Verleger und Autorinnen
tauschen sich aus. Es gibt Lesungen und Diskussionsrunden.
Über 4.200 nationale und internationale Aussteller präsen-
tieren sich – darunter in diesem Jahr erstmalig „Das Parla-
ment“. Nach den Fachtagen ist die Messe seit Freitagnach-
mittag für Privatpersonen geöffnet. Insgesamt wird mit über
300.000 Besucherinnen und Besuchern gerechnet.
Auch wenn der Ansturm groß ist und der deutsche Buch-
markt im vergangenen Jahr noch 9,44 Milliarden Euro er-
wirtschaftet hat, verliert der Buchhandel immer weiter an
Kundschaft. Doch wie der diesjährige Slogan der Buchmesse
proklamiert, heißt es: And the Story goes on – Und die Ge-
schichte geht weiter. Carolin Hasse T

Der Pavillon des Ehrengastlandes Slowenien auf der Frankfurter Buchmesse soll an die waldreiche Natur des Landes erinnern. © picture-alliance/APA/picturedesk.com/ANNEMARIE HAPPE
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Im Moment hört man in den 
Nachrichten wieder öfter vom 
Thema: private Seenot-Rettung.

Letzte Woche hat auch der Bundestag 
darüber gesprochen.

Dabei geht es vor allem um die Frage: 
Soll Deutschland private Seenot-
Retter mit Geld unterstützen?

Im folgenden Text gibt es Infos dazu.

Folgende Fragen werden zum 
Beispiel beantwortet:

• Was ist private Seenot-Rettung?

•  Welche Meinungen gibt es zu 
privater Seenot-Rettung?

•  Wie unterstützt Deutschland 
private Seenot-Retter mit Geld?

Was ist Seenot-Rettung?
Seenot bedeutet:

Ein Schiff gerät auf dem Meer in 
Gefahr. 
Die Besatzung kann es allein nicht 
mehr retten.

Es besteht dann die Gefahr, dass das 
Schiff verloren geht. 
Oder die Menschen an Bord sind in 
Lebens-Gefahr.

Wenn das passiert, ist Seenot-
Rettung nötig.

Dabei gilt die Regel: Jeder Kapitän 
muss einem anderen Schiff in Seenot 
helfen.

Das muss er tun, so gut es ihm 
möglich ist.

Er darf dabei natürlich sein Schiff 
nicht selbst in Gefahr bringen.

Seenot-Rettung ist außerdem die 
Aufgabe von Staaten.

Jeder Staat hat die Pflicht, in seinen 
eigenen Meeres-Gebieten für Seenot-
Rettung zu sorgen.

Deutschland hat diese Aufgabe zum 
Beispiel an einen Verein abgegeben.

Der Verein heißt: Deutsche 
Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger.

Er ist für Seenot-Rettung in der 
Ostsee und der Nordsee zuständig. 
Und zwar in den Gebieten, die zu 
Deutschland gehören.
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Private Seenot-Rettung im 
Mittel-Meer
Es gibt auch noch andere private 
Seenot-Retter.

Sie haben keinen Auftrag von einem 
Staat.

Oft hört man in den Nachrichten von 
ihnen.

Dabei geht es dann meistens um 
Seenot-Rettung im Mittel-Meer.

Und zwar um die Rettung von 
Flüchtlingen aus Afrika oder West-
Asien.

Sie wollen über das Mittel-Meer nach 
Europa kommen.

Dafür haben sie verschiedene Gründe:

•  Vielleicht fühlen sie sich in ihrer 
Heimat nicht sicher.

•  Vielleicht gibt es dort einen Krieg.

•  Vielleicht hoffen sie auf ein besseres 
Leben in einem anderen Land.

Das Problem dabei ist:

Viele von ihnen würden keine 
Erlaubnis für eine Einreise nach 
Europa bekommen.

Deswegen suchen sie einen 
unerlaubten Weg.

Dafür wenden sie sich an eine 
Berufs-Gruppe mit dem Namen: 
Schleuser.

Schleuser sind Menschen, die Geld 
mit unerlaubten Einreisen verdienen.

Sie helfen Flüchtlingen, unerlaubt in 
ein fremdes Land einzureisen.

Dafür bezahlen die Flüchtlinge oft 
mehrere Tausend Euro.

Auch auf dem Mittel-Meer gibt es 
solche Schleuser.

Sie bringen die Menschen mit Booten 
über das Mittel-Meer.

Dabei sind die Boote oft mit zu vielen 
Menschen beladen. 
Oder sie sind für eine Reise über das 
Mittel-Meer gar nicht geeignet.

Viele Boote geraten deswegen in 
Seenot.

Dabei sind schon viele Menschen 
gestorben.

Hier kommt nun die Seenot-Rettung 
ins Spiel.

Denn wie oben schon beschrieben: 
Alle Menschen in Seenot müssen 
gerettet werden.

Es gibt verschiedene staatliche 
Gruppen, die im Mittel-Meer dafür 
zuständig sind.

Vor einigen Jahren waren aber 
verschiedene Menschen der 
Meinung: Die staatliche Seenot-
Rettung im Mittel-Meer funktioniert 
nicht richtig.

Daraufhin haben sich verschiedene 
Vereine gegründet. 
Unter anderem auch in Deutschland.

Diese Vereine haben eigene Schiffe, 
die durchs Mittel-Meer fahren.

Sie bleiben in der Nähe der Wege, auf 
denen die Schleuser-Boote fahren.

Wenn dann ein Boot in Seenot gerät, 
retten sie die Menschen.

Sie übergeben sie dann an andere 
Schiffe. 
Oder sie bringen sie nach Europa. 
Zum Beispiel nach Italien oder 
Griechenland.

Geld von Deutschland
Die privaten Seenot-Retter im Mittel-
Meer haben erst einmal nichts mit 
Deutschland zu tun.

Sie bekommen ihr Geld zum Beispiel 
durch Spenden.

Im Jahr 2022 hat der Bundestag aber 
beschlossen:

Die privaten Seenot-Retter sollen 
Geld vom Staat bekommen.

Und zwar jedes Jahr 2 Millionen Euro.

Und das erst einmal bis zum Jahr 
2026.



Streit um Unterstützung
Um dieses Geld gibt es im Moment 
Streit.

Letzten Monat hat die Regierungs-
Chefin von Italien einen Brief 
an Bundes-Kanzler Olaf Scholz 
geschrieben.

Sie hat sich beschwert, dass 
Deutschland die privaten Seenot-
Retter mit Geld unterstützt.

Denn die privaten Seenot-Retter 
bringen ja viele Menschen nach 
Italien.

Für die Italiener ist das ein großes 
Problem. 
Sie können so viele Menschen nur 
schwer versorgen.

Nach dem Brief hat Olaf Scholz dann 
gesagt: Er findet es auch nicht gut, 
wenn Deutschland Geld an private 
Seenot-Retter gibt.

Für kurze Zeit kam in den 
Nachrichten auch die Meldung: 
Deutschland gibt kein Geld mehr an 
die Seenot-Retter.

Diese Nachricht war aber falsch. 
Das Geld wird es bis 2026 weiterhin 
geben.

Kritik an privater Seenot-
Rettung
Durch den Brief aus Italien gibt es 
nun wieder viele Diskussionen über 
die private Seenot-Rettung.

Zum einen wird darüber gesprochen, 
ob Deutschland die privaten Seenot-
Retter unterstützen soll.

Eine Meinung lautet: Die Seenot-
Retter haben keinen Auftrag vom 
Staat, also sollte er ihnen auch kein 
Geld geben.

Eine andere lautet: Die private 
Seenot-Rettung ist wichtig. 
Es ist gut, wenn Deutschland sie 
unterstützt.

Vielen Menschen geht es aber gar 
nicht so sehr um das Geld.
Sie sprechen darüber, ob die private 
Seenot-Rettung im Mittel-Meer 
überhaupt eine gute Sache ist.
Es folgen nun einige Meinungen zu 
diesem Thema:

Unterstützung von Schleusern
Immer mal wieder gibt es den 
Vorwurf, dass die privaten 
Seenot-Retter mit Schleusern 
zusammenarbeiten.
Also mit den Leuten, die mit 
unerlaubten Einreisen Geld verdienen.
Die Seenot-Retter sprechen sich 
angeblich mit den Schleusern ab.
Beweise gibt es dafür aber nicht.
Was aber viele Experten sagen:
Die Schleuser planen die Seenot-
Retter bei ihren Überfahrten mit ein.
Sie gehen also davon aus, dass ihre 
Boote gerettet werden.
Auf diese Weise nutzen die Schleuser 
also die Seenot-Retter also aus.

Lockt die Seenot-Rettung Flüchtlinge 
an?
Ein weiterer Vorwurf lautet:
Durch die privaten Seenot-Retter 
trauen sich mehr Menschen auf die 
Fahrt über das Mittel-Meer.
Denn: Sie wissen, dass sie gerettet 
und nach Europa gebracht werden.
Die privaten Seenot-Retter sollen ihre 
Arbeit einstellen. 
Dann wagen auch weniger Menschen 
die Fahrt über das Mittel-Meer.
Für diese Überlegungen gibt es aber 
keine Beweise.
Stattdessen gibt es aber verschiedene 
Studien von Forschern.
In den meisten davon steht: Durch 
weniger private Seenot-Rettung 
wagen nicht weniger Menschen die 
Fahrt über das Mittel-Meer.
Aber: Weniger Seenot-Rettung sorgt 
dafür, dass mehr Menschen bei der 
Überfahrt sterben.
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Sichere Orte

Eine Kritik an den privaten Seenot-
Rettern lautet: Es ist nicht richtig, 
dass sie die geretteten Menschen 
nach Europa bringen.

Sie müssten sie zurück in den Hafen 
bringen, aus dem sie gestartet sind.

Also an die Küste von Nord-Afrika.

Eine andere Meinung dazu lautet:

Menschen, die man aus Seenot 
rettet, muss man an einen sicheren 
Ort bringen. 
So steht es in den Regeln für die 
Seenot-Rettung.

Die Länder in Nord-Afrika, aus denen 
die Menschen abgereist sind, gelten 
aber nicht als sichere Orte.

Viele Menschen fahren zum Beispiel 
im nord-afrikanischen Land Libyen los.

Und von diesem Land weiß man, 
dass manche Flüchtlinge dort brutal 
behandelt werden.

Wenn man sie dorthin zurückschickt, 
bringt man sie also in Gefahr.

Absichtliche Seenot

Eine Kritik lautet auch: Die Seenot 
von Schleuser-Booten ist kein Unfall.

Sie wird absichtlich herbeigeführt.

Deswegen haben die Menschen an 
Bord auch kein Recht auf Rettung.

Eine andere Meinung ist:

Die Seenot wird vielleicht von den 
Schleusern absichtlich erzeugt.

Sie wissen zum Beispiel, dass sich 
ihre Boote gar nicht für die Überfahrt 
eignen.

Die Menschen auf dem Boot wissen 
das aber nicht unbedingt. 
Sie geraten also nicht absichtlich in 
Seenot.

Außerdem ist es ganz egal, ob 
jemand aus Versehen oder mit 
Absicht in Seenot gerät.

Nach den Regeln zur Seenot muss 
jeder gerettet werden.

Kurz zusammengefasst
Im Moment wird viel über private 
Seenot-Retter im Mittel-Meer 
gesprochen.

Sie sind dort, um Menschen zu 
retten, die ohne Erlaubnis von Afrika 
nach Europa wollen.

Und die dabei in Seenot geraten.

Zu diesem Thema gibt es viele 
unterschiedliche Meinungen.

Im Moment wird vor allem darüber 
gesprochen, ob Deutschland die 
privaten Seenot-Retter mit Geld 
unterstützen soll.

Letzte Woche hat der Bundestag über 
das Thema gesprochen.

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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